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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Beratenden Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 22. bis 26. Januar 1973 in Straßburg 


Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 24. Sitzungs- 
periode) erörterte die Beratende Versammlung Berichte und 
verabschiedete Empfehlungen und Entschließungen, die sich mit 
folgenden Themen befaßten: 

— Allgemeine Fragen (Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des 
Ständigen Ausschusses und des Ausschusses für die Be- 
ziehungen zu den nationalen Parlamenten und der Öffent- 
lichkeit; Bericht des Ministerkomitees) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder; Kahn-Acker- 
mann (S. 33), Frau Klee (S. 33) 

— Politische Fragen (Ost-West-Beziehungen [allgemeine Poli- 
tik des Europarates], künftige Rolle des Europarates) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder; Dr. Schulz (Ber- 
lin (S. 7) 11), Blumenfeld (S. 8; 18; 20), Amrehn (S. 9), Bauer 
(Würzburg) (S. 10; 23), Lemmrich (S. 13), Richter (S. 15), 
Sieglerschmidt (S. 16), Kahn- Ackermann (S. 17), Frau Her- 
klotz (S. 21) 

Beschlüsse der Versammlung 

Direktive Nr. 332 betreffend die europäischen Ost-West- 
Beziehungen 

Empfehlung 691 betreffend die Ost-West-Beziehungen 
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— Wirtschaft und Entwicklung (Wachstumsgrenzen) 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Dr. Rinderspacher 
(S. 33) 

Beschlüsse der Versammlung 
Empfehlung 697 und 

Direktive 334 betreffend die Wachstumsgrenzen 

— Sozialwesen und Gesundheit (Vorbereitung auf den Ruhe- 
stand) 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Frau Klee (S. 27) 
Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 695 betreffend die Vorbereitung auf den Ruhe- 
stand 

— Rechtsfragen (Bestimmte Aspekte des Erwerbs der Staats- 
angehörigkeit) 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Sieglerschmidt (S. 28; 
30) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 696 betreffend den Erwerb der Staatsangehörig- 
keit 

— Landwirtschaftsfragen (Europäische Landwirtschaftspolitik, 
Vertragslandwirtschaft und die vertikale Integration in 
Europa, siebter Halb Jahresbericht über die Tätigkeit der 
FAO, die Situation der Waldgebiete im Mittelmeerraum) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder Frau Herklotz 
(S. 5; 7), Roser (S, 6) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 690 betreffend die Vertragslandwirtschaft; 

Entschließung 539 betreffend den siebten Halbjahresbericht 
der FAO 

Entschließung 540 betreffend die Situation der Waldgebiete 
im Mittelmeerraum 

— Kommunalfragen (Europäisches Symposium über Grenz- 
regionen, die neunte Tagung der europäischen Kommunal- 
konferenz) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder: Dr. Ahrens 
(S. 21; 26), Bauer (Würzburg) (S. 23), Dr. Hermesdorf (Schlei- 
den) (S. 24) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 693 und Direktive 333 betreffend die Grenz- 
regionen; 

Empfehlung 694 betreffend die 9. europäische Kommunal- 
konferenz 
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— Umweltschutz (die Umweltschutzpolitik in Europa, augen- 
blicklicher Stand des gesetzlichen und administrativen Ge- 
wässerschutzes in Europa, Beseitigung fester Abfallstoffe, 
die Verschmutzung der Gewässer durch in der Landwirt- 
schaft verwendeten Künstdünger) 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Dr. Ahrens (S. 38) 
Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 699 betreffend die Umweltpolitik in Europa 

— Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen (Bericht über den 18. 
Tätigkeitsbericht des Hochkommissariats der Vereinten 
Nationen für die Flüchtlinge) 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Pöhler (S. 36) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 700 betreffend den 18. Tätigkeitsbericht des 
Hochkommissariats der Vereinten Nationen für die Flücht- 
linge 

— Geschäftsordnungsfragen (Wahl der Ausschußvorsitzenden 
und der stellvertretenden Ausschußvorsitzenden und die 
Beschlußfähigkeit in den Ausschüssen [Art. 45 Abs, 4 Buch- 
staben b und c der Geschäftsordnung], Frist für die Einbrin- 
gung von Ausschußberichten und Entwürfen von Empfehlun- 
gen und Entschließungen, die der Versammlung zur Be- 
schlußfassung vorgelegt werden [Art, 28 und 46 der Ge- 
schäftsordnung] ) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder Bauer (Würz- 
burg) (S. 31; 32), Dr. Ahrens (S. 31) 

Beschlüsse der Versammlung 
Entschließung 540 und Entschließung 541 

— Wissenschaft und Technologie (Ergebnisse der Europäischen 
Raumfahrtkonferenz vom 20. Dezember 1972) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder Richter (S. 35), 
Frau Dr. Walz (S. 35) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 698 betreffend die europäische Raumfahrtpolitik 
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Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
Staatssekretär im englischen Außenministerium Anthony Royle 
in Vertretung des derzeitigen Präsidenten des Ministerkomitees 
vor. Zur Versammlung sprachen der dänische Premierminister 
Anker Jörgensen und der Generaldirektor der FAO, A. H. 
Boerma. 

Die Versammlung wählte die Delegationsmitglieder Bauer 
(Würzburg) (SPD) zum Mitglied und Blumenfeld (CDU/CSU) 
zum stellvertretenden Mitglied des Gemischten Ausschusses. 


Bonn, den 5. Februar 1973 


Erik Blumenfeld 

Sprecher 


Hannsheinz Bauer (Würzburg) 
Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 22. Januar 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses und des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 

(Drucksache 3242) 

Berichterstatter: Abgeordneter Muscat 

T ages ordnungspunkt: 

Europäische Landwirtschaftspolitik — Vertrags- 
Landwirtschaft und die vertikale Integration 
in der europäischen Landwirtschaft 

(Drucksache 3234) 

Berichterstatter: Abgeordneter Scott-Hopkins 

Tagesordnungspunkt: 

Siebter Halbjahresbericht 
über die Tätigkeit der FAO 

(Drucksache 3216) 

Berichterstatterin: Frau Herklotz 

Frau Herklotz (SPD), Berichterstatterin: Herr 
Präsident, bevor ich zum Bericht der FAO Steilung 
nehme, möchte ich zunächst unser aller Freude 
darüber Ausdruck geben, daß der Generaldirektor 
der FAO, Herr Boerma, heute wieder unter uns 
weilt, und darüber, daß sich die Beziehungen zwi- 
schen der FAO und dem Europarat in den letzten 
Jahren besonders befriedigend und herzlich ge- 
staltet haben. Dies gilt nicht nur für unsere Ver- 
sammlung, sondern auch für die Expertenaus- 
schüsse der Regierungen. Ich denke hier zum Bei- 
spiel an den Unterausschuß für die Verwendung 
von Giftstoffen in der Landwirtschaft, an die Arbei- 
ten für den Codex Alimentarius oder auf dem Ge- 
biet der Nahrungsmittelhygiene, wo sich die Ar- 
beiten unserer beiden Organisationen in fruchtbarer 
Weise ergänzen, und zwar bei Vermeidung jeglicher 
Doppelarbeit. 

Die Antwort auf den Bericht der FAO und der 
Resolutionsentwurf in Dokument 3232 rufen unsere 
früheren Berichte und Empfehlungen auf diesem Ge- 
biet in Erinnerung, vor allem die Empfehlung 668, 
die wir im Anschluß an den Zweiten Welternäh- 
rungskongreß in Den Haag hier in unserer Versamm- 
lung angenommen hatten. Noch immer ist das Ziel 
der Strategie der zweiten Entwicklungsdekade der 
Vereinten Nationen, mindestens 0,7 ®/o des Brutto- 
sozialprodukts für öffentliche Entwicklungshilfe in 


den Industriestaaten zu verausgaben, nicht erreicht. 
Im Gegenteil, wir sind heute weiter davon entfernt 
als vor zehn Jahren. Damals wurden rund 0,52 Vo des 
Bruttosozialprodukts für öffentliche Entwicklungs- 
hilfe ausgegeben. Heute sind es im Durchschnitt nur 
noch 0,36 Vo. Die Tabelle im Anhang unseres Be- 
richts zeigt, daß man bis 1975 mit keiner wesent- 
lichen Steigerung rechnen kann, es sei denn, eine 
große Gruppe von Ländern, zum Beispiel Europa 
insgesamt, würde spektakuläre Maßnahmen ergrei- 
fen. Die Aussichten hierfür sind jedoch nicht gut. 
Präsident Pompidou zum Beispiel hat große An- 
strengungen unternommen, um wenigstens, was sein 
Land anbetrifft, in dieser Frage voranzukommen. 
Auch er fand im eigenen Land wenig Unterstützung. 

Die öffentliche Meinung in vielen unserer Länder 
scheint an dem Thema Entwicklungshilfe nicht inter- 
essiert zu sein. Mondlandungen sind immer noch 
interessanter als die Armut und die mangelnde so- 
ziale Gerechtigkeit in der Welt. Ein etwaiges schlech- 
tes Gewissen wird verdrängt durch Argumente wie: 
Die Entwicklungsländer vergeuden sowieso das 
Geld; die Reichen werden doch immer reicher, aber 
die Armen bleiben arm, weil die Einkommensstruk- 
tur und die Besitzverhältnisse durch die Entwick- 
lungshilfe kaum verändert werden. 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen! Ich habe mir erlaubt, insbesondere im Anschluß 
an die Sitzung, die der Unterausschuß FAO in Mün- 
chen gehalten hat, ein wenig — ich betone: ein 
klein wenig — Kritik an der FAO, an ihrem Bericht, 
zu üben, vor allem was ihre Liste der Prioritäten an- 
belangt, die wir in unserem Ausschuß für zu lang 
halten. Wir glauben, daß der fruchtbare Dialog, den 
wir stets mit dieser Organisation gepflegt haben, für 
alle Seiten gewinnbringender ist, wenn wir uns nicht 
nur gegenseitig Komplimente machen. Es ist eine 
Kritik unter Freunden. 

Deshalb auch werfen wir einige Fragen auf, zum 
Beispiel die, ob es möglich ist, alle Anstrengungen 
der FAO auf ein einziges Problem hin zu orientieren, 
beispielsweise dem der Arbeitsbeschaffung in den 
Agrargebieten der Dritten Welt, da das Problem der 
Arbeitslosigkeit infolge des rapiden Bevölkerungs- 
wachstum immer gewaltigere Ausmaße annimmt. 
Mir scheint, dieses Problem der Arbeitslosigkeit in 
diesen unterentwickelten Gebieten ist wie eine Zeit- 
bombe, die ständig tickt. 

Die zweite Frage, die ich hier aufwerfen möchte, 
ist, inwieweit man die Agrarreform in den Entwick- 
lungsländern stärker als bisher forcieren kann, da- 
mit nicht nur eine privilegierte Schicht von den 
Errungenschaften der Grünen Revolution profitiert. 
Es ist wohl allen bewußt geworden, daß die Hoff- 
nungen, die die Grüne Revolution geweckt hat, nur 
dann verwirklicht werden können, wenn sie zu 
einem integrierenden Bestandteil einer Gesamt- 
strategie der wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung gemacht werden. Das heißt, technische Maß- 
nahmen müssen zusammen mit Maßnahmen für 
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bessere Landverteilung und Landnutzung erfolgen, 
zusammen mit Beschäftigung, Vermarktung, Infra- 
struktur, Anpassung von landwirtschaftlicher und 
industrieller Entwicklung und mancher anderen 
Frage; all dies, verehrte Kollegen, nicht nur auf 
nationaler, sondern auch auf internationaler Ebene. 

Die historische Bedeutung der ersten Entwick- 
lungsdekade der Vereinten Nationen liegt darin, 
diese Zusammenhänge zumindest im Prinzip erkannt 
und auf die Notwendigkeit menschlicher Zusammen- 
arbeit für eine gemeinsame bessere Zukunft hinge- 
wiesen zu haben. Ziel der zweiten Entwicklungs- 
dekade ist es, diese Erkenntnisse, die in dem Be- 
richt des Pearson-Komitees ihren vielleicht besten 
Ausdruck gefunden haben, zu nutzen und damit den 
Grundstein für eine echte weitere Gesamtentwick- 
lung zu legen. 

Der Bericht der FAO zur Welternährungs- und 
-landwirtschaftslage zeigt auf, daß sich die Ernäh- 
rungslage der Entwicklungsländer im letzten Jahr- 
zehnt nur geringfügig verbessert hat. Der Bericht 
kommt unter Berücksichtigung des Wachsens der 
Bevölkerung zu dem Ergebnis, daß sich die Zahl 
derer, die chronisch unterernährt sind, im Verlaufe 
eines Jahrzehnts nicht verändert hat und heute noch 
immer zwischen 300 und 500 Millionen liegt; das ist 
die gleiche Zahl wie zu Anfang der sechziger Jahre. 
Entwicklungen auf dem Gebiet der Ernährungswis- 
senschaft haben zu einer verbesserten Erkenntnis 
des Problems der Mangelernährung geführt. So 
konnte der Bericht der FAO mit ziemlicher Sicherheit 
feststellen, daß ein Viertel bis ein Drittel der Be- 
völkerung vieler Entwicklungsländer, für die ent- 
sprechende statistische Unterlagen verfügbar sind, 
an Kalorien- und Eiweißmangelernährung leidet. 
Mangelernährung dieser Art ist besonders unter 
Kindern verbreitet, und ihre schwerwiegenden Fol- 
gen für die körperliche und zuweilen für die geistige 
Entwicklung dieser Kinder sind nur zu bekannt. 

Ich darf mich an dieser Stelle nachträglich noch 
einmal dafür bedanken, daß mir vor über einem 
Jahr die FAO zusammen mit der Weltgesundheits- 
organisation die Möglichkeit gegeben hat, an einem 
Seminar in Afrika teilzunehmen, das sich besonders 
mit diesen Mangelkrankheiten und Mangelerschei- 
nungen in der Ernährung vor allem im Hinblick auf 
die Entwicklung Heranwachsender beschäftigt hat. 

Nun, verehrte Kollegen, hinter dieser scheinbar 
statischen Situation in der Nahrungsmittelversor- 
gung verbergen sich tatsächlich unerhört dramatische 
Entwicklungen gegensätzlicher Richtung hinsichtlich 
der Nahrungsmittelerzeugung und der Zunahme der 
Bevölkerung. 

Wir möchten bei der Behandlung dieses FAO- 
Berichtes auch die Frage aufwerfen, inwieweit bei 
den Entwicklungsprojekten heute schon die Pro- 
bleme des Umweltschutzes mit berücksichtigt wer- 
den. Unseres Erachtens sollte die FAO hier nicht so 
sehr auf theoretische Studien abzielen, sondern 
sollte auf konkreter Anwendung in den einzelnen 
Entwicklungsprojekten der Landwirtschaft und der 
Ernährungswirtschaft der Dritten Welt bestehen. Es 
wäre zu wünschen, daß die Entwicklungsländer die 


Fehler, die in der Vergangenheit in den Industrie- 
nationen gemacht wurden, von Anfang an vermei- 
den. Einige Bemerkungen im Bericht der FAO lassen 
darauf schließen, daß das durchaus möglich ist und 
daß nur geringe Kosten entstehen, wenn die Ge- 
sichtspunkte des Umweltschutzes von Anfang an 
Berücksichtigung finden. 

Herr Präsident! Der Bericht der FAO ist so um- 
fangreich, daß ich natürlich nur auf wenige Kapitel 
eingehen konnte. Die Frage des Weltleitplans und 
der internationalen Anpassung der Agrarstrukturen 
habe ich nur kurz erwähnt, da hierüber unser Kol- 
lege Lord Walston demnächst — im Laufe dieses 
Jahres — einen ausführlichen Bericht vorlegen wird. 

Kurz erwähnt wurden auch die Probleme der 
Fischereipolitik. Unser Unterausschuß hat sich immer 
besonders für die Arbeit des „Conseil general de la 
peche pour la Mediterranee" interessiert. Die Fra- 
gen des „ overfishing " und der Meeresverschmutzung 
dominieren heute überall in der Diskussion; man 
sollte aber unseres Erachtens endlich aus dem Sta- 
dium der Studien herauskommen, und man sollte 
praktische Taten folgen lassen. 

Schließlich bitten wir die FAO, dem nächsten 
Bericht ein kurzes Kapitel über ihre Budgetentwick- 
lung anzufügen, damit sich unsere Versammlung 
darauf in ihrer Entschließung berufen kann und die 
Möglichkeit erhält, sich für erhöhte Mittel einzu- 
setzen, denn alles, was wir bisher getan haben und 
tun konnten, hat sich als unzureichend erwiesen. 

Ich glaube deshalb, gut daran getan zu haben, am 
Schluß des Antwortberichtes einen so kompetenten 
und angesehenen Mann wie McNamara, den Präsi- 
denten der Weltbank, zu zitieren, der wohl mit 
Recht behauptet, daß es kein rationales Argument 
für die Industriestaaten gibt, größere Anstrengungen 
für die Entwicklungshilfe zu verweigern. Er sagte: 

Die Wohlstandsländer haben natürlich ihre 
eigenen innenpolitischen Prioritäten. Aber ihr 
Einkommenszuwachs ist so unermeßlich groß, 
ihre technologische Kapazität so gewaltig und 
das Maß ihrer Vorteile so riesig, daß ihre Wei- 
gerung, den benachteiligten Nationen mehr zu 
helfen, rational nicht begründet werden kann. 

In diesem Sinne, Herr Präsident und meine Da- 
men und Herren, darf ich Sie bitten, unserem Bericht 
zum Bericht der FAO und unserer Resolution nach- 
her Ihre Zustimmung zu geben. 


T agesordnungspunkt : 

Ansprache des Generaldirektors der FAO, 

A. H. Boerma 

Roser (CDU/CSU): Herr Generaldirektor, Sie 
haben in Ihrem Referat als eines der hauptsächlich- 
sten aktuellen Anliegen der FAO die Verbesserung 
der Agraranpassung bezeichnet. Sie haben zugleich 
Bezug genommen auf die Dritte Welthandelskonfe- 
renz im vergangenen Jahr und die bevorstehenden 
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GATT-Verhandlungen. Uns würde sehr interessie- 
ren, in welchem Umfang und in welcher Intensität 
Sie gegenwärtig hinsichtlich des Ziels der Verbes- 
serung der Agrarstrukturen mit diesen beiden Or- 
ganisationen Zusammenarbeiten und wie der spezi- 
fische Beitrag der FAO hier aussieht. 

Generaldirektor Boerma erklärt, daß zwischen 
der FAO und den von Abg. Roser erwähnten Orga- 
nisationen sehr gute Beziehungen bestünden. Die 
FAO habe nach einem gründlichen Studium der all- 
gemeinen Probleme einen besonderen Unteraus- 
schuß eingesetzt und damit beauftragt, die UNC- 
TAD und das GATT zu informieren, um die uner- 
läßliche Verbindung zwischen Produktion und Han- 
del herzustellen; besonders nützlich sei diese Zu- 
sammenarbeit gewesen für die Verhandlungen zwi- 
schen den Ländern, die Kakaobohnen anbauten, und 
den Ländern, die Kakaobohnen importierten. 

Frau Herklotz (SPD) : Herr Präsident, es ist 
sicher nicht notwendig, hier noch einmal länger zu 
reden. Die ausgezeichnete Diskussion hat uns allen, 
vor allem aber Herrn Boerma, gezeigt, daß in dieser 
Versammlung sehr engagierte Abgeordnete tätig 
sind, Vertreter ihrer nationalen Parlamente, hier 
aber als Abgeordnete in der Beratenden Versamm- 
lung, Menschen mit viel Sachverstand, aber auch 
mit sehr viel Anteilnahme an allen diesen Fragen. 

Ich brauche sicher nicht auf einzelne Fragen und 
Bemerkungen einzugehen. Aber gerade Herrn Kol- 
legen Judd darf ich sagen, daß die Frage, die ihn 
so intensiv beschäftigt, auch unsere Frage ist. Wir 
haben sie diesmal deshalb nicht behandelt, weil sie 
ein Hauptthema des Berichts von Lord Walston 
sein wird, den ich in meiner Einführungsrede schon 
angekündigt habe. 

Danken darf ich auch dem Vertreter des Staates 
Israel, weil gerade Israel als kleines Land sehr viel 
gute Entwicklungshilfe geleistet hat, beispielhaft 
für manches größere Land. Das wenigstens wollte 
ich hier sagen. 

Herrn Boerma darf ich die Frage unseres Kolle- 
gen Geelkerken zur Fischerei im Mittelmeer „mit- 
geben". Im Unterausschuß Fischereiwesen unseres 
Landwirtschaftsausschusses wird eine Empfehlung 
an die europäischen Regierungen ausgearbeitet, die 
Arbeit des „Conseil de la peche" zu unterstützen 
und der von der FAO vorgeschlagenen Konvention 
zuzustimmen. Wir wollten ihnen doch dieses Positi- 
ve mitteilen, das wir nun erarbeiten wollen. 

Was die von uns angesprochene Frage der Mit- 
teilung über das Budget angeht, so sollten Sie dies 
das nächste Mal, in zwei Jahren, vielleicht etwas 
anders auslegen — deutlicher, als wir es gesagt ha- 
ben. Ich meine, wir haben dasselbe gemeint, auch 
wenn es nun in unserem Entwurf etwas anders aus- 
sieht. 

Ich darf allen noch einmal herzlich danken. Für 
uns alle darf ich vor allem dafür danken, daß Herr 
Boerma heute wieder einmal bei uns war. Herzli- 
chen Dank! 


Tagesordnungspunkt: 

Die Situation der Waldgebiete 
im Mittelmeerraum 

(Drucksache 3217) 

Berichterstatter: Abgeordneter Pecoraro 


Dienstag, 23. Januar 1973 


Tagesordnungspunkt : 

Künftige Rolle des Europarats 

(Drucksache 3243) 

Berichterstatter: Abgeordneter Reverdin 

Dr. Schulz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir einige Bemerkungen, zu denen ich mich um 
so eher verpflichtet fühle, als ein großer Teil mei- 
nes Wirkens in diesem Hause dem Thema gegolten 
hat, das jetzt zur Debatte steht. 

Vor genau fünf Jahren hatte ich die Ehre, dem 
Plenum einen Bericht über das damalige intergou- 
vernementale Arbeitsprogramm zu erstatten. Ich 
habe in diesem Bericht bewußt auch das Schicksal 
des Europarats aufgeworfen und durch einige pro- 
vozierende futurologische Elemente in diesem Hau- 
se und außerhalb dieses Hauses eine lebhafte und 
kontroverse Diskussion angefacht. Ich stellte da- 
mals einen Antrag, die Versammlung möge auf dem 
eingeschlagenen Wege fortfahren. Auf Grund die- 
ses Antrags wurde dann ein Unterausschuß bei der 
Politischen Kommission eingesetzt, der sich in den 
letzten Jahren sehr intensiv mit den Aspekten der 
Zukunft des Europarats befaßte und der seine Auf- 
gabe durch einen im Oktober 1971 erstatteten Be- 
richt an die Versammlung zurückgab. Es liegt da- 
her nahe, daß mich diese Debatte heute mit Genug- 
tuung erfüllt. Ich möchte vor allen Dingen unserem 
verehrten ehemaligen Präsidenten Reverdin für sei- 
ne sehr konkreten und auf das Wesentliche zielen- 
den Formulierungen danken. 

Ich habe immer die Auffassung vertreten, daß 
auch bei einer Erweiterung, ja bei einer maximalen 
politischen Integration der Gemeinschaften der Eu- 
roparat als Forum freier Diskussion in diesem Kon- 
tinent einen unveräußerlichen Wert darstellt und 
behalten wird: allerdings — und das möchte ich 
mit großem Nachdruck hinzufügen — nur dann, 
wenn er niemals sein Statut, wenn er niemals das 
programmatische Fundament, unter welchen Ein- 
flüssen auch immer, zur Disposition stellt. Denn 
sollte dem Europarat von innen oder außen Gefahr 
drohen, daß seine immanente und durchaus exklu- 
sive politische Moral durch einen Anpassungspro- 
zeß, besser gesagt: durch einen Anbiederungspro- 
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zeß, aufgelöst wird, dann sollte er mit einer letzten 
rühmlichen Entscheidung noch rechtzeitig Abschied 
von der Geschichte nehmen. Und wenn die Regie- 
rungen dazu nicht bereit sind, dann sollte sich die 
Beratende Versammlung aus freien Stücken auflö- 
sen. Ich hoffe allerdings nicht, und ich glaube 
auch nicht, daß es so weit kommen wird. 

Auch im Rahmen der vieldiskutierten Entspan- 
nung, deren Problematik ich mich heute nachmittag 
zuwenden werde, auch und gerade in der Zeit nach 
einer ersten gesamteuropäischen Konferenz, kann 
der Europarat seinen Wert nur behalten, wenn er 
seine besondere Eigenständigkeit wahrt. Ich meine, 
daß eine Institution, die nun schon durch die Ent- 
wicklung eines Vierteljahrhunderts bis zum heuti- 
gen Tage die Länder der Europäischen Gemein- 
schaft mit Nichtmitgliedstaaten und neutralen Staa- 
ten in gemeinsamer, fruchtbarer Arbeit verbindet, 
auch die ideale Institution für Sachgespräche mit 
dem Östlichen Teil unseres Kontinents wäre. Die 
Themen, die hier in absehbarer Zeit mit der Hoff- 
nung auf fruchtbare Ergebnisse diskutiert werden 
können wie etwa die Technologie, der Umwelt- 
schutz, die Landschaftspflege, der Ausbau von wis- 
senschaftlichen und insbesondere von medizini- 
schen Data, sind ja Gott sei Dank nicht oder kaum 
mit Ideologie befrachtet. Es besteht infolgedessen 
überhaupt kein Grund, daß der Europarat, wenn er 
solche Themen mit östlichen Partnern zu erörtern 
wünscht, vorher eine Art moralischen Harakiris be- 
geht. Wenn und solange irgendwelche Partner des 
Europarats solches auch nur indirekt verlangen, 
sind sie für solche Gespräche noch nicht reif. 

Eine zweite Überlegung, auf einer Überzeugung 
beruhend, die ich den Ausführungen des Herrn Prä- 
sidenten Reverdin an einem anderen Ort verdanke 
und die ich mir zu eigen gemacht habe: Die Erwei- 
terung der Gemeinschaft hat es mit sich gebracht, 
daß sie derzeitig nach Norden etwas kopflastig ge- 
worden ist. Das wird hoffentlich nicht immer so 
bleiben. Ich setze jedenfalls meine Hoffnung darein, 
daß die erweiterte Gemeinschaft von vornherein 
mit offeneren Grenzen leben wird, als dies in den 
sechziger Jahren die klassische Sechsergemein- 
schaft getan hat. Ganz sicher aber wird unter den 
Aspekten der „nördlichen Kopflastigkeit“, um es 
noch einmal zu betonen, der Europarat für eine lan- 
ge Zeit die entscheidende Klammer zwischen dem 
Norden und Süden im freien Teil unseres Konti- 
nents bleiben. 

Eine dritte und letzte Bemerkung: Die Gemein- 
schaft hat sich vorgenommen, bis 1980 eine Wirt- 
schaftsunion zu schaffen. Diese Wirtschaftsunion 
wäre nicht funktionsfähig, wenn sie nicht gleichzei- 
tig oder mindestens innerhalb verabredeter Fristen 
eine aktionsfähige politische Union entwickelte. 
Aber die Wirtschaftsunion wird auch vor sich 
selbst und Drittländern gegenüber nicht glaubwür- 
dig sein, wenn sie nicht zu einer sozialen Union 
führt. Hier sehe ich bei den sehr unterschiedlichen 
Traditionen und Entwicklungen der beteiligten Län- 
der ganz besondere Schwierigkeiten. Kein Zweifel* 
Die Organe der Gemeinschaft, vor allem das Euro- 
päische Parlament, werden sich gerade dieser Auf- 


gabe mit großer Intensität annehmen. Es ist sicher 
ein Vorzug, aber auch ein Nachteil, daß das Euro- 
päische Parlament straffer organisiert und schon 
von der Tradition her stärker in politische Gruppen 
und Fraktionen abgekapselt ist als die Beratende 
Versammlung mit ihrer größeren Elastizität. Was 
könnte da nun diese älteste europäische Institution 
gerade auf dem von mir angedeuteten Gebiet im 
Hinblick auf ihre segens- und ideenreiche, wertvol- 
le Vorarbeit leisten, um die Gemeinschaft mit ent- 
sprechenden sozialen und humanitären Impulsen zu 
befruchten! Davon hätte nicht nur die Gemeinschaft 
einen Vorteil, sondern es würde nach meiner Vor- 
stellung auf diese Weise auch ein Maximum von 
Gleichstand der sozialen Integration sowohl bei 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wie bei den 
Nichtmitgliedstaaten gewährleistet. Ich persönlich 
wäre sehr dankbar, wenn sich die Kommission, 
wenn sich vor allen Dingen das angesprochene Zu- 
kunftsgremium der „vier Weisen" mit besonderem 
Engagement der wichtigen Frage der sozialen Inte- 
gration annähme. 

Vielen Dank, Herr Präsident. 

Blumenfeld (CDU/CSU), Vorsitzender des Po- 
litischen Ausschusses: Herr Präsident! Dem, was 
die Debatte gebracht und was der Berichterstatter 

— auch in seinem Schlußwort — gesagt hat, habe 
ich eigentlich nichts mehr hinzuzufügen. Lassen Sie 
mich nur noch drei kurze Gedanken äußern. 

Erstens. Ich wünschte sehr, daß der Ministerrat, 
der ja unser eigentlicher Gesprächspartner in die- 
ser Debatte — manchmal scheint es mir, als sei er 
nicht so sehr Gesprächspartner als vielmehr auch 
ein bißchen Gesprächsgegner — ist und vorläufig 
noch bleibt, Notiz davon nimmt, mit welch ange- 
spannter Aufmerksamkeit diese Plenarversammlung 

— was relativ selten ist — den ganzen Vormittag 
über der Debatte über die Zukunft des Europarats 
beziehungsweise der Beratenden Versammlung ge- 
folgt ist, obwohl nur ein Zwischenbericht vorliegt 
und dies noch nicht die Debatte über die endgülti- 
gen Vorschläge an den Ministerrat ist. Das beweist, 
mit welchem Ernst und mit welchem Engagement 
die Parlamentarier sich dieser Frage widmen. Wir 
wünschen uns, daß das gleiche Engagement in den 
kommenden Wochen auch auf der anderen Seite, 
nämlich bei der Exekutive, deutlich spürbar wird. 

Zweitens. Es gibt in der Tat drei große Gebiete, 
die wir noch zu prüfen haben und wozu wir dem 
Plenum und allen Beteiligten unsere Stellungnahme 
vorzulegen haben: 

Einmal handelt es sich darum, daß der Europarat 
auch in Zukunft ein Forum für die demokratischen 
Staaten Europas abgeben wird. Hier werden sich 
nach unserer festen Überzeugung auch in Zukunft 
die großen politischen Debatten abspielen — wenn 
wir es wollen: in diesem parlamentarischen Forum 
der siebzehn europäischen Demokratien. 

Zum andern ist es aus den vielen Gründen, die 
hier in der Debatte erwähnt worden sind und die, 
insbesondere auch unser Berichterstatter Reverdin 
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vorgetragen hat, notwendig, die Arbeitsteilung prä- 
zise definiert wird. Wir werden uns in der Arbeits- 
gruppe und im Politischen Ausschuß bemühen, das 
zu den gestellten Terminen zu tun. Ich meine die 
Arbeitsteilung zwischen Brüssel und uns und auch 
noch einigen anderen europäischen Organisationen. 
All das spielt ja mit in die zukünftige Arbeit und 
Aufgabenstellung für die Bildung einer Föderation 
Europas hinein. 

Ich wünschte mir in diesem Zusammenhang, daß 
innerhalb des Ministerrats des Europarats die Neun 
das zur Kenntnis nehmen, was Herr Reverdin ge- 
sagt hat, nämlich daß sie in diesem Stadium der 
Kommission in Brüssel den Auftrag geben mögen, 
mit dem Europarat beziehungsweise mit dem Gene- 
ralsekretariat Gespräche zu führen und komplemen- 
tär zu dem, was wir machen, in einen Gedanken- 
austausch über die Arbeitsteilung und auch über 
die Zuweisung der Finanzmittel einzutreten. Diese 
Finanzmittel benötigt der Europarat mehr denn je, 
wenn er seine Aufgaben in der Zukunft wahrneh- 
men soll. Ich erinnere an das, was der Kollege 
Czernetz hierzu gesagt hat und was ich nur lebhaft 
unterstützen kann; ich freue mich über diesen Ap- 
pell. 

Drittens. Der Europarat beziehungsweise die Be- 
ratende Versammlung muß sich Gedanken darüber 
machen, wie er sich in die Bewältigung der Aufga- 
ben, die zum Beispiel im Rahmen der multilateralen 
Phase der Ost-West-Politik — nachdem wir wohl 
alle überzeugt sind, daß wir die bilateralen Phasen 
der Ostpolitik hinter uns gelassen haben — auf uns 
zukommen, einschalten kann. Die Skepsis hinsicht- 
lich definitiver Vorschläge, die wir jetzt und im 
Mai machen können — eine Skepsis, die sowohl 
aus dem Bericht des Kollegen Reverdin wie auch 
aus den Beiträgen mehrerer Diskussionsredner her- 
ausklang — , zeigt auch, wie schwierig diese Aufga- 
ben sind. Man kann natürlich mit einer großen Ge- 
ste sagen: jawohl, der Europarat hat die Aufgabe, 
den Jugendaustausch zwischen Ost und West und 
den Ausbau der kulturellen Beziehungen zu über- 
nehmen, .aber mit einer solchen Deklaration und In- 
tention kann man den Europarat auf einen sehr 
schwierigen Weg verweisen und ihn praktisch aus- 
trocknen; denn darauf läuft eine solche Aufgaben- 
stellung hinaus. 

Mehr erhoffe ich mir in diesem Zusammenhang 
davon, daß endlich Klarheit über die Aufgaben ge- 
schaffen wird, die dieser Europarat und sein Mini- 
sterrat im Hinblick auf eine Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa übernehmen 
kann und will. Ich bin wie Herr Czernetz der Auf- 
fassung, daß der Europarat nicht etwa dazu ver- 
dammt ist, in Zukunft eine Kleinausgabe der Inter- 
parlamentarischen Union zu werden. Vielmehr ha- 
ben wir unser Statut, eigene freiheitlich-demokrati- 
sche Prinzipien, und die werden wir bei unserer Ar- 
beit nicht aufgeben. Das ist die Direktive, nach der 
die Untergruppe des Politischen Ausschusses auch 
ihre zukünftige Arbeit ausrichten wird, um dem 
Plenum im Mai dieses Jahres einen endgültigen Be- 
richt vorzulegen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ost-West-Beziehungen 

(Drucksache 3230) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident, der Be- 
richt von Sir John Rodgers ist bemerkenswert um- 
fassend, in vielen Teilen allgemein akzeptabel und 
sehr dankenswert sowie eine hervorragende Vor- 
aussetzung für die Diskussion, die wir heute über 
das Verhältnis zwischen Ost und West führen wol- 
len. Der Bericht spiegelt die Faszination wider, mit 
der sich die Weltpolitik gegenwärtig bewegt. Der 
Besuch des amerikanischen Präsidenten in Peking, 
der weitere Besuch in Moskau, der Erfolg der er- 
sten SALT-Gespräche und die Aussicht auf eine Be- 
endigung des Krieges in Vietnam kennzeichnen 
eine veränderte Lage, in der die allgemeine Furcht 
vor einem atomaren Krieg die Staatsmänner zur 
Einsicht, zur Vernunft und zur Verständigung 
zwingt. Die Verhältnisse sind also günstig für eine 
Entspannung. Die Hoffnung auf dauerhaften Frie- 
den findet gute Nahrung. Der Optimismus des Be- 
richts, der hier vorgelegt worden ist, hat insoweit 
eine begreifbare Basis. 

Entspannung darf aber nicht einseitig sein. Mün- 
chen 1938 brachte uns eine weltweite Friedenshoff- 
nung und wurde dann doch zur katastrophalen 
Selbsttäuschung. Im Entspannungsprozeß von heute 
spielt die Regelung der deutschen Frage für Europa 
die entscheidende Rolle; darin hat Sir John Rodgers 
recht. Nicht recht aber kann ich ihm darin geben, 
wenn er meint, daß heute bereits die Hauptbedin- 
gungen für eine Entspannung in Europa erfüllt sei- 
en. Indem ich dies sage, liegt mir nichts ferner, als 
die bekannten deutschen Auseinandersetzungen der 
letzten drei Jahre über die Ostpolitik in diesem 
Saal zu erneuern. Meine Sorge, Herr Präsident, äu- 
ßere ich ausschließlich als Europäer im Blick auf 
die Wirkungen dieser Politik für Europa. 

Mit dem von Sir John Rodgers zitierten Gnmd- 
vertrag kommt die Ostpolitik zu einem vorläufigen 
Abschluß und, wie manche meinen, zu ihrer Krö- 
nung. Das Ergebnis sind die von ihm selbst hervor- 
gehobene globale völkerrechtliche Anerkennung ei- 
nes zweiten deutschen Staates, die baldige Aufnah- 
me der beiden deutschen Staaten in die Vereinten 
Nationen und damit die Legalisierung der fakti- 
schen deutschen Teilung. Von einem Friedensver- 
trag kann danach kaum ernstlich mehr die Rede 
sein. 

Auch im Westen gibt es genug Politiker, die über 
die deutsche Teilung eine kurzsichtige Befriedigung 
empfinden. Aber es geht dabei nicht nur um die 
Teilung eines Volkes, sondern es geht doch um die 
Legalisierung eines kommunistischen Regimes der 
Unfreiheit, das nun seinerseits die Einheit der deut- 
schen Nation in seinem Sinne auf seine Fahnen 
schreibt und zum Kampfziel erklärt. Dabei geht es 
in der DDR immer um Menschen, für die der We- 
sten in der Nachkriegspolitik eine besondere Ver- 
antwortung übernommen hat und die wir nun sich 
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selbst und dem Regime überlassen. Ihr Schicksal 
öffentlich anzuprangern wird künftig Einmischung 
in die Angelegenheiten eines fremden Staates sein. 

Bis auf den noch ausstehenden Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik und der Tschechoslowakei hat 
der Warschauer Pakt-Block alle seine Forderungen, 
die er politisch seit dem Jahre 1966 in den Budape- 
ster, Bukarester und Prager Erklärungen erhoben 
hat, voll erfüllt bekommen. Das ist der Grund für 
das momentane Gefühl einer allgemeinen Entspan- 
nung in Mitteleuropa. Aber diese Entspannung ist 
ganz einseitig und trügt. Für die Menschen im an- 
deren Teil Deutschlands hat sich nämlich dadurch 
praktisch so gut wie nichts gebessert. Im Verkehr 
zwischen West und Ost und im Berlin- Verkehr gibt 
es begrenzte Erleichterungen. Sie haben individuell 
einen hohen Wert, aber sie stehen insgesamt in 
keinem Verhältnis zu den riskanten Veränderun- 
gen, die sich politisch nunmehr vollziehen. 

Der Osten führt den Kalten Krieg durchaus wei- 
ter. Der Bau von automatischen Tötungsanlagen 
entlang der Mauer und der Zonengrenze, die be- 
reits ihre Opfer gefordert haben, zeugt nicht von 
einer Entspannung, wie ich sie verstehe. Sie ist das 
Gegenteil einer Hauptbedingung für Entspannung. 
Gegen den Besuch der neuen Bundestagspräsidentin 
in Berlin ist ebenso polemisiert worden wie gegen 
die zulässige Sitzung der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion Anfang Februar in Berlin. Ausländische 
Fluggesellschaften, die einen Nord-Süd-Verkehr 
über Ost-Berlin eingerichtet haben, verweigert die 
DDR das kompensatorische Recht zum Anflug 
West-Berlins. Die Absicht der Austrocknung ist of- 
fenkundig. Seit der Berlin-Vereinbarung hat die So- 
wjetunion selber wegen der Erörterung des Stimm- 
rechts sowie wegen der Nonstop-Flüge von West- 
Berlin nach Bulgarien diplomatisch im Westen in- 
terveniert. Diese Beispiele zeigen: Berlin hat nicht 
mehr politischen Spielraum erhalten, sondern die 
Sowjetunion erhebt den Anspruch auf mehr Mit- 
sprache in West-Berlin. 

Diese Erfahrungen lassen mich an dem Erfolg ei- 
ner europäischen Politik zweifeln, die zwar breite 
Zustimmung erfährt, wie ich weiß, die aber nach 
ausdrücklichen sowjetischen Erklärungen weder ei- 
nen Austausch von Informationen und Meinungen 
noch Freizügigkeit oder nur mehr Freizügigkeit für 
Menschen erwarten läßt. Diese andere Grundhal- 
tung zu dem Bericht, dessen Inhalt ich insofern also 
nicht teilen kann, nötigt mich, auch die Empfeh- 
lung, die insoweit darauf beruht, abzulehnen. 

Bauer (Würzburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Man könnte den Bericht des 
sehr geschätzten Herrn Kollegen Sir John Rodgers 
statt unter der nüchternen Überschrift „Empfehlung 
über die Ost-West-Beziehungen in Europa“ viel zu- 
treffender unter der Leitlinie behandeln „Aktivie- 
rung einer Entspannungspolitik in Europa". Wenn 
ich Sir John zu dieser seiner Arbeit besonders auf- 
richtig beglückwünsche, so geht meine Beurteilung 
über das hier in der Versammlung übliche Maß an 
Höflichkeit weit hinaus. Ich bin nämlich überzeugt 
und darüber hinaus dankbar dafür, daß es der Herr 


Berichterstatter verstanden hat, die wirkliche poli- 
tische Ausgangssituation nicht nur in Europa, son- 
dern im großen interkontinentalen Maßstab nüch- 
tern, objektiv und zutreffend aufzuzeigen. Ich habe 
mich besonders darüber gefreut, daß er unser Pro- 
blem „Ost-West-Beziehungen“ in einen breiten in- 
ternationalen Rahmen gestellt hat, der allein einer 
solchen Betrachtung angemessen ist, und ich bin 
besonders davon angetan, daß er weder einem 
übertriebenen Optimismus noch einem ungerecht- 
fertigten Pessimismus erlegen ist. 

Gegenüber dem gern gehörten Modewort „Ent- 
spannung“ ist sicherlich eine gewisse Zurückhal- 
tung geboten, wenn man die hinter uns liegenden 
Jahre des Kalten Krieges mit all ihren Enttäuschun- 
gen betrachtet. Wenn man jedoch Entspannung als 
die Basis eines Zeitalters des Friedens, von dem der 
eben jetzt inaugurierte amerikanische Präsident ge- 
redet hat, sieht, erkennt man, daß es sich lohnen 
muß, hartnäckig und zäh in Zielrichtung wirklicher 
Entspannung zu arbeiten. 

Ich scheue in diesem Zusammenhang vor einer 
harten Feststellung nicht zurück: Wer an den An- 
fang der Bemühungen um Entspannung und dauer- 
haften Frieden nur das Mißtrauen stellt und den 
Blick in die Vergangenheit richtet, muß sich die 
Fragestellung gefallen lassen, ob er sich an das 
Verharren in den Gräben des Kalten Krieges nicht 
so sehr gewöhnt hat, daß er gar nicht mehr im Sin- 
ne der Entspannung aktiv werden möchte. Ganz 
konkret ausgedrückt: Wer an den Beginn der Über- 
legungen lediglich Reminiszenzen an die Nieder- 
werfung der Aufstände in Ost-Berlin 1953, in Un- 
garn 1956 und in der Tschechoslowakei 1968 stellt 
und etwa meint, seitdem habe sich so gar nichts 
verändert und deshalb werde ein Wandel nie mög- 
lich sein, der muß sich sagen lassen, daß er nicht 
den Willen aufbringen kann, sich den Mühen eines 
langdauernden Ringens um ein Näherrücken der 
beiden Lager Ost und West mit Aussicht auf Erfolg 
zu unterziehen. 

Ich kann mir hier, Herr Präsident, eine ganz per- 
sönliche Anmerkung nicht versagen: Ich kann die 
merkwürdige Art von Bewußtseinsspaltung und die 
seltsame Logik mancher Politiker nicht verstehen, 
die zwar die erwähnten Vorgänge in Ost-Berlin. 
Ungarn und der Tschechoslowakei stets vor Augen 
haben und immer wieder brandmarken, aber in al- 
ler Regel keinen Protest laut werden lassen, wenn 
man in den modernen politischen Wortschatz ganz 
offiziell neue und - das füge ich hinzu — - un- 
menschliche Begriffe einführt wie „einem Volk die 
Seele aus dem Leib bomben“ beziehungsweise „ein 
Land an den Verhandlungstisch bomben" oder wenn 
— ebenfalls ganz offiziell — der Einsatz von Atom- 
bomben überhaupt in Erwägung gezogen wird. 

Der vorgelegte Bericht stellt mit vollem Recht an 
den Anfang, daß die Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union die Gestaltung einer Entspannungspolitik des 
Westens noch notwendiger macht. Ich stelle hier 
die rethorische Frage: Können wir in Westeuropa 
ernstlich die neue politische Linie der Hausmacht 
des westlichen Bündnisses und des Trägers des Ab- 
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schreckungspotentials konterkarieren wollen? Ich 
möchte meinen: nein. 

Ich stimme dem Berichterstatter weiter voll darin 
zu, daß der Europarat, wenn er in Zukunft eine spe- 
zifische und qualifizierte politische Bedeutung in 
den internationalen Auseinandersetzungen haben 
will, gerade jetzt einen aktiven Beitrag in der Ost- 
West-Entspannung leisten sollte, zumal dann, wenn 
er in der Zukunft eine besondere Mission und Auf- 
gabe erfüllen soll. 

Ich folge Sir John in der Feststellung, daß die Pa- 
raphierung des Grundvertrages über die Regelung 
der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und 
der Deutschen Demokratischen Republik wie über- 
haupt die Unterstützung des Vertragspakets Bun- 
desrepublik/Deutsche Demokratische Republik da- 
für spricht, daß die Sowjetunion bereit ist, zu ei- 
nem Entspannungsprozeß in Europa auf der Grund- 
lage der Gegenseitigkeit beizutragen, wobei der 
von den Supermächten vereinbarte Modus vivendi 
als positiver Faktor bei der Beurteilung der Chan- 
cen einer Entspannung auch in Europa gewertet 
werden muß. 

Ich möchte es als Positivum ansehen, daß beide 
Seiten sich immer mehr daran gewöhnen, auf 
streng praktischer — ich füge hinzu ideologiefrei- 
er — ■ Basis zu verkehren und daß jede Seite in der 
anderen einen wertvollen Gesprächspartner bei 
Verhandlungen findet, die auf der Grundlage der 
nationalen Eigeninteressen geführt werden. 

Wir müssen im übrigen festhalten, daß allein die 
Tatsache, daß die Zwölf-Punkte-Grundsatzerklärung 
über die amerikanisch-sowjetischen Beziehungen 

überhaupt unterzeichnet wurde, schon für sich al- 
lein als Symbol für einen Wandel gewertet werden 
muß. Es können letzten Endes keine leeren Worte 
sein, wenn beide Seiten erklären, sie seien sich der 
Notwendigkeit bewußt, jegliche Anstrengung zur 
Bannung der Kriegsgefahr zu unternehmen und Be- 
dingungen zu schaffen, die den Abbau der Span- 
nungen in der Welt fördern, wenn sie ferner die 
Feststellung treffen, daß im Atomzeitalter die einzi- 
ge Grundlage für die Beziehungen zwischen ihnen 
die „friedliche Koexistenz" sein kann. Wir sollten 
einmal aufhören, darüber zu lamentieren, daß die 
Übernahme dieses populären Begriffs „friedliche 
Koexistenz" durch die Amerikaner etwa gleichbe- 
deutend sei mit einer Kapitulation und daß damit 
das Trojanische Pferd der Infiltration angeschoben 
werde, weil damit letztlich der Export kommunisti- 
scher Ideen in die westlichen Staaten sanktioniert 
werde. In gleichem Maße, wie wir uns gegen die 
Beeinflussung durch kommunistisches Ideengut zu 
wehren und immun zu machen versuchen, sollten 
wir die Versuche aufgeben, missionarisch und in 
welcher Form immer unsere Philosophie unserer- 
seits bei den anderen importieren zu wollen, da 
man sich letztlich mit der Existenz zweier Welten 
einmal wird abfinden müssen. 

Wir kommen auch nicht daran vorbei, daß die 
Vereinigten Staaten und die Sowjetunion ausdrück- 
lich die Absicht bekunden, das Rüsten auf bilatera- 
ler wie auf multilateraler Ebene einzuschränken, 


und daß es beide darüber hinaus als Endziel anse- 
hen, ihre Bemühungen um die Vollendung einer all- 
gemeinen und vollständigen Abrüstung sowie um 
die Schaffung eines wirksamen internationalen Si- 
cherheitssystems in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Vereinten Nationen weiterzuver- 
folgen. Sir John qualifiziert dies mit Recht insofern 
als sehr bemerkenswert, als die USA dieses Ziel 
früher oft als reine Sowjetpropaganda abgetan ha- 
ben, ihm aber heute ausdrücklich zustimmen. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, es 
kann auch nicht geleugnet werden, daß in der Tat 
in den Ost-West-Beziehungen ein Wendepunkt zu 
verzeichnen ist. Ich möchte nur als Stichwort an- 
deuten, daß auch das Vertragspaket zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR — Ver- 
kehrsvertrag, Berlin- Abkommen und Grundvertrag 
— einen Fortschritt selbst dann bringt, wenn man, 
wie es im Ausschuß geschehen ist, dieses „Einander- 
Näherrücken" mehr als numerisch und quantitativ 
denn als qualitativ bezeichnet. Aber entscheidend 
ist, daß ein Aneinanderrücken erfolgt und daß dies 
im Laufe vieler Jahre vielleicht allmählich zu ei- 
nem Abbau der Spannungen und menschlichem 
Miteinander führen wird. 

Sicherlich beginnt, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, weder mit der Ratifizierung des Grund- 
vertrages noch mit der Inkraftsetzung des ganzen 
Vertragspaketes schlagartig und nach Uhrzeit das 
goldene Zeitalter der ungetrübten Entspannung und 
des immerwährenden Friedens. Aber immerhin be- 
steht die begründete Aussicht, in einem Zeitraum, 
der in seiner Länge etwa der Zeit des Kalten Krie- 
ges entsprechen könnte, zu einer Überwindung der 
ernsthaften Auseinandersetzungen zu kommen. Und 
das Ganze sollte davon begleitet sein, daß es den 
Mitgliedstaaten des Europarates gelingt, viel enger 
als bisher zusammenzuarbeiten, eine laufende 
Koordination zu erreichen und so, wie es bisher 
auch der Ostblock getan hat, mit einer Zunge zu 
reden. Nur wenn und insoweit dies gelingt, wird 
der Europarat seine Funktion und seine Mission als 
Diskussionsforum, ja als Brücke zwischen zwei 
Welten sinnvoll erfüllen können. Ich meine jeden- 
falls, es gibt keinen anderen Weg, keine andere 
Möglichkeit, als hartnäckig und zäh, mutig und 
zielbewußt auf diesem langen und schwierigen 
Weg voranzuschreiten. 

Ich meine, dieser Aufgabe dient der vorliegende 
Bericht in ausgezeichneter Weise. Er sollte ohne 
Abänderungen mit einer eindeutigen Mehrheit in 
diesem Hause angenommen werden. 

Dr. Schulz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! So- 
sehr ich mit dem letzten politischen Bericht von Sir 
John Rodgers übereingestimmt habe, sowenig kann 
ich mich mit dem heute hier vorliegenden befreun- 
den. Schon das Expose des Motifs enthält einen 
Widerspruch und einige unzutreffende Aussagen. 

Einen Widerspruch sehe ich beispielsweise in 
den Ziffern 1 und 22. In Ziffer 1 ist die Rede von 
Helsinki, von den Vorbereitungen der MBFR-Konfe- 
renz, und das wird als ein Erfolg westlicher Politik 
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ausgegeben. In Ziffer 22 heißt es im gleichen Zu- 
sammenhang — und nun meines Erachtens ganz rich- 
tig — , daß es um einen erfolgreichen Ausgang 
langfristiger Bemühungen der Sowjetunion gehe. 

In Ziffer 16 wird es als bedeutsam bezeichnet, 
daß die DDR die Rechte und Pflichten der Vier 
Mächte für Deutschland als Ganzes anerkannt 
habe. Das ist mitnichten der Fall, denn gerade das 
steht im Grundvertrag nicht drin. Ich meine sogar, 
daß es verhängnisvolle Folgen haben kann, daß die 
Westmächte auf dem Wege eines schlechten Kom- 
promisses in ihrer Aussage zum Grundvertrag die 
eindeutige Formel fallengelassen haben, die sie seit 
Jahrzehnten gebraucht haben. 

In Ziffer 23 vermag ich beim besten Willen nicht 
einzusehen, wieso die Befürchtungen weniger be- 
gründet sein sollen, daß die Sowjetunion die ge- 
samteuropäische Konferenz ausnutzen wolle, um 
den Prozeß der westeuropäischen Integration aufzu- 
halten. Als Begründung wird ausgerechnet ange- 
führt, daß ein wichtiges Ziel, das die Sowjetunion 
mit dieser Konferenz verbunden habe, nämlich die 
Einführung der DDR in das internationale Gespräch 
und an den internationalen Verhandlungstisch, in- 
zwischen schon auf ganz andere Weise erreicht 
worden sei. Das trifft zu. In der Tat hat die Bundes- 
republik aus freien Stücken in dieser Beziehung 
alle Hindernisse bereits hinweggeräumt. Aber das 
eröffnet dann doch gerade dem Ehrgeiz der östli- 
chen Partner auf einer solchen Konferenz ein viel 
weiteres Betätigungsfeld. 

In Ziffer 9, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, entdecke ich eine verblüffende Kennzeichnung, 
eine vielleicht zu starke Kennzeichnung zeitgemä- 
ßen westlichen Denkens. Hier wird zutreffend be- 
hauptet, daß die Europäischen Gemeinschaften 
nicht nur in einem Spannungsfeld mit der Sowjet- 
union, sondern auch mit den Vereinigten Staa- 
ten, stünden, und es wird logisch daraus gefol- 
gert, das sei ein Grund mehr dafür, daß Westeuro- 
pa rasch auch auf eine politische Vereinigung hin- 
steuern müsse, aber ohne den Protest der Sowjet- 
union herauszufordern. Ich gestehe ehrlich, daß die 
Bemühungen um die politische Vereinigung des 
freien Teils unseres Kontinents mich schon von je- 
her auch ohne Fremdeinflüsse ein wenig an die 
Quadratur des Kreises gemahnt haben. Das hängt 
damit zusammen, daß sich unsere Regierungen, 
mindestens einige unserer Regierungen, einbilden, 
sie könnten das gigantische Ziel der Integration 
praktisch ohne Abstriche von nationalen Souverä- 
nitätsrechten erreichen. Diese Denkweise, die si- 
cherlich einmal ein homerisches Gelächter späterer 
Historiker herausfordern wird, blockiert nichtsde- 
stoweniger jeden essentiellen politischen Fort- 
schritt hier und heute. 

Wie sich Westeuropa politisch als vierte Welt- 
macht konstituieren will — denn darum handelt es 
sich: um die Konstituierung einer vierten Welt- 
macht; alles andere ist in meinen Augen realitäts- 
blindes Gerede — , ohne den Protest der Sowjet- 
union herauszufordern, überschreitet, ehrlich ge- 
sagt, meine Vorstellungskraft. Ich meine vielmehr, 
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der erste große und entscheidende Test ehrlicher 
Entspannungsbereitschaft der anderen Seite wird 
darin zu entdecken sein, wie sie auf einen Prozeß 
reagieren wird, der ihr verständlicherweise unange- 
nehm sein muß, nämlich ob sie überhaupt eine poli- 
tische Entwicklung hinnimmt und eines Tages ak- 
zeptiert, die sich außerhalb ihres Machteinflusses 
und gegen ihren Willen vollzogen hat. Wer jeden- 
falls sowjetische Proteste scheut, der sollte lieber 
jede Idee einer politischen Integration Westeuropas 
schleunigst begraben. 

Der gesamte Bericht beruht auf Prämissen, die 
aus einem Optimismus abgeleitet werden, der je- 
denfalls nach meiner Überzeugung der Wirklichkeit 
in keiner Weise entspricht. Gewiß, der Kalte Krieg 
existiert nicht mehr, aber doch nur deswegen, weil 
ihn der Ostblock unter der Führung der Sowjetunion 
gewonnen hat. Die überaus komplizierte und über- 
aus unselige Formel, der ich schon zum Zeitpunkt 
ihrer Entstehung vor zehn Jahren mißtraut habe, 
nämlich die Formel „Wandel durch Annäherung", 
hat in meinen Augen bis heute keine echte Ent- 
spannung bewirkt, wohl aber dazu beigetragen, daß 
die traditionellen Wertvorstellungen des Westens, 
seine politische Solidarität, die Zielgerichtetheit 
seines Handelns nur noch oder fast nur noch in for- 
schen Sonntagsreden, aber nicht mehr in politi- 
schen Taten zum Ausdruck kommen. Wäre es an- 
ders, dann müßte es ja doch wohl nicht nur Viet- 
nam-Demonstrationen in unseren Ländern geben, 
sondern der blutige Terror beispielsweise palästi- 
I nensischer Guerillas müßte die Bürger unserer Staa- 
' ten mindestens zu ebenso großen Massendemon- 
strationen herausfordern. Das ist nicht der Fall, wie 
wir alle wissen. 

Nichtsdestoweniger wird unsere Versammlung in 
I der Empfehlung aufgefordert, ihrer Auffassung 
I Ausdruck zu geben, die Hauptbedingungen einer 
echten Entspannung seien bereits erfüllt. Die 
j Hauptbedingung der Entspannung bleibt für mich 
I die Humanisierung der innerdeutschen Grenze, de- 
I ren automatische Tötungseinrichtungen in den letz- 
! ten Tagen wiederum ein Opfer gefordert haben. 

Die materielle Lage — um noch ein weiteres Bei- 
spiel anzuführen — des großen russischen Schrift- 
stellers Solscheniczyn spiegelt sich allenfalls in 
dürren Agenturmeldungen; dadurch erfahren wir 
davon, und ich bin nichtsdestoweniger den Journa- 
listen aufrichtig dankbar, die einen solchen Skan- 
dal an unsere Öffentlichkeit bringen. Im übrigen 
aber fordert dieser Skandal offensichtlich in keiner 
Weise das sonst so empfindliche Gewissen unserer 
zum Teil international dekorierten Schriftsteller zu 
Solidaritätskundgebungen für Solscheniczyn her- 
aus. 

Wenn ich all diese Einzelheiten hier erwähnt 
habe, dann deshalb, weil die größte Enttäuschung 
meiner langjährigen Tätigkeit als europäischer Par- 
lamentarier für mich in der Erkenntnis besteht, daß 
man sich heute der Gefahr einer Selbstisolierung 
unter guten Freunden aussetzt, wenn man daran 
festhält, in allen Lebenslagen der Maxime des gro- 
ßen deutschen Arbeiterführers Ferdinand Lassalle, 
1 zu folgen, nämlich auszusprechen, was ist. 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/232 


Herr Präsident, ich habe nur noch einen beschei- 
denen Stellvertreterplatz in dieser Versammlung, 
und meine Stimme kann bei der Abstimmung über 
den Bericht und seine Empfehlung politisch nicht in 
die Waagschale fallen. Um so größeren Wert lege 
ich darauf, meine moralische Position bekanntzu- 
machen. 

Für mich ist der Bericht, ist die Empfehlung nicht 
akzeptabel: einmal weil vielleicht zum erstenmal 
überhaupt mit keinem Wort die Notwendigkeit der 
Integration Westeuropas hervorgehoben wird, aber 
vor allem wegen der ersten drei Absätze dieser 
Empfehlung. Wenn ich als deutscher Parlamenta- 
rier entschlossen bin, den Grundvertrag abzuleh- 
nen, dann kann ich als europäischer Parlamentarier 
nicht die Hoffnung äußern, er möge so bald wie 
möglich in Kraft treten. 

Alle Maßnahmen, die dieser Bericht als Entspan- 
nung ausgibt, haben in meinen Augen nur Hemm- 
nisse für den anderen, für den kommunistisch be- 
herrschten Teil Deutschlands aus dem Weg ge- 
räumt, in einigen Monaten mit Mauer, mit Stachel- 
draht und mit Tötungsmaschinen in die Vereinten 
Nationen einzuziehen. Und ich möchte sehen, was 
nach dem Einzug der DDR in die Vereinten Natio- 
nen aus den vielgepriesenen menschlichen Erleich- 
terungen wird, die in meinen Augen nur einen win- 
zigen Abbau organisierter Unmenschlichkeit dar- 
stellen. 

Ich bin mir darüber im klaren, daß ich mit diesen 
Ausführungen nur den Standpunkt einer Minder- 
heit, vielleicht sogar einer kleinen Minderheit zum 
Ausdruck gebracht habe. Aber wir, die Vertreter 
dieser kleinen Minderheit, wollen die Wahrheit 
eben nicht relativiert wissen; wir wollen nicht still- 
schweigend und achselzuckend Zusehen, wie vor 
unseren Augen Unrecht in Recht umfunktioniert 
wird. Wir sind zu allen möglichen Kompromissen 
bereit, aber nicht zu den kleinsten auf Kosten der 
Freiheit. 

Ich glaube, wir befinden uns mit dieser Haltung 
in einer guten Gesellschaft, in der Gesellschaft ei- 
nes großen Mannes, nämlich Winston Churchills, 
der vor 35 Jahren mit seiner Konzeption vielleicht 
ganz allein oder fast ganz allein dagestanden hat. 
Es ist tröstlich, sich in einem Zeitpunkt, in dem 
man sich Sorgen über die künftige Entwicklung des 
europäischen Kontinents macht, an Churchill zu er- 
innern; denn schließlich hat die Geschichte ihm 
recht gegeben und nicht den wohlmeinenden Illu- 
sionären seiner Zeit. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Die 
Menschen unserer Zeit haben in ihrer großen Mehr- 
heit eine tiefe Sehnsucht nach Frieden und wollen 
keinen Krieg. Sie wollen keine Bomben, aber sie 
wollen auch keine Konzentrationslager, keine 
Zwangsarbeitslager und keine Irrenhäuser, in die 
man politische Gegner sperrt, und sie wollen auch 
keine Guerillakriege. Sie wollen in Frieden leben. 

Ich möchte meinen, ^ daß für all das gleiche Maß- 
stäbe gelten müssen. Wer die nicht anlegt, ist in 
seiner moralischen Position nicht glaubwürdig. 


Die Menschen unserer Zeit wollen in Frieden le- 
ben, und deswegen nehmen sie so großen Anteil an 
den Bemühungen um Entspannung. Es gibt aber 
auch viele Menschen, die eine ungestillte Sehn- 
sucht nach persönlicher Freiheit haben und die 
noch Freiheit von Unfreiheit zu unterscheiden wis- 
sen, weil sie die Unfreiheit täglich erleiden müssen. 

Das gilt in Europa vor allem auch für die Men- 
schen im kommunistischen Machtbereich. Noch — 
ich betone: noch — hoffen sie, daß wir, die wir das 
Glück der Freiheit haben, sie nicht vergessen. Die 
Politik der Entspannung zwischen den Staaten des 
Westens und denen des Ostens hat allerdings ent- 
gegen den Hoffnungen, die wir im Westen hegen, 
den Menschen im kommunistischen Machtbereich 
bisher keine Lockerungen gebracht; im Gegenteil, 
sie führten zum Teil zu Verschärfung des Druckes, 
wie die letzten Berichte aus der Sowjetunion zei- 
gen und wie wir es auch aus der Tschechoslowakei 
hören. 

Die ideologische Komponente der sowjetischen 
Politik wurde eben nicht reduziert, wie hier gesagt 
wurde, sondern sie verstärkt sich, wie die Haltung 
der Sowjetunion bei der Vorbereitung der Sicher- 
heitskonferenz zeigt, wo die Sowjets es bisher 
strikt ablehnen, die Diskussion über die Durchläs- 
sigkeit der Grenzen für Menschen, Informationen 
und Meinungen überhaupt auf die Tagesordnung zu 
setzen. Vielmehr betonen sie in ihren offiziellen 
Organen — wie in der „Prawda" und in der außen- 
politischen Monatsschrift „International Affairs" — 
die Unerläßlichkeit der kämpferischen ideologi- 
schen Auseinandersetzung mit dem Westen. Und 
wenn wir an die Demonstrationen der letzten Tage 
wegen Vietnam denken, so müssen wir sagen: es 
ging nicht nur um Vietnam, sondern oft auch um 
Kommunismus. 

Ich kann daher die Auffassung des verehrten 
Kollegen Fletcher, der sich vorhin zu diesem Pro- 
blem äußerte, nicht teilen, die Ideologie spiele kei- 
ne Rolle mehr. Die Politik der Sowjetunion wird so- 
wohl von den russischen nationalen und imperialen 
Interessen wie auch von der Ideologie bestimmt; 
beides durchdringt sich in variabler Weise. 

„Ideologie spielt keine Rolle mehr"; das sagten 
auch zwei Herren des DDR-Regimes zu mir, als ich 
vor anderthalb Jahren das letzte Mal in der DDR 
war, aus der ich stamme und in der ich die ersten 
Akte der Bolschewisierung dieses Teiles Deutsch- 
lands, die unter den Bajonetten der Roten Armee 
gegen den Willen der dort lebenden Menschen er- 
folgte, miterleben konnte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! „Ideo- 
logie spielt keine Rolle mehr". Das sagten mir also 
diese beiden Herren, die meinetwegen extra von 
Ost-Berlin nach Thüringen gereist waren. Daß mich 
jemand sprechen wollte, hatte ich schon beim 
Grenzübergang gemerkt, denn da wurde ich ausge- 
sondert und mußte lange warten; da hat es anschei- 
nend mit der Kommunikation nicht so ganz ge- 
klappt. — Als ich die beiden dann fragte, warum 
sie eigentlich die kommunistischen Armeen in Prag 
1968 hätten einmarschieren lassen — und ich sage 
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das, auch wenn der verehrte Herr Kollege, der lei- 
der nicht mehr da ist, vorhin sagte, er könne das 
nicht mehr hören; ich meine, die Leute dort können 
es auch nicht mehr hören, daß man ihr Leid nicht 
mehr zur Sprache bringen will — , hörte ich die 
Antwort: Dies war ein Akt sozialistischer Solidari- 
tät. „Sozialistische Solidarität" — das ist Ideolo- 
gie reinsten Waschwassers. 

Mögen wir die richtigen Größenordnungen erken- 
nen, in denen die Dinge bewegt werden. Sonst 
könnte es vielleicht ein hartes Erwachen geben, 
auch wenn der Kollege Fletcher sagt, Breschnew 
habe Pompidou gefeiert und habe den französischen 
Kommunisten keine Wahlhilfe geleistet. Was ist 
denn Wahlhilfe? Ich glaube, daß es für die politi- 
schen Gegner der Kommunisten die beste Wahlhil- 
fe wäre, wenn Breschnew sagte „Wählt die Kom- 
munistische Partei Frankreichs!", weil dann näm- 
lich das deutlich würde, was den Kommunisten 
schaden würde: daß sie ferngesteuert sind. Ich 
möchte deswegen sagen, dieses Argument war au- 
ßergewöhnlich vordergründig. 

Der echte Friede ist unteilbar. Es geht auf die 
Dauer nicht gut, wenn zwischen den Staaten von 
Frieden geredet und in der geistigen Auseinander- 
setzung ein harter Kurs der Konfrontation und der 
Aggression betrieben wird. 

Der echte Friede ist unteilbar, und darum ist 
auch in der derzeitigen Periode der Entspannungs- 
politik Wachsamkeit nicht nur deshalb notwendig, 
weil die sowjetische Rüstung seit einigen Jahren 
effizienter ist als die der Vereinigten Staaten. Auch 
hier darf ich dem verehrten Kollegen, der darüber 
sprach, empfehlen, er möge doch die Dokumente 
der Westeuropäischen Union über den Stand der 
europäischen Sicherheit und vielleicht auch das 
letzte NATO-Kommunique einmal sorgfältig nach- 
lesen, in dem vom gerade noch bestehenden 
Gleichgewicht der militärischen Kräfte in Europa 
die Rede ist. SALT wurde doch deswegen möglich, 
weil die Sowjets in einem außergewöhnlichen Kraft- 
akt ihre militärische strategische Rüstung in einer 
Weise ausgebaut haben, die in der letzten Zeit ih- 
resgleichen sucht. Auch davor kann man die Augen 
nicht verschließen, wenn einem nicht eines Tages 
der Vorwurf gemacht werden soll, man sei mit 
Blindheit geschlagen gewesen. 

Und eines kommt ja noch hinzu, Herr Präsident. 
Es ist Tatsache, daß die Russen in ihrer oft leidvol- 
len, aber beeindruckenden Geschichte das Warten 
gelernt haben. Sie sind nicht so wie wir im Westen 
von der Sucht befallen, jeden Tag etwas Neues zu 
präsentieren. Sie haben das Warten gelernt; sie ha- 
ben einen langen Atem. Sie warten und hoffen, daß 
der Wille der freien Völker zur Selbsterhaltung 
und -Verteidigung erlahmt. Dann würde sich ihr 
Einflußbereich in einem permanenten Prozeß — mit 
Neutralisierung beginnend und über lose Einfluß- 
nahme bis zur eindeutigen Bestimmung der Rich- 
tung der Politik des betroffenen Staates gehend — 
weiter nach Westen ausdehnen. 

Nur unser bedingungsloses Eintreten für Mensch- 
lichkeit gibt uns die geistige Kraft, diese Auseinan- 


dersetzung erfolgreich zu bestehen. Am Ende haben 
noch immer die geistigen Kräfte den Lauf der Ge- 
schichte bestimmt. 

Der Grundvertrag ist in dem Bericht von Sir John 
Rodgers angesprochen worden. Dieser Grundver- 
trag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR wird von vielen als endgültige Besiege- 
lung der Teilung Deutschland angesehen. Viele 
meinen, damit sei das Problem gelöst. Doch auch 
hier kann man sich täuschen. Das zeigte die Ge- 
schichte immer wieder. Man kann an Vietnam den- 
ken, vielleicht aber auch an Irland. 

Die Verpflichtung zur Wiedervereinigung 
Deutschlands ist nicht etwa nur im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland statuiert, sondern 
auch in der Verfassung der DDR. Dort ist in Artikel 
8 zu lesen: 

Die Deutsche Demokratische Republik und ihre 
Bürger erstreben darüber hinaus die Überwin- 
dung der vom Imperialismus der deutschen Na- 
tion aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, 
die schrittweise Annäherung der beiden deut- 
schen Staaten bis zu ihrer Vereinigung auf der 
Grundlage von Demokratie und Sozialismus. 

Den Weg bis zur Lösung der deutschen Frage im 
kommunistischen Sinne unterteilte der damalige Er- 
ste Sekretär der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands und nunmehrige Staatsratsvorsitzende 
Walter Ulbricht 1968 bei der Einführung dieser 
Verfassung in verschiedene Etappen, die es anzu- 
steuern gelte. Am Anfang müßte seiner Ansicht 
nach der Abschluß von Verträgen über Gewaltver- 
zicht und gleichberechtigte staatliche Beziehungen 
sowie die Einigung beider deutscher Staaten über 
gleichzeitige Anträge auf Aufnahme in die Verein- 
ten Nationen stehen. Da stehen wir heute. Weiter- 
hin hätte dann die Bundesrepublik die Pariser Ver- 
träge über die Eingliederung in das westliche Bünd- 
nissystem zu kündigen und ihren Austritt aus der 
NATO zu erklären — so nachzulesen in der Zei- 
tung „Neues Deutschland" vom 1. Februar 1968. 
Diese Aufforderung heißt ja praktisch: Neutralisie- 
rung Deutschlands, und dann wir man weitersehen. 
Von dieser Basis aus kann man dann zu gegebener 
Zeit wieder zur Durchbruchsstrategie mit dem Ziel 
der Schaffung eines kommunistischen Gesamt- 
deutschland übergehen. 

Das ist dort zu lesen, und keiner nehme es auf 
die leichte Schulter. Das Spiel um Deutschland ist 
nicht zu Ende, wie viele Freunde meinen; es geht 
erst richtig los. 

Wie kann man dem begegnen? Wenn ich von 
Wiedervereinigung rede, geht es nicht zuerst um 
die Wiederherstellung des deutschen National- 
staats, sondern um die Menschenrechte und um die 
Selbstbestimmung der Deutschen in der DDR. Daher 
sind menschliche Erleichterungen für diese Men- 
schen für uns ein vorrangiges politisches Ziel. Was 
die Annexe, die Briefe zum Grundvertrag dazu ent- 
halten, ist unzureichend und bleibt weit hinter dem 
zurück, was bis zum Jahre 1957 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR praktiziert 
wurde. 
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Und zum anderen muß das freie Deutschland fest 
im freien Europa verankert bleiben. Das ist für die 
freigebliebenen Deutschen die Lebensfrage. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mei- 
ne Ausführungen einengen auf die Punkte 5 und 6 
der vorliegenden Empfehlung. 

Der deutsche Bundeskanzler, Willy Brandt, hat 
am 18. Januar bei seiner Regierungserklärung unter 
anderem festgestellt — ich zitiere ihn wörtlich — : 

Der europäische Friede wurde gefestigt. Dieser 
Friede ist heute wie gestern der klare Wille 
unseres Volkes und das Grundelement unserer 
Interessen. 

Brandt führte weiter aus — ich werde das sagen 
müssen an aie Adresse der beiden Kollegen der 
Christlich-Demokratischen und Christlich-Sozialen 
Union, die hier gesprochen haben, der Herren 
Klaus-Peter Schulz und Lemmrich — : 

Niemals lebte ein deutscher Staat in einer ver- 
gleichbar guten Übereinstimmung mit dem frei- 
en Geist seiner Bürger, mit seinen Nachbarn 
und den weltpolitischen Partnern. 

Jene Worte aus der Regierungserklärung zeigen, 
glaube ich, sehr deutlich die Situation auf, wie sie 
in der Bundesrepublik Deutschland eingeschätzt 
wird. 

Wenn ich jene beiden genannten Reden zu be- 
werten hätte, dann würde ich sie vielleicht mit der 
Wertung einschätzen, die gestern die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung" vornahm, als sie sich mit dem 
Zustand der Christlich-Demokratischen Union als 
Opposition in der Bundesrepublik Deutschland be- 
faßte. Diese Einschätzung stand unter der Über- 
schrift: Tiefe Ratlosigkeit in der CDU. Jene Reden, 
die wir hier gehört haben, haben wir zehn Jahre 
lang gehört; sie haben uns nicht einen einzigen 
Schritt weitergebracht. 

Mit der Vorbereitung der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa tritt die Ent- 
wicklung der Beziehungen der Bundesrepublik nach 
mehreren bilateralen Verträgen jetzt in eine multi- 
laterale Phase. Das hat Herr Kollege Blumenfeld 
heute morgen ja auch dargestellt. Der deutschen 
Bundesregierung kommt es dabei vor allem auf 
praktische Ergebnisse an, die für die Menschen in 
Europa spürbar werden. Das haben wir von Herrn 
Lemmrich besonders betont bekommen; er tat so, 
als wolle er uns das ins Stammbuch schreiben. Ich 
kann einen Unterschied zwischen der Auslegung 
der Bundesregierung und der Auslegung der Oppo- 
sition in diesem Bereich nicht feststellen. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, trotz der 
ideologischen Gegensätze geduldig und illusionslos 
daran mitzuwirken, daß sich auf unserem Kontinent 
— und sei es auch nur in begrenzten Bereichen — 
nach einem gemeinsamen Willen langsam eine Bes- 
serung in dem einen oder anderen Punkt herbeifüh- 
ren läßt. Ich bin — wie der Bundeskanzler in seiner 
Erklärung • — davon überzeugt, daß substantielle 
Fortschritte möglich sind. 


Mit dem Punkt 6 der vorliegenden Empfehlung 
soll die Auffassung des Europarats herausgestellt 
werden, daß die Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa nur dann erfolgreich abge- 
schlossen werden kann, wenn gleichzeitig Fort- 
schritte bei den Sondierungsgesprächen zur beider- 
seitigen Truppenverminderung erzielt werden. 

In dem erläuternden Bericht zitiert der Berichter- 
statter, Sir John Rodgers, dem ich bestätigen möch- 
te, daß sein Bericht in der Bundesrepublik große: 
Aufmerksamkeit gefunden hat, in Abschnitt III Zif- 
fer 21 ebenfalls den deutschen Bundeskanzler. Viel- 
leicht darf man an dieser Stelle, verehrter Herr 
Kollege, darauf hinweisen, daß das dort angeführte 
Zitat sicher nicht als Junktim etwa für Terminver- 
handlungen zu werten ist. Die Beteiligten dürften 
sich aber darüber im klaren sein, daß es keinen 
Sinn hat, eine Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa durchzuführen, ohne daß 
auch über die militärische Dimension der Sicher- 
heit gesprochen wird. Ich bin überzeugt, daß die 
Verhandlungen zeitraubend und kompliziert sein 
werden — das haben viele Kollegen hier zum Aus- 
druck gebracht — und daß man keine schnellen 
Fortschritte erwarten darf. Aber das Beispiel der 
Berlin-Verhandlungen hat gezeigt, daß der Westen 
etwas erreicht, wenn er sich darin einig ist, was er 
positiv wirklich will. 

Die NATO-Staaten haben bereits 1968 mit dem 
„Signal von Reykjavik" Verhandlungen über eine 
beiderseitige ausgewogene Truppenreduzierung 
vorgeschlagen. Seit diesem Zeitpunkt sind sie, 
wenn auch mit unterschiedlicher Intensität, für Pa- 
ralellität und Overlapping von KSZE und MBFR 
eingetreten. Da bei MBFR nicht mit Sicherheit er- 
folgreich verhandelt werden wird, muß bei einer 
KSZE auch über solche sicherheitspolitischen Fra- 
gen verhandelt werden, die die Möglichkeit bieten, 
die „europäische Qualität" der Vereinigten Staaten 
im Rahmen der KSZE zu erhalten. Ich möchte da- 
von ausgehen, daß nach den gestrigen Gesprächen 
zwischen dem französischen Staatspräsidenten 
Pompidou und Bundeskanzler Brandt eine Annähe- 
rung der ursprünglich abweichenden Meinungen 
über MBFR erfolgt sein könnte. 

Bei der Vorbereitung der KSZE tauchten erhebli- 
che Meinungsverschiedenheiten auf, was man unter 
dem Tagesordnungspunkt „Sicherheit" behandeln 
sollte. Nach sowjetischer Auffassung geht es dabei 
um die folgenden Punkte: 

Unverletzlichkeit der Grenzen, 

Respektierung der territorialen Integrität, 

Ausschluß territorialer Ansprüche der europä- 
ischen Staaten untereinander, 

Verurteilung jedes Anschlages auf bestehende 
Grenzen, 

Gewaltverzicht und Lösung aller strittigen Fra- 
gen ausschließlich auf friedlichem Wege. 

Bei der Sowjetunion besteht die Tendenz, nach- 
dem sie nunmehr im Grundsatz den MBFR-Gesprä- 
chen zugestimmt hat, die sicherheitspolitische Pro- 
blematik aus einer KSZE herauszuhalten. 
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Was mit unserer Empfehlung in dem vorliegen- 
den Bericht in Ziffer 6 ausgeführt wird, ist durch 
den gegenwärtigen Stand der Vorbereitungen noch 
nicht annähernd abgedeckt. So bleiben einige Fra- 
gen offen, zum Beispiel: Welchen Charakter sollen 
die vereinbarten Maßnahmen haben? Wie sollen sie 
auf einer KSZE diskutiert werden? Und schließlich 
auch die Fragen: Kann man das Problem einer gro- 
ßen Teilnehmerzahl lösen? Wie wirkt sich die Zu- 
gehörigkeit zu Blöcken im Bereich der Neutralen 
aus? 

Mit der Empfehlung, dem Bericht und dieser Dis- 
kussion nimmt der Europarat seinen Platz ein auf 
dem Entspannungsgelände und auf dem Wege zu 
einem gesicherten Frieden in Europa. Schnelle Lö- 
sungen — davon sind wir ausgegangen, und das 
wiederhole ich hier — sollten wir nicht erwarten. 
Wir sollten aber darauf hinweisen, daß ein MBFR- 
Abkommen, das die Sicherheit gefährdet, widersin- 
nig wäre. Dies — das müssen wir den deutschen 
CDU-Leuten sagen — würde sicher auch Willy 
Brandt nicht unterstützen. Einigkeit und Festigkeit; 
dieser Beratenden Versammlung aber sind die Vor- 
aussetzung für das Gelingen der Konferenz und für 
den weiteren Abbau der Konfrontation in Europa. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 


Mittwoch, 24. Januar 1973 


Tagesordnungspunkt: 

Ost-West-Beziehungen 

(Drucksache 3230) 

(Fortsetzung der Debatte 
von Dienstag, 23. Januar 1973) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich teile 
die Meinung derjenigen Kollegen, die hier gestern 
schon ausgeführt haben, daß der ausgezeichnete 
Bericht des Kollegen Sir John Rodgers, insgesamt 
gesehen, eine gute Mitte zwischen einer Kennzeich- 
nung der Chancen der in ihm beschriebenen Ost- 
West-Politik und einem Hinweis auf ihre Risiken 
einhält. 

Dieser Bericht beschäftigt sich im Kernstück sehr 
stark mit der deutschen Ostpolitik, insbesondere 
auch mit dem Vertrag über die Grundlagen der Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen. Demokratischen Republik. 
Herr Präsident, es sei mir als einem deutschen Ab- 
geordneten aus Berlin gestattet, mich besonders mit 
diesem Aspekt des Berichts und der Diskussion zu 
befassen. 

Ich glaube, ein Fehler, der hier leicht gemacht 
wird, ist der, daß man sich einzelne Bestimmungen 
aus einzelnen Verträgen und Einzelereignisse vor- 
nimmt, aber nicht diese Verträge als ein Ganzes 


und als Ausdruck jener Entspannungspolitik sieht, 
die die NATO schon seit Jahren betrieben hat und 
von der die Ostpolitik der Bundesrepublik ja nur 
ein Teilstück ist — wenn auch, wie wir meinen, ein 
wesentliches Teilstück. 

Diese Entspannungspolitik hat ihre großen Chan- 
cen, und sie hat zweifellos auch ihre Risiken. Die 
Risiken werden von den Anhängern dieser Politik 
durchaus gesehen. Es ist ja nun nicht so, daß wir 
alle, die wir für diese Politik eintreten, rosarote 
Optimisten wären. Ich darf daran erinnern, daß 
Bundeskanzler Brandt in seiner Regierungserklä- 
rung doch sehr nüchtern auf die Besorgnisse hinge- 
wiesen hat, die auf Grund des Wachsens der Rü- 
stung der Sowjetunion entstehen. 

Aber ich meine, so wie wir die Risiken einer sol- 
chen Politik durchaus realistisch einschätzen, müs- 
sen wir auch von den Kritikern dieser Politik er- 
warten, daß sie die Chancen in dem richtigen Maß 
sehen und nicht schwarz in schwarz malen; wir 
müssen erwarten, daß sie nicht alle Erfolge dieser 
Politik — zum Beispiel die menschlichen Erleichte- 
rungen, die mit ihr verbunden sind — bagatellisie- 
ren, um sie vom Tisch zu wischen und nur — ent- 
schuldigen Sie, daß ich das so sagen muß — ihren 
alten Vers weiterzusingen. 

Hier ist davon die Rede gewesen, daß man nicht 
mit der Formulierung von Sir John Rodgers einver- 
standen sein könne, die Hauptbedingungen der Ent- 
spannung seien erfüllt. Nun, Sir John Rodgers 
spricht zunächst nicht von den Hauptbedingungen 
der Entspannung schlechthin, sondern er spricht 
von den Hauptbedingungen der Entspannung, die 
diese Versammlung immer wieder genannt hat. 
Dies ist schon einmal ein Unterschied. 

Zweitens glaube ich ihn doch so richtig zu ver- 
stehen, daß er nicht meint, die Entspannung sei 
schon eingetreten, sondern daß es sich darum han- 
delt, daß die Verträge den Ausgangspunkt für die 
Entspannung darstellen. Er hat ja auch in seinem 
Expose des Motifs gesagt, daß die Vorbedingungen 
und die Hauptbedingungen für den Beginn 
des Entspannungsprozesses erfüllt sind. So würde 
ich es ausdrücken. Dieser Beginn der Normalisie- 
rung kommt sicherlich beiden Seiten zugute; hier 
kann man weder von Konzessionen der einen noch 
von solchen der anderen Seite sprechen. 

Was nun die Verträge der Bundesrepublik mit 
Moskau und Warschau, den Verkehrsvertrag, jetzt 
den Grundvertrag und natürlich auch das Berlin- 
Abkommen, das ja aus diesem Vertragswerk insge- 
samt gar nicht wegzudenken ist, betrifft, so wird 
man sicherlich die Vorteile für die eine oder ande- 
re Seite in dem einzelnen Vertrag jeweils unter- 
schiedlich bewerten können; man kann die Akzente 
da verschieden setzen. Ganz klar ist, daß die ent- 
scheidende Gegenleistung von östlicher Seite im 
Berlin-Abkommen zu sehen ist. Meine Damen und 
Herren, hier kann man die großen Veränderungen, 
die rechtlich wie praktisch eingetreten sind, Herr 
Kollege Amrehn, nicht einfach beiseiteschieben. 
Wir wissen doch, was sich geändert hat! Ich will 
das hier wegen der Kürze der Zeit nicht alles wie- 
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derholen. Es wurde doch ständig bestritten, daß die 
Alliierten ein Anwesenheitsrecht in Berlin haben. 
Es wurde bestritten, daß West-Berlin Bindungen zur 
Bundesrepublik haben darf. Der Transit-Verkehr 
war gestört. Das war doch die Ausgangslage, und 
dies alles hat sich jetzt geändert. Ich erinnere nur 
daran, daß man nicht einmal nach Ost-Berlin telefo- 
nieren konnte. Ich konnte zwar von West-Berlin 
aus nach Hawaii oder nach Tokio telefonieren, aber 
nicht mit meinen Verwandten in Ost-Berlin. Dies 
alles ist anders geworden; das muß man doch se- 
hen! Aber auch der rechtliche Status hat sich, wie 
gesagt, verändert. 

Nun kommen der Verkehrsvertrag und der 
Grundvertrag hinzu. Was den Grundvertrag, der 
noch nicht in Kraft getreten ist, der erst noch ratifi- 
ziert werden muß, betrifft, sollen damit die Vortei- 
le, soweit es geht, auf den gesamten Bereich der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR ausgedehnt werden. Hier gibt es natürlich An- 
fangsschwierigkeiten. Wenn man sich 25 Jahre 
lang in den Schützengräben des Kalten Krieges ge- 
genübergestanden hat, kann nicht gleich die Sonne 
des Friedens und des großen Einverständnisses 
scheinen. Wir müssen auch die Anfangsschwierig- 
keiten für die DDR-Regierung realistisch sehen. Ich 
selbst bin jetzt schon mehrfach drüben in der DDR 
gewesen und habe dort Verwandte besucht. Es ist 
eine sehr problematische Sache für ein solches Re- 
gime, wenn Hunderttausende dort hineinströmen. 
Daß es dabei Sperren und Schwierigkeiten gibt, ist 
ganz klar. 

Hier kann man auch nicht immer mit der Frage 
der Tötungsanlagen, so schlimm das ist, und mit 
dem Schießbefehl operieren. Herr Kollege Amrehn, 
wir befinden uns in diesem Punkt gefühlsmäßig auf 
genau der gleichen Wellenlänge. Ich habe die da- 
malige sowjetische Besatzungszone bei Nacht und 
Nebel verlassen müssen. Der Schießbefehl ist im 
Augenblick für das Regime drüben noch eine Exi- 
stenzfrage. Wer ihm gegenwärtig zumutet, den 
Schießbefehl als Vorbedingung einer Entspannung' 
abzuschaffen, der mutet ihm zu, die Mauer abzu- 
schaffen, und wer der DDR-Regierung zumutet, die 
Mauer abzuschaffen, der mutet ihr zu, sich selbst 
abzuschaffen. Ich habe noch keine Regierung auf 
der Welt gesehen, die bereit wäre, sich selbst abzu- 
schaffen. Dies sind die Realitäten, so schlimm das 
für uns in Deutschland ist. Wir müssen versuchen, 
hier Schritt für Schritt weiterzukommen. 

In diesem Zusammenhang ist hier von einer Le- 
galisierung der Teilung durch den Grundvertrag die 
Rede gewesen. Dies ist so nicht richtig. Das Ziel 
der Einheit der Nation, das heißt, das Ziel, die Ein- 
heit wiederherzustellen, ist rechtlich offengeblie- 
ben. Das gilt auch hinsichtlich- des Punktes, der die 
Verantwortung der Vier Mächte für diesen Bereich 
betrifft. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab- 
schließend eine Überlegung anstellen. Was ist die 
Nation? Die Nation ist nicht nur eine Sprach- und 
Kulturgemeinschaft. Sie beruht entscheidend auf 
der gemeinsamen Geschichte, aus der die Zusam- 
mengehörigkeit resultiert. Was wäre ohne die Poli- 


tik geschehen, die jetzt eingeleitet worden ist? Si- 
cherlich, die gemeinsame Sprache bleibt bestehen; 
daran ändert sich nichts. Aber die Kultur zum Bei- 
spiel entwickelt sich doch schon in bemerkenswer- 
ter Weise auseinander. Das weitgehende Abschnei- 
den der menschlichen Beziehungen mußte das Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl immer schwächer wer- 
den lassen. Wir wären nicht mehr lange, so wage 
ich zu prophezeien, wenn man in geschichtlichen 
Zeiträumen denkt, „la nation une et indivisible" in 
Deutschland geblieben, wenn man die bisherige Po- 
litik weiter fortgeführt hätte. 

Wir wissen nicht, ob und wann es gelingt, die 
Teilung Deutschlands zu überwinden. Aber wir 
wissen, Herr Kollege Schulz, daß das nicht, um Ihr 
Wort aufzunehmen, durch forsche Sonntagsreden 
oder durch forsche Dienstagsreden, sondern nur 
durch eine mühsame Politik geschehen kann, die 
versucht, das geteilte Europa einander näherzubrin- 
gen, weil nur durch die Überwindung der Teilung 
Europas ein Zusammenrücken auch der deutschen 
Teile möglich sein wird. (Beifall) 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Verehrter Herr Kollege 
Hofer, obwohl Sie betont haben, daß Sie ein neutra- 
ler Schweizer sind, habe ich mich beim Anhören 
Ihrer Rede einen Augenblick lang in mein nationa- 
les Parlament zurückversetzt gefühlt; denn es klang 
etwa, wie wenn der Führer der dortigen Opposition 
spräche. (Zuruf des Abg. Hofer) — Ja, aber in eini- 
gem dessen, was Sie zur grundsätzlichen Philoso- 
phie der westlichen Politik und zu der Frage, wie 
man die friedliche Zusammenarbeit und die Koexi- 
stenz in einer Zeit wie der unseren beurteilen soll, 
gesagt haben, sind Elemente enthalten gewesen, 
von denen ich glaube, lieber Herr Kollege Hofer, 
daß sie auf einem Irrtum Ihrerseits beruhen. 

Sie sagen, es sei nicht angemessen, emphatisch 
von einer Welt des Friedens zu reden, wie das hier 
geschehen sei. Ich muß Ihnen sagen, ich habe in 
dieser Debatte sicherlich von vielen eine Liebeser- 
klärung zum Frieden gehört, aber es ist hier doch 
wohl keiner aufgetreten, der in seine Überlegungen 
nicht auch einen gehörigen Schuß Skeptizismus mit 
einbezogen hat. 

Lieber Herr Kollege Hofer, lassen Sie mich Ihnen 
sagen: diejenigen, die davon reden, daß wir heute 
in eine andere Phase der Politik eingetreten sind, 
haben recht. Sie haben recht insbesondere in einem 
Augenblick, in dem in Vietnam ein Waffenstill- 
stand vereinbart worden ist, von dem wir alle hof- 
fen, daß er zum Frieden führt, daß also nicht solche 
überraschenden Entwicklungen eintreten, wie sie 
der Herr Kollege Czernetz nicht zu unrecht er- 
wähnt hat. Auf jeden Fall haben wir erlebt, wie 
sich erwiesen hat, daß der Krieg kein Mittel der 
Politik zur Lösung von Konflikten mehr ist, selbst 
wenn es sich um begrenzte Konflikte handelt. Diese 
Erkenntnis hat sich in den letzten zwanzig Jahren 
nicht verringert, sondern verstärkt. Selbst eine der 
großen Supermächte hat erkennen müssen, daß der 
Krieg kein Mittel mehr ist, um regional begrenzte 
Machtfragen in ihrem Sinne zu lösen. Daß sich die- 
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se Lehre durchgesetzt hat, ist doch eine ganz ent- 
scheidende Wende in der Politik dieses Jahrhun- 
derts. Dies verändert auch die Qualität aller politi- 
schen Entscheidungen. Wenn man selbst mit einer 
so großen militärischen Supermacht nicht mehr in 
der Lage ist, politische Zustände in einem verhält- 
nismäßig kleinen Land zu ändern, so ist das eine 
Lehre, die bei unseren politischen Entscheidungen 
in der Zukunft berücksichtigt werden muß. 

Herr Kollege Hofer, Sie haben hier so getan, als 
müßten Sie dieses Haus noch instruieren, wie ge- 
fährlich das Wesen der kommunistischen Ideologie 
sei. Kollegen aus meinem Land haben das wie sonst 
kaum jemand am eigenen Leibe mit großer Deut- 
lichkeit erfahren. Aber es gibt in diesem Hause ja 
wohl kaum eine Kollegin oder einen Kollegen, der 
dieses Problem nicht in seinem eigenen Lande tag- 
täglich zu spüren bekommt, indem er sich mit die- 
sen Kräften auseinandersetzen muß, und die Kolle- 
gen wissen sehr wohl, um was es sich da handelt. 
Wenn wir hier über Friedenspolitik und Entspan- 
nungspolitik reden, so muß man diese Dinge — und 
dies fand ich das Gute an dem Bericht von Sir John 
Rodgers — mit der gebotenen Nüchternheit sehen, 
die diesen Bericht auszeichnet, der ja praktisch da- 
von ausgeht, daß wir alle wissen, mit wem wir es 
auf der anderen Seite zu tun haben. Darüber brau- 
chen wir hier nicht mehr belehrt zu werden. 

Ich habe nichts dagegen, wenn hier jemand einen 
solchen Standpunkt vertritt, wie das soeben ge- 
schehen ist, auch wenn dieser Standpunkt nicht 
meiner Überzeugung entspricht. Aber lassen Sie 
mich dazu sagen — ich bitte das nicht mißzuverste- 
hen und nicht als eine beleidigende Unterstellung 
anzusehen — : ich kritisiere jenen Ton der Selbstge- 
rechtigkeit, als ob in unseren demokratischen Staa- 
ten alles hundertprozentig in Ordnung wäre; ich 
kritisiere, daß man Details herausgreift — daß die- 
se oder jene Person keinen Paß bekommen habe 
oder dieses oder jenes Faktum in einem kommunis- 
tischen Land zu bemängeln sei. Das wissen wir 
alle! Wenn wir uns schon mit der kommunistischen 
Ideologie auseinandersetzen, dann bitte ich doch zu 
berücksichtigen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
daß es unter den Staaten, die wir hier vertreten, 
wohl keinen gibt, in dem die Ungerechtigkeit hun- 
dertprozentig unterdrückt werden könnte. Die so- 
zialen Auseinandersetzungen, die bei uns im We- 
sten geführt werden, gehen ja seit ungefähr zehn 
Jahren sehr lautstark um das Problem der Gerech- 
tigkeit und einer verbesserten Mitwirkung der Bür- 
ger. 

Demokratie ist also nicht etwas, was wie eine 
Kathedrale dasteht, sondern Demokratie ist etwas, 
was sich in unseren Ländern Tag für Tag neu be- 
währen muß, was Tag für Tag neu erkämpft und 
in seiner Tragkraft neu bewiesen werden muß. Die 
Demokratie allein ist kein System, das die Mitbür- 
ger selbst vor Willkür und Ungerechtigkeit schützt. 
Wäre es so, dann brauchten wir uns nicht zu Hause 
in unseren nationalen Parlamenten so häufig um 
die Abschaffung von Ungerechtigkeiten und um die 
Verteidigung der Rechte unserer Mitbürger zu be- 
mühen. 


Ich glaube, unsere Auseinandersetzung mit der 
anderen Seite könnte — und auch darin sehe ich 
einen Vorzug des Rodgers-Berichts — sehr viel 
besser und sehr viel überzeugender geführt werden, 
wenn wir nicht so täten, als sei bei uns alles per- 
fekt und vollkommen. Es sind auf beiden Seiten al- 
lemal nur Menschen. 

Herr Kollege Hofer, wir alle wissen, daß das Rü- 
stungspotential auf der anderen Seite zugenommen 
hat. Wir kennen aber auch die Motive, die die öst- 
liche Seite angesichts der bevorstehenden Gesprä- 
che, von denen wir hoffen, daß ihnen zumindest ein 
begrenzter Erfolg zuteil werden möge, zu diesem 
Rennen veranlaßt haben. Aber ich zweifle, ob man 
sagen kann, dies sei ein Beweis für die schlechten 
Absichten der anderen Seite. Wenn dem so wäre, 
dann hätten die Großmächte untereinander nicht 
die SALT-Gespräche zu führen brauchen, die ja zu 
erfreulichen Ergebnissen gelangt sind — wie das in 
dem Bericht zutreffend angeführt ist — , dann hät- 
ten wir uns auch nicht auf die KSZE- und die 
MBFR-^Gespräche, die wir Vorhaben, einzurichten 
brauchen; dann müßten wir von vornherein sagen: 
unser Mißtrauen ist so groß, daß wir in solchen Ge- 
sprächen überhaupt keinen Sinn sehen. 

Bringt uns eine solche Haltung einen Schritt wei- 
ter? Ich glaube, nein, sie bringt uns keinen Schritt 
weiter. Wenn man in allen unseren Regierungen 
die Grunderkenntnis gewonnen hat — und das ist 
ja in den letzten zwanzig Jahren Gott sei Dank in 
zunehmendem Maße geschehen — , daß militärische 
Auseinandersetzungen kein Mittel der Politik mehr 
sind, dann müssen wir selbst angesichts von Risi- 
ken versuchen, die Politik der Entspannung vor- 
wärts zu bringen. Ohne Risiken geht das nicht. 
Ohne Risiken werden Sie auch zu Hause in Ihrem 
eigenen Land keine progressive Politik führen kön- 
nen. Auch dort sind Sie ja Risiken ausgesetzt: per- 
sönlich, daß Sie nicht wiedergewählt werden, oder 
daß die Partei, die Sie unterstützen, verliert. Der 
Mut zum Risiko gehört dazu. 

Herr Präsident, lassen Sie mich abschließend sa- 
gen: Ich persönlich würde es sehr bedauern, wenn 
wir in dieser Versammlung — die ja ein Ort der 
Aussprache mit und in Europa ist und in der wir 
uns nicht in dem Sinne, wie Sie es gemeint haben, 
Herr Kollege Hofer, abschirmen sollten — • nicht un- 
seren Teil dazu beitrügen, die Möglichkeiten der 
Entspannung zu nützen, wenn es in den Gesprächen 
in Helsinki und an einem anderen Ort zu Fortschrit- 
ten kommt. Wir hier im Europarat sollten versu- 
chen, diese Entspannungspolitik durch eigene Dia- 
loge zu fördern. 

Blumenfield (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
befinde mich in einer zweifachen Schwierigkeit. Er- 
stens möchte ich genau wie Sie alle jetzt dem däni- 
schen Ministerpräsidenten Jörgensen zuhören. Des- 
wegen werden meine Bemerkungen sehr gekürzt 
sein müssen, obwohl es mich dazu gedrängt hätte, 
nach dieser intensiven, langen und kontroversen 
Debatte mehr zu sagen. 

Zweitens befinde ich mich als Vorsitzender der 
Kommission in einer Schwierigkeit, weil ich zum 
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ersten Male mit meinem Freund und Kollegen, dem 
Herrn Berichterstatter, hinsichtlich seines Berichts 
nicht einer Meinung bin. Er weiß das; ich habe ihm 
das während der Beratungen in der Kommission 
wiederholt gesagt. 

Es geht mir nun nicht darum, Einzelheiten dieses 
seines Berichts noch einmal zu zerpflücken oder 
wieder die Fragen aufzuwerfen, die in der Diskus- 
sion gestellt worden sind. Mir geht es vielmehi 
darum, hier in der Plenarsitzung noch einmal fol- 
gendes zu sagen. 

Herr Präsident, mir scheint, daß die Zweifel, die 
viele in der europäischen Öffentlichkeit und unter 
den Politikern in die Erfolgsmöglichkeiten der 
westlichen europäischen Ostpolitik setzen, berech- 
tigt sind. Ich möchte noch einmal betonen, warum 
sie bestehen und daß das in dem' Bericht meines 
Freundes Sir John nicht ausreichend zum Ausdruck 
gekommen ist. 

Ich meine, eine der Schwierigkeiten besteht letz- 
ten Endes darin, daß die Popularität der Ostpolitik 
der deutschen Regierung immer noch sehr viel 
mehr darauf basiert, daß diese an Erwartungen an- 
knüpft, als darauf, daß sie sich, was den osteuro- 
päischen Raum anlangt, auf harte Tatsachen stüt- 
zen könnte. Das ist eine der Grundlagen für die be- 
stehenden Zweifel. 

Wenn ich eines aus dieser Diskussion des gestri- 
gen Tages und der letzten Stunden mitnehmen 
kann, dann ist es dies; Ich finde, wir sollten uns 
gegenseitig bescheinigen, daß diejenigen, die Zwei- 
fel äußern, genauso gute Europäer und progressive 
Politiker sind wie diejenigen, die in dem, was sich 
augenblicklich und seit geraumer Zeit in der bilate- 
ralen Verfolgung ostpolitischer Initiativen voll- 
zieht, überhaupt nichts Falsches sehen können. 

Herr Präsident, wenn wir — und ich spreche jetzt 
nicht als Abgeordneter des deutschen Parlaments, 
sondern als Vorsitzender der Politischen Kommis- 
sion in der Beratenden Versammlung — eine Zwi- 
schenbilanz der bisherigen, weitgehend bilateralen 
Ostpolitik ziehen, die die europäischen Regierun- 
gen, vornehmlich die deutsche Regierung, betrieben 
haben, und wenn wir die nicht wegzuleugnenden 
Fortschritte und die Verbesserungen auch im 
menschlichen Bereich vorurteilsfrei betrachten und 
bewerten, dann müssen wir feststellen: Die Bre- 
schnews und die Stophs und Honeckers — und wie 
die kommunistischen Führer heißen — haben einen 
klaren Punktsieg errungen. 

Es geht jetzt darum, Herr Präsident, ob wir beim 
Eintritt in die zweite, multilaterale Phase der Ost- 
West oder der West-Ost-Politik, von der Sir John 
in seinem Bericht spricht, im Westen die Beharr- 
lichkeit, den Willen und die Fähigkeit haben, unse- 
re Stimme und unsere Vorstellung in der Politilc 
durchzusetzen. 

Welches sind die wichtigsten Dinge? Sir John hat 
sie genannt. Sie liegen auf der Hand, weil wir 
schon in den Vorbereitungen für die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, an 
die sich ja die Empfehlung über den Ministerrat 
wendet, stehen. Es geht um die Frage der Sicher- 


heit, und zwar nicht nur um die Sicherheit, die mit 
den Buchstaben „MBFR" umschrieben ist, und um 
die damit zusammenhängende Problematik. Es er- 
gibt sich die Tatsache, die unser Kollege Beauguit- 
te heute früh noch einmal in unser Gedächtnis zu- 
rückgerufen hat, daß die französische Regierung 
nicht bereit ist, an diesen Verhandlungen teilzuha- 
ben, und daß damit also eine wichtige Stimme bei 
der Erörterung der Fragen der militärischen Sicher- 
heit und des Abbaus von Spannungen und der gan- 
zen Problematik, die damit verbunden ist, fehlt. Ich 
meine, daß dieser Punkt natürlich in dem Bericht 
noch sehr viel deutlicher hätte angesprochen wer- 
den müssen. 

Aber, Herr Präsident, ich meine auch folgendes, 
und das sollte in dieser Debatte noch einmal gesagt 
werden. Wir brauchen für die multilaterale Phase 
den Willen, der sowjetischen, der kommunistischen 
Seite ganz klar zu sagen: Sicherheit bedeutet für 
uns auch den Verzicht auf gewaltsame Einmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten eines Nach- 
barstaates. Herr Präsident, ich möchte nur noch 
einmal sagen, daß in dieser Versammlung das Wort 
„Tschechoslowakei" nur noch sehr selten fällt und 
daß über den Herbst 1968 kaum noch gesprochen 
wird. Aber die Erinnerung an die damaligen Vor- 
gänge ist nicht ein Rückfall in die Mentalität des 
Kalten Krieges oder in den Kalten Krieg selbst, 
sondern ist wichtig für uns alle im Hinblick auf 
das, was uns in diesen Verhandlungen jetzt bevor- 
steht, wenn wir einen erfolgreichen Abschluß der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa überhaupt in Betracht ziehen wollen. 

Es gibt ein zweites, und ich bin dafür dankbar, 
daß das in der Diskussion gesagt und immer wieder 
mit Nachdruck gefordert worden ist und daß es 
auch im Bericht von Sir John steht; denn das ist 
einer der Punkte, in denen ich sehr mit ihm über- 
einstimme. Ich meine die Forderung nach der Frei- 
heit der Information, der Ideen und der Begegnung 
der Menschen untereinander in Europa, nach der 
Freiheit, zu reisen, wohin man will und wann man 
will. Denn erst das, Herr Präsident, ist wirklich die 
Voraussetzung für eine friedliche Koexistenz in Eu- 
ropa und für eine Normalisierung unserer europäi- 
schen Situation. Dies ist eines der allerwichtigsten 
Prinzipien, die wir als Beratende Versammlung des 
Europarates aufrechterhalten müssen, wenn jetzt 
einzelne von uns oder eine Delegation zum Beispiel 
zu dieser parlamentarischen Zusammenkunft nach 
Helsinki gehen. Und wir müssen unseren Regierun- 
gen sagen, sie sollen in dieser Forderung nicht 
etwa nachlassen und nachgeben oder dies aus tak- 
tischen oder sonstigen Gründen auf „kulturellen 
Austausch" reduzieren. 

Meine Damen und Herren, „kultureller Aus- 
tausch" ist die sowjetische, ist die kommunistische 
Formel und Interpretation. Die Formel wofür? Ei- 
gentlich nur für eine zahlenmäßige Vergrößerung 
von Gruppen ohnehin schon privilegierter Bürger 
osteuropäischer Staaten unter Aufsicht von Funk- 
tionären, die — seien es Musiker, Ballettänzer, Sän- 
ger oder Ingenieure — in den Westen reisen dür- 
fen. 
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Herr Präsident, die Freiheit, die wir brauchen, ist 
die Freiheit für Herrn und Frau Jedermann, in Eu- 
ropa — auch in Osteuropa — mit ihrer Familie je- 
derzeit, wann auch immer sie es wünschen, einen 
Paß und ein Ausreisevisum zu erhalten. So lange, 
wie wir diesen Zustand in den Verhandlungen mit 
der Sowjetunion nicht erreicht habe, Herr Präsi- 
dent, bestehen eben Zweifel am Erfolg und an den 
Erfolgsmöglichkeiten der Ostpolitik. Ich denke, das 
hat diese Diskussion gezeigt. 

Herr Präsident, ich selber werde den Bericht, den 
Sir John für die Politische Kommission vorlegt, als 
Vorsitzender dieser Kommission natürlich nicht ab- 
lehnen, aber ich sehe mich aus einer Reihe von 
Gründen nicht in der Lage, ihm zuzustimmen. Des- 
wegen werde ich mich zum ersten Male als Vorsit- 
zender der Kommission der Stimme enthalten. (Bei- 
fall) 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident! Wir 
sind heute früh in der Kommission zusammengetre- 
ten und haben unsere Auffassung dahin formuliert, 
daß im wesentlichen die Kommission angesprochen 
ist, deren Präsident Herr Hofer ist, also die Kom- 
mission für die Nichtmitgliedsländer. Aber wir be- 
grüßen diese Direktive und werden sie, wenn die 
eben genannte Kommission sie uns überweist, zu 
gegebener Zeit in unserer Kommission behan- 
deln. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des dänischen Premierministers 
Anker Jörgensen 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
möchte mir zunächst erlauben, Herrn Ministerpräsi- 
dent Jörgensen meinen Dank für die ermunternden 
Worte zu sagen, die er in seiner Ansprache dem 
Europarat, seiner Zukunft und seiner zukünftigen 
Arbeit gewidmet hat, mit der wir uns sehr beschäf- 
tigen und über die wir in diesen Tagen debattiert 
haben. 

Ich darf dem Herrn Premierminister zwei Fragen 
stellen. Er hat im wesentlichen von den wirtschaft- 
lichen Gründen gesprochem, die die dänische Ent- 
scheidung, der Gemeinschaft beizutreten, getragen 
haben. Mich interessiert, ob es zutrifft, daß die dä- 
nische Regierung in der Frage der politischen Zu- 
sammenarbeit auch heute noch den Vorschlag der 
französischen Regierung zur Errichtung eines soge- 
nannten Politischen Sekretariats in Paris unter- 
stützt, was alle übrigen Mitglieder der erweiter- 
ten Gemeinschaft nicht wünschen, da sie ein sol- 
ches Politisches Sekretariat im Rahmen der Ge- 
meinschaftsinstitutionen, das heißt in Brüssel, eta- 
bliert sehen möchten. Meine Frage also, Herr Pre- 
mierminister: Ist die dänische Regierung immer 
noch der Auffassung, daß ein solches Sekretariat in 
Paris angesiedelt werden sollte, und wenn ja, mit 
welcher Begründung? 

Meine zweite Frage zielt auf die Konferenz, die 
in der zweiten Hälfte dieses Jahres vermutlich in 


Helsinki abgehalten werden wird. Welche Rolle, 
Herr Premierminister, könnten Ihrer Ansicht nach 
der Europarat beziehungsweise die Beratende Ver- 
sammlung im Zusammenhang mit dieser Konferenz 
spielen, und glauben Sie, daß irgendwelche konkre- 
ten Vorschläge seitens des Europarates gemacht 
werden können? Sie haben in Ihrer Rede schon auf 
ein oder zwei besondere Merkmale des Europarates 
hingewiesen. Könnten Sie uns mitteilen, was Sie 
von der Konferenz in Helsinki erwarten? 

Premierminister Jörgensen*): Herr Blumenfeld 
hat nach den wirtschaftlichen Gründen für den Ent- 
schluß Dänemarks gefragt. Ich darf sagen, daß Dä- 
nemark an erster Stelle der Auffassung war, daß 
der Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft zweifel- 
los im wirtschaftlichen Interesse der dänischen Be- 
völkerung und der dänischen Gesellschaft lag. An- 
gesichts des Raumes, dem wir international ange- 
hören, unserer traditionellen Bindungen und Loyali- 
täten sowie unserer wirtschaftlichen Beziehungen 
war für uns der Beitritt zur EWG selbstverständ- 
lich. Wir sind uns dessen bewußt, daß, wenn man 
einem System der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
beitritt, Probleme wirtschaftlicher wie auch politi- 
scher Art entstehen. Ferner sind wir nicht für eine 
zu weitgehende Zusammenarbeit in der Außenpoli- 
tik. Wir akzeptieren dennoch die Tatsache, die 
auch bei der Pariser Gipfelkonferenz zum Ausdruck 
kam, daß häufiger Konsultationen und Gedanken- 
austausch, auch auf dem Gebiet der Außenpolitik, 
zwischen den Außenministern der neun Länder 
stattfinden sollten. Die Frage, die an mich gerichtet 
wurde, hieß genau, ob Dänemark für die Einrich- 
tung eines Sekretariats eintreten würde und wo der 
Sitz eines solchen Sekretariats sein sollte. Die däni- 
sche Regierung betrachtet diese Frage auf eine sehr 
pragmatische Art und Weise. Ein derartiges Sekre- 
tariat wäre von Nutzen und sollte in der Stadt ein- 
gerichtet werden, die für sein Funktionieren am ge- 
eignetsten wäre. Mir scheint Brüssel der ideale 
Standort zu sein. Was jedoch Dänemark betrifft, 
muß die Voraussetzung ganz klar herausgestellt 
werden, daß diese politische Zusammenarbeit au- 
ßerhalb der im Vertrag von Rom vorgesehenen Or- 
gane und Beschlußverfahren stattfinden muß. Wir 
halten es noch für verfrüht, an die Frage der politi- 
schen Zusammenarbeit unter einem anderen, größe- 
ren Blickwinkel heranzugehen. 

Was die zweite Frage angeht, ist es noch zu früh, 
irgendwelche konkreten Äußerungen über die von 
der KSZE zu erwartenden Ergebnisse abzugeben. 
Wir hoffen natürlich, daß die gegenwärtigen Vor- 
bereitungsgespräche in Helsinki den Weg bereiten 
werden, damit eine solche Konferenz ein größeres 
Maß an Sicherheit und Zusammenarbeit zwischen 
Ost- und Westeuropa herbeiführen kann. Wir mes- 
sen ebenfalls einem weitergehenden Informations- 
und Gedankenaustausch sowie größerer Freizügig- 
keit der Menschen eine große Bedeutung bei. Dies 
sind denn die Aspekte der Frage, die berücksichtigt 
werden müssen, wenn die notwendige Entspannung 
erreicht werden soll. Wie ich schon erwähnt habe. 


*) Übersetzung 
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ist es heute noch nicht möglich zu sagen, welche 
Funktion diese Konferenz erfüllen wird. Es ist 
ebenfalls nicht möglich zu sagen, welche Aufgabe 
der Europarat bei der Durchführung der eventuel- 
len Ergebnisse der Konferenz erfüllen kann. 

Darf ich die allgemeine Bemerkung hinzufügen, 
daß Dänemark im größtmöglichen Umfang von den 
bestehenden internationalen Organisationen der Zu- 
sammenarbeit Gebrauch machen möchte, anstatt 
neue Mechanismen einzurichten. Hierbei könnte 
der Europarat eine Rolle spielen. 

Frau Herklotz (SPD) : Herr Ministerpräsident, 
erlauben Sie mir eine Frage an Sie als den Regie- 
rungschef eines Landes, das in weiten Teilen land- 
wirtschaftlich orientiert ist. Ist Dänemark darauf 
vorbereitet und bereit, die Regeln der gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik anzuerkennen, wie sie jetzt, 
bestehen, und wenn ja, schafft dies besondere Pro- 
bleme für Ihr Land? Hat Ihre Regierung vor, hier 
einige Änderungen vorzuschlagen, und welche sind 
dies? Sie haben Verständnis dafür, Herr Minister- 
präsident, daß uns die Beantwortung dieser Fragen 
sehr interessiert, 

Premierminister Jörgensen: Dänemark trat der 
Gemeinschaft mit ganz spezifischen Vorstellungen 
bei. Was Dänemark — ■ ein Industrieland mit einer 
bedeutenden Agrarproduktion — anzog, waren un- 
ter anderem die gemeinsamen Vereinbarungen für 
die Landwirtschaft. Wir werden auf eine Entwick- 
lung hinarbeiten, die zu einer Verbesserung dieser 
landwirtschaftlichen Vereinbarungen führt — d. h. 
wir möchten sie wirksamer machen und ihnen eine 
bessere Verwaltungsform geben. Unserer Ansicht 
nach ist die Mitgliedschaft in der Gemeinschaft von 
Vorteil für die dänische Landwirtschaft, und wir se- 
hen daher in der überschaubaren Zukunft keine 
größeren Probleme für unsere Landwirtschaft vor- 
aus. Unsere allgemeine Schlußfolgerung lautet also, 
daß es im Interesse der dänischen Landwirtschaft 
liegt, Mitglied der Gemeinschaft zu sein. Wir glau- 
ben, daß wir in der Lage sein werden, künftige Ver- 
einbarungen innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
zu beeinflussen, damit wir an der Gestaltung künf- 
tiger Entwicklungen teilnehmen können, eine Mög- 
lichkeit, die außerhalb der EWG nicht bestanden 
hätte. 


Tagesordnungspunkt; 

Europäisches Symposium über Grenzregionen 
(vom 29. Juni bis 1. Juli 1972 in Straßburg) 

(Drucksache 3228) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dr. Ahrens (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Wenn wir an den Grenzen unserer Staaten entlang- 
fahren, treffen wir immer wieder auf Räume, die 
diesseits und jenseits der Grenze dasselbe Ausse- 
hen haben. Wir treffen auf Menschen des gleichen 


Typs, zuweilen auch auf Menschen der gleichen 
Sprache. Wir treffen auf die gleichen Bräuche, die 
gleichen Trachten. Wir treffen auf die gleiche 
Landschaft diesseits und jenseits der Grenze und 
oft auch auf gleiche wirtschaftliche, kulturelle und 
soziale Bedingungen. Sieht man diese Räume ge- 
nauer an, so heben sie sich von anderen Räumen 
in den beiden angrenzenden Staaten deutlich ab. 

Herr Präsident, e i n Raum möge als Beispiel für 
diese Regionen dienen, die von Grenzen durch- 
schnitten werden, ein Raum, der gerade uns Mit- 
gliedern der Beratenden Versammlung des Europa- 
rats besonders am Herzen liegt: der Bereich des 
Oberrheins. Die eingesessene Bevölkerung hier in 
diesem Raum ist diesseits und jenseits des Rheins 
in ihrem Aussehen nicht zu unterscheiden. Sie 
spricht oder sie sprach doch wenigstens eine glei- 
che Sprache, das Alemannische, das sich deutlich 
unterscheidet von den Sprachen, Dialekten oder 
Mundarten weiter im Westen oder weiter im Osten, 
im Norden oder im Süden. Die Vogesen und der 
Schwarzwald grenzen diese Gebiete deutlich gegen 
die Nachbarlandschaften ab. Eine gleiche Industrie, 
weitgehend identische Probleme im Bereich der 
Landwirtschaft und der Wasserwirtschaft und auch 
eine Übereinstimmung in Bräuchen, Bauformen und 
Stadtbildern lassen sich feststellen. 

Dieser Raum ist ein Beispiel für viele Räume, die 
wir an unseren Grenzen in Europa finden, die ein- 
heitlich strukturiert sind und die doch durch 
Staatsgrenzen durchschnitten werden. Wenn es 
auch gelungen ist, jedenfalls im westlichen Europa, 
der Grenze ihren Schrecken zu nehmen, und wenn 
wir in Westeuropa auch die Grenzen durchlässiger 
gemacht haben für den Verkehr mit Menschen und 
mit Waren, so sind diese Grenzen in diesen Räu- 
men nach wie vor doch besonders hart zu spüren. 
Sie verhindern hier die notwendige einheitliche 
Entwicklung dieser Räume oder machen sie in man- 
chen Fällen sogar unmöglich. Dadurch fallen die 
Grenzregionen, diese Räume, die von Grenzen 
durchschnitten werden, in ihrer Konkurrenz zu den 
Räumen im Innern unserer Staaten zurück. Sie lei- 
den damit noch heute unter einer Politik, die nicht 
auf Gemeinsamkeit gerichtet war, sondern die die 
scharfe Abgrenzung und Abschirmung gegenüber 
dem Nachbarland zum Ziel hatte, — einer Politik, 
die die Grenzregionen nicht als Klammer betrachte- 
te, sondern ihnen lediglich eine Rolle als militäri- 
sches Aufmarsch- oder Festungsgebiet einräumte. 
In manchen Fällen haben sich unsere Staaten heute 
über eine Zusammenarbeit auch in diesen Räumen 
verständigt. So haben über die Grenzregionen mei- 
nes Landes, der Bundesrepublik Deutschland, Ver- 
einbarungen mit den meisten unserer Nachbarstaa- 
ten über eine einheitliche Entwicklung und ein Zu- 
sammengehen in der Entwicklungsaufgabe stattge- 
funden. Bei all diesen Bemühungen aber sind diese 
Räume Objekt staatlicher Bemühungen. Sie handeln 
nicht selbst, sie werden als Gegenstand staatlicher 
Planungstätigkeit behandelt. 

Die Bedeutung dieses brennenden Problems hat 
der Europarat schon frühzeitig erkannt. Der Gegen- 
I stand, der im Dokument 3228 angesprochen wird. 
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steht bereits seit 1964 auf der Tagesordnung der 
Beratenden Versammlung. Schon 1966 empfahl die 
Versammlung in der Recommandation 470 dem Mi- 
nisterkomitee den Erlaß einer Konvention, die die 
Zusammenarbeit der Lokalbehörden in den Grenz- 
regionen stärken und Hindernisse ausräumen sollte, 
die einer solchen Zusammenarbeit entgegenstehen. 
Diese Empfehlung fand allerdings nicht die Zustim- 
mung des Ministerkomitees. Es bedurfte vielmehr 
im Jahre 1969 einer Initiative aus der Mitte 
der Versammlung, um den Gegenstand erneut in 
die Beratungen einzuführen. Auf Initiative des Kol- 
legen Weber und anderer Kollegen der Versamm- 
lung kam schließlich im Januar 1971 die Resolution 
472 zustande, die besagte, daß spätestens im ver- 
gangenen Jahr, also 1972, ein europäisches Sympo- 
sium der Grenzregionen stattfinden sollte. Dieses 
Symposium sollte eine Bestandsaufnahme der be- 
reits bestehenden grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit vornehmen, die Schwierigkeiten einer 
solchen Zusammenarbeit aufzeigen und Lösungs- 
vorschläge erarbeiten. 

Dieser Vorschlag traf sich mit der Empfehlung 
der europäischen Raumordnungsministerkonferenz, 
die auf ihrer ersten Tagung im September 1970 in 
Bonn dem Problem der Grenzregionen ihre beson- 
dere Aufmerksamkeit widmete. Diese Konferenz 
forderte die Regierungen auf, ihre Politik und ihre 
Maßnahmen in den Grenzregionen abzustimmen 
und der dort wohnenden Bevölkerung die Möglich- 
keit zu geben, an der Entwicklung ihrer Regionen 
in Regionalkonferenzen teilzunehmen. 

Das in der Resolution 472 geforderte Symposium 
fand vom 29. Juni bis 1. Juli vorigen Jahres hier in 
Straßburg statt. Es nahmen etwa 150 Vertreter fast 
aller Grenzregionen in Westeuropa teil, und zwar 
sowohl die dort gewählten politischen Repräsentan- 
ten wie die Fachleute der Planung und die für die 
Zusammenarbeit verantwortlichen Beamten. Dane- 
ben beteiligten sich Abgeordnete aus den europäi- 
schen Parlamenten, Mitglieder der europäischen 
Kommunalkonferenz und auch Kollegen der Bera- 
tenden Versammlung des Europarats. 

Die Verhandlungen fanden statt auf der Grundla- 
ge eines Basisberichts, den Herr Dr. Freiherr von 
Malchus aus der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gearbeitet hatte. Bereits dieser Basisbericht zeigte, 
daß die Zusammenarbeit in den Grenzregionen fast 
durchweg noch in den Anfängen steckt, daß eine 
große Bereitschaft zur Zusammenarbeit vor allem 
zwischen den lokalen und regionalen Behörden be- 
steht, daß aber die zentralen Stellen dieser Zusam- 
menarbeit bislang nicht die genügende Beachtung 
geschenkt haben. 

Der Basisbericht wurde ergänzt durch Sonderbe- 
richte, deren erster sich mit den juristischen und 
verwaltungsmäßigen Aspekten der grenzüberschrei- 
tenden Zusammenarbeit befaßte und von Professor 
Orianne von der Universität Löwen erstattet wurde. 
Der zweite Bericht wandte sich den psychologi- 
schen Problemen der Zusammenarbeit zu und wur- 
de von Senator Palmero, dem Bürgermeister von 
Menton, erstattet. Mit den Spezialfragen der Raum- 
ordnung und den Infrastrukturproblemen der 


Grenzregionen befaßte sich ein dritter Sonderbe- 
richt, den Herr Andre erstattete, der Generaldirek- 
tor der Provinzialgesellschaft für Industrialisierung 
in Lüttich. Ein vierter Bericht schließlich stammte 
von Professor Denis de Rougemont, dem Direktor 
des Europäischen Kulturzentrums in Genf; er befaß- 
te sich mit den kulturellen Aspekten der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit. 

Auf der Basis dieser Berichte wurde in Arbeits- 
gruppen diskutiert. Wohl alle Teilnehmer des 
Symposiums waren von der lebhaften, kritischen und 
sachbezogenen Diskussion angetan, die zahlreiche 
neue Anregungen und Erkenntnisse vermittelte. In 
einer einstimmig angenommenen Schlußerklärung 
faßten die Teilnehmer das Ergebnis des Sympo- 
siums zusammen; diese Schlußerklärung liegt Ih- 
nen, meine sehr verehrten Damen und Herren, als 
Anlage III zu dem Bericht vor. 

Besonders erfreulich war ein Presseecho, wie wir 
es bei unserer Arbeit im Europarat nicht immer in 
dem gewünschten Ausmaße finden. Sowohl im lo- 
kalen wie im nationalen und im internationalen Be- 
reich wurde in Presse, Rundfunk und Fernsehen auf 
dieses Symposium hingewiesen, und es wurden die 
Aspekte, die sich mit einer Verbesserung der Zu- 
sammenarbeit beschäftigen, ausführlich disku- 
tiert. 

Der Ihnen vorliegende Bericht versucht, politi- 
sche Konsequenzen aus den Beratungen des Sym- 
posiums und aus den sich anschließenden Beratun- 
gen im Ausschuß für Raumordnung und Kommunal- 
fragen zu ziehen. Der Bericht endet mit einigen 
konkreten Vorschlägen, von denen ich zwei beson- 
ders hervorheben möchte. 

Ein erster Vorschlag geht dahin, in allen Grenz- 
regionen „Regionalkommissionen“ einzusetzen. Die- 
ser Vorschlag entspricht der Forderung der euro- 
päischen Raumordnungsministerkonferenz von 
1970. Diese Regionalkommissionen sollen sich aus 
den gewählten politischen Repräsentanten der loka- 
len und regionalen Körperschaften in diesen Grenz- 
regionen — also aus den Ratsherren der Städte und 
Gemeinden und etwa den Abgeordneten der Kreis- 
tage oder Provinzen, soweit eine solche Verwal- 
tungsstufe in der jeweiligen Organisationsform vor- 
handen ist — zusammensetzen. Diese politische Re- 
präsentanz soll verstärkt werden durch die berufe- 
nen Vertreter von Fach- und Sonderinteressen, also 
etwa durch Vertreter der Gewerkschaften, der 
Kammern, des Gesundheitswesens, des Umwelt- 
schutzes, des Bildungswesens usw. 

Die Aufgabe einer solchen Regionalkommission 
besteht zunächst einmal — und das sollte nicht ge- 
ring geschätzt werden — in der Institutionalisie- 
rung des Gesprächs über die Grenzen hinweg. Die 
Verbesserung der Information und die Institutiona- 
lisierung der Beratung gemeinsamer Probleme wer- 
den dann zur Erarbeitung gemeinsamer Entwick- 
lungsvorstellungen führen, die in Plänen und Pro- 
grammen für die Entwicklung dieser durch Grenzen 
getrennten, gleichwohl aber einheitlichen Räume 
ihren Niederschlag finden. 
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Die Zusammenarbeit sollte sich aber nicht auf die 
Verabschiedung von Plänen und Programmen und 
auch nicht auf Fragen der Raumordnung beschrän- 
ken. Wenn die gemeinsame Arbeit den Menschen 
in diesen Räumen helfen soll, so muß sie weiterge- 
hen und auch den gemeinsamen Bau und den ge- 
meinsamen Betrieb von Einrichtungen der Infra- 
struktur umfassen, etwa beim gemeinsamen Was- 
ser- oder Klärwerk, bei der gemeinsamen Abfallbe- 
seitigung usw. 

Die Ergebnisse der Arbeit dieser Regionalkom- 
missionen sollen nach Auffassung unseres Aus- 
schusses im gleicher Weise in die übergeordneten 
Planungs- und Entwicklungsvorstellungen der Zen- 
tralbehörden einfließen, wie dies bei regionalen 
Körperschaften im Innern der Staaten der Fall 
wäre. Wir streben also — ich möchte das sehr 
deutlich betonen — keinen Sonderstatus für diese 
Grenzregionen an, sondern wir wollen sie genauso 
behandelt sehen wie die Regionen im Innern unse- 
rer Staaten. Die Voraussetzungen für eine solche 
Gleichbehandlung müssen geschaffen werden, und 
das ist das Ziel unserer Bemühungen. 

Ein weiterer sehr konkreter Vorschlag geht da- 
hin, beim Europarat eine Agentur, eine Behörde für 
die Grenzregionen zu schaffen. Sie soll einmal der 
Sammlung und dem Austausch von Informationen 
dienen; sie soll Anregungen für die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit vermitteln, und sie 
soll Modelle für ein solches Zusammengehen erar- 
beiten, Modelle etwa auch für die Schaffung eines 
Zweckverbandes oder einer andersgearteten Ge- 
meinschaft zum Betrieb einer bestimmten gemeinsa- 
men Einrichtung. Auch die Arbeit dieser Agentur 
dient somit dem Ziel, die Grenzregionen den inner- 
staatlichen Regionen gleichzustellen. Wenn dieses 
Ziel eines Tages erreicht ist, bedarf es keiner sol- 
chen Agentur, keiner solchen Behörde mehr. 

Wir schlagen vor, diese Agentur beim Europarat 
einzurichten, und dies einmal deshalb, weil der Eu- 
roparat die räumlich umfassendste Organisation eu- 
ropäischer Staaten ist, vor allem aber auch deshalb, 
weil sich ihm eher als anderen europäischen Orga- 
nisationen die Möglichkeit eröffnen dürfte, auch 
mit den Nachbarstaaten im Osten zu einer Zusam- 
menarbeit in den Grenzregionen zu kommen. Denn 
nicht nur an den Grenzen unserer Mitgliedstaaten 
finden sich diese Problemräume. Viel mehr noch 
leiden die Menschen in den Räumen, die durch die 
ungleich härtere und wahrhaft unmenschliche 
Grenze zwischen Ost und West durchschnitten 
werden. Auch an sie haben wir bei unseren Bera- 
tungen gedacht. Dabei kam insbesondere auch der 
Gedanke zum Ausdruck, die Gelegenheit der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa zu nutzen, um auch auf die Problematik der 
Grenzregionen zwischen Ost und West mit allem 
Nachdruck hinzuweisen. 

Herr Präsident, ich darf in diesem Zusammen- 
hang auf das Ihnen vorliegende Amendment Nr. 1 
eingehen, das eine kurze Ergänzung des Ihnen vor- 
liegenden Projet de recommendation vorsieht. Wir 
wollen das Comite de Cooperation nicht nur der Be- 
treuung durch den Europarat unterstellen, sondern, 


legen vielmehr Wert darauf, auch die Europäische 
Gemeindekonferenz in die Gesamtproblematik und 
in die Gesamtverantwortung mit einzubeziehen. 
Das ist der Sinn dieses Antrages. 

Herr Präsident, unsere Bemühungen dienen in er- 
ster Linie der Entwicklung der Grenzregionen und 
der Verbesserung der Lebensqualität in diesen Räu- 
men, dienen also den in diesen Räumen wohnenden 
Menschen. Wir sollten aber nicht verkennen, daß 
die Lösung gerade dieser Probleme auch aus ge- 
samteuropäischer Sicht einen Schritt nach vorn be- 
deutet — und, wie ich meine, keinen kleinen 
Schritt. 

Bauer (Würzburg) (SPD): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte um 
Ihre Aufmerksamkeit für ein Problem bitten, das 
sowohl die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
betrifft als auch Fragen des Umweltschutzes in sich 
schließt. Zweifelsfrei ist die Zuständigkeit des Aus- 
schusses für Territorialplanung und regionale Pro- 
bleme gegeben. Ich ziehe es vor, diese Frage in 
der heutigen Diskussion zu behandeln, weil ich der 
Meinung bin, daß es sich hier um ein Beispiel han- 
delt, an dem sich übergebietliche Zusammenarbeit 
praktisch erweisen könnte, da es sich um einen 
überschaubaren Raum mit einer Grenzziehung von 
vielen Hunderten von Kilometern handelt und au- 
ßerdem auch die Zielsetzung angesprochen ist, die 
der Herr Berichterstatter erwähnt hat, nämlich die 
Verbesserung der Lebensqualität in diesen Räu- 
men. 

Es handelt sich bei der Frage, die ich aufwerfen 
möchte, um ein relativ begrenztes Gebiet. Ich mei- 
ne nämlich spezifisch die Länder des Alpenraumes. 
Allerdings sind damit möglicherweise auch Mittel- 
gebirgsgegenden angesprochen. Ich gehe davon 
aus, daß man bisweilen einen trostlosen Eindruck 
gerade in alpinen Landschaften gewinnt. Es besteht 
zum einen die Gefahr, daß die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung aufgegeben wird. Ich denke hier 
an die Bergbauernschicksale. Ich möchte darauf 
hinweisen, daß Bewirtschaftung in diesem Zusam- 
menhang meist ordentliche, geregelte Betreuung 
bedeutet, wie es in den Wörtern „Agrikultur", 
„agriculture" und in dem Begriff „Kultur" zum 
Ausdruck kommt. Der Wegfall der Bewirtschaftung 
beinhaltet die Gefahr der Verödung, der Verkar- 
stung, vielleicht auch die Folge der Erosion. Es er- 
gibt sich bisweilen ein erschreckendes Bild gerade 
an den landschaftlich schönsten Punkten in den 
Bergen. Das ist zum Teil eine Folge der Überer- 
schließung. Es gibt zu viele Verkehrswege, Park- 
plätze und zuviel Automobilismus. Ich denke ferner 
an den Wald von Hochspannungsleitungen, aber 
auch an die Masse von Staudämmen, die errichtet 
werden. Ich denke darüber hinaus daran, daß man 
Seilbahnen, zum Beispiel im Mont-Blanc-Gebiet, bis 
in 3800 Meter Höhe baut, die die schönsten Tal- 
landschaften überspannen. Es ist ein Problem der 
Überbelegung mit Menschen, und zwar fast über 
die natürliche Aufnahmefähigkeit hinaus und ab- 
seits der normalen Beherbergungsindustrie. 

Eine Scheußlichkeit im Bild der Landschaft ist in 
diesem Zusammenhang auch die Ablagerung von 
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Abfällen. Ich habe zum Beispiel in der Schweiz Au- 
towracks bis in fast 2000 Meter Höhe angetrof- 
fen. 

Das ganze Problem wird sicherlich durch die lau- 
fend zunehmende Freizeit und durch das natürliche 
Bedürfnis der städtischen Menschen nach Ruhe, 
Entspannung und Erholung in einer möglichst un- 
beschädigten und unversehrten Natur größer. Es 
läßt sich nicht leugnen, daß die Alpen heute ein 
Tummelplatz für Zehntausende geworden sind, wo- 
bei alle möglichen sportlichen Betätigungen zu al- 
len Jahreszeiten ausgeübt werden. 

Eine weitere Folge dieser Übererschließung, die- 
ser Überkultivierung, möchte man fast sagen, ist 
eine ungezügelte, unkontrollierte und stillose wilde 
Bebauung an dazu weder geeigneten noch ge- 
wünschten Plätzen, nämlich an Berghängen, Kup- 
pen, Waldlichtungen, Fluß- und Seeufern, und zwar 
in einem Ausmaß, daß der Zutritt zu diesen schö- 
nen Plätzen kaum noch möglich ist. Man kann das 
mit den Worten umschreiben: Kapital und gute Be- 
ziehungen entscheiden hier in aller Regel. 

Mir soll keiner entgegenhalten, das sei eine un- 
vermeidbare Entwicklung, ein lawinenartig herein- 
brechender Trend, der nicht zu bremsen sei. Ich bin 
kein Romantiker, der eine heile Welt hervorzau- 
bern will, die nicht mehr realisierbar ist. Aber ich 
bin der Meinung, daß die Gebirge über die Alpen 
hinaus heute ihre Bedeutung als Wasserspeicher, 
als Klimafaktoren, als Erholungslandschaft für 
Menschen aus ganz Europa haben, und ich glaube, 
daß man gewisse Schädigungen und Fehlentwick- 
lungen aufhalten und bremsen könnte, solange 
noch Zeit dazu ist. Ich möchte daran erinnern, daß 
Zehntausende von Menschen, nämlich Franzosen, 
Italiener, Deutsche, Angehörige der Beneluxstaaten, 
Skandinavier und Engländer, alljährlich in die Ber- 
ge gehen, um Ruhe, Erholung und Entspannung 
beim Wandern zu suchen, und ich möchte, daß zu- 
gunsten dieser Menschen ein Minimum an Land- 
schaftspflege, an Naturschutz, an Vorsorge und Pla- 
nung Platz greift. Ich möchte auf keinen Fall, daß 
man die Dinge einfach weiter treiben läßt. Ich bin 
der Meinung, daß die menschliche Arbeitskraft als 
Kapital in den Berglandschaften erhalten werden 
muß, daß der Grundstock der natürlichen Hilfsquel- 
len, das Naturpotential, tunlichst nicht weiterem 
Verfall ausgeliefert werden darf. Man muß also 
rechtzeitig einwirken, und ich meine, man kann 
noch etwas tun, der Kampf ist keinesfalls verlo- 
ren. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf einen An- 
trag hinweisen, den ich mit einer größeren Zahl 
von Unterschriften gerade erst heute eingereicht 
habe, dessen Ziel das Ergreifen vorbeugender Maß- 
nahmen ist und der der Erhaltung der Lebensbedin- 
gungen, der Lebensgrundlagen, nicht nur spezifisch 
für den Alpenraum, sondern auch für andere gebir- 
gige Gebiete, dient. Wir wenden uns, wenn ich das 
in Stichworten sagen darf, an den Ministerausschuß 
und regen ein Dringlichkeitsprogramm an. Durch 
dieses Dringlichkeitsprogramm sollen die Mitglied- 
staaten in enger Zusammenarbeit mit den interes- 
sierten regionalen und lokalen Behörden — inso- 


fern ist es hier einschlägig — angehalten werden, 
gewisse Maßnahmen zu ergreifen und zu fördern, 
und zwar in erster Linie zur Gewährleistung ausrei- 
chender Lebensbedingungen für die Bevölkerung 
der alpinen Gebiete. Es sollte aber auch etwas zum 
wirksamen Schutz landschaftlicher Schönheiten 
und Glanzpunkte unternommen und drittens Vor- 
sorge zur Bewahrung der unersetzlichen, verwund- 
baren natürlichen Hilfsquellen getroffen werden. 
Die betroffenen Staaten sollten sich zur Anwen- 
dung analoger Maßnahmen in enger, wenn geboten, 
in grenzüberschreitender Zusammenarbeit sowie 
auf regionaler und lokaler Basis in einer gemeinsa- 
men Grundhaltung zusammenfinden. Bereits begon- 
nene Aktivitäten und Institutionalisierungen in die- 
ser Richtung — ich denke zum Beispiel an die Zu- 
sammenkünfte der Landtage von Nord- und Südti- 
rol, von Innsbruck und Bozen — sollten nicht nur 
akzeptiert, sondern unterstützt werden, wie eine 
solche Zusammenarbeit zum Beispiel auch schon 
bei Naturparks und Naturreservaten praktiziert 
worden ist. Ich möchte also ein Schutzprogramm 
für diejenigen Zonen entwickelt haben, die mit 
großen Menschenströmen rechnen müssen. 

Ich darf in dem Zusammenhang noch andeuten, 
daß die Schweiz ein Modell der Einteilung in be- 
stimmte Zonen vorgelegt hat, zu dem aus berufe- 
nem Munde Schweizer Kollegen — ich glaube, Herr 
Leu — Stellung nehmen wollen. Danach ist geplant, 
daß bestimmte Zonen ausgewiesen werden sollen, 
und zwar zum einen nach industriell-gewerblichen 
Schwerpunkten, zum zweiten nach überwiegend 
landwirtschaftlicher Struktur und Nutzung, zum 
dritten nach konzentrierter Besiedlung und Bebau- 
ung. Ausgewiesen werden sollen viertens aber 
auch bestimmte Ruhezonen für den Tourismus, den 
Wanderer, den Bergsteiger, den Erholungsuchen- 
den. Die Erhaltung und der Schutz landschaftlich 
bedeutsamer Punkte und Plätze sowie deren Frei- 
haltung von Bebauung und Übererschließung sollen 
ebenfalls ein besonderer Programmpunkt sein. Dazu 
gehört schließlich nach Möglichkeit die Öffnung 
beziehungsweise Sicherung des freien Zugangs zu 
solchen landschaftlich herausragenden Plätzen, al- 
lerdings nicht auf dem Wege der Enteignung. Es 
gibt genügend Möglichkeiten, zum Beispiel durch 
Kauf von Gelände durch die öffentliche Hand, um 
den Zugang zu solchen Schönheiten zu eröffnen. 
Schließlich soll die europäische Konferenz der für 
die Territorialplanung verantwortlichen Minister 
aufgefordert werden, die großen Richtlinien einer 
Politik mit dieser Zielsetzung festzulegen. 

Ich darf um Ihr Interesse speziell für das Anlie- 
gen auf diesem Gebiet und um die Unterstützung 
der Mitglieder des Ausschusses bitten. Jedenfalls 
dürfen wir das Problem nicht aus den Augen ver- 
lieren. Wir sollten zu retten versuchen, was heute 
in diesen Räumen noch zu retten ist. 

Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Bei den Be- 
mühungen, die nationalen Grenzen zu überwinden 
und ein wirtschaftlich und politisch geeintes Europa 
zu schaffen, fällt den Grenzregionen eine wichtige 
Aufgabe zu. Man darf wohl sagen, daß ihnen 
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nächst der selbstverständlich entscheidenden Rolle 
der Parlamente und der Regierungen in Zukunft die 
wohl schwierigste Funktion zukommt, nämlich die, 
praktische Schrittmacher der Einigung zu sein und 
Modelle für ihre Realisierung auf politischem, wirt- 
schaftlichem und kulturellem Gebiet zu entwik- 
kein. 

Das von uns allen erstrebte Zusammenwachsen 
der europäischen Staaten und Völker erfolgt ja 
nicht im luftleeren Raum. Der Harmonisierung und 
Intensivierung der Beziehungen auf allen Lebensge- 
bieten stellen sich vielmehr mannigfache Hinder- 
nisse entgegen, die sich primär in den Grenzgebie- 
ten bemerkbar machen, wo die Menschen unmittel- 
baren Kontakt mit dem Nachbarn jenseits der 
Grenze haben. 

Andererseits werden die Grenzregionen selbst 
durch eine Beseitigung der nationalen Grenzen und 
durch eine grenzüberschreitende Regionalpolitik 
mit regionalen Gemeinschaftsprojekten eine ent- 
scheidende Verbesserung ihrer Struktur und eine 
Erhöhung ihres wirtschaftlichen Gewichts erfah- 
ren. 

In der Vergangenheit war das Wort Grenze in 
Europa meist gleichbedeutend mit Trennung, Ab- 
schnürung, Stagnation, — ganz im Gegensatz zu 
dem Begriff der Grenze in der Geschichte der Ver- 
einigten Staaten von Amerika. Die Grenzregionen 
haben in der europäischen Geschichte ein schweres 
Schicksal getragen. Willkürliche Grenzziehung, die 
vornehmlich nach militärischen oder machtpoliti- 
schen Gesichtspunkten erfolgte, hat nur zu oft die 
organischen Verbindungen einer Region getrennt, 
das, was zusammengehörte, in zwei Teile zerschnit- 
ten und dadurch den natürlichen Blutkreislauf un- 
terbrochen. Nur zu oft waren die Grenzräume als 
strategische Aufmarschgebiete bewußt von wirt- 
schaftlicher Förderung ausgeschlossen und bei der 
Verkehrserschließung benachteiligt. Es kommt 
nicht von ungefähr, daß Grenzgebiete vielfach Not- 
standsgebiete sind. 

In einem geeinten Europa werden die Grenzregio- 
nen eine völlig andere Funktion als in der Vergan- 
genheit erhalten. Sie haben die Chance, Brücken zu 
werden, über die die vereinigten Völker in eine 
neue Zukunft ziehen, Räume der Begegnung, in de- 
nen sich das europäische Gemeinschaftsbewußtsein 
exemplarisch ausbilden kann. Manche dieser Regio- 
nen, bislang in aussichtsloser Randlage, werden in 
einem vereinten Europa in eine zentrale geographi- 
sche Lage hineinwachsen — mit allen positiven 
Folgen für ihre wirtschaftliche und kulturelle Ent- 
wicklung. Ich denke hier unter anderem an die Re- 
gionen der deutschen Westgrenze und die entspre- 
chenden Grenzbezirke im Osten Belgiens, Luxem- 
burgs und Frankreichs, Landschaften, die in frühe- 
ren Jahrhunderten schon einmal Kern- und Herz- 
stück West- und Mitteleuropas waren. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß der Europarat dem 
Problem der Zusammenarbeit der Grenzregionen 
seine Aufmerksamkeit gewidmet und in dem Emp- 
fehlungsentwurf Drucksache 3228 in so ausgezeich- 
neter Weise Wege zu einer Intensivierung dieser 
Arbeit gewiesen hat. 


Gestatten Sie mir, in Anknüpfung an Ziffer I d 
des Empfehlungsentwurfs und gewissermaßen als 
Ergänzungsvorschlag zwei kurze Anmerkungen zu 
machen, die aus der Erfahrung eines in einer 
Grenzregion ansässigen Abgeordneten erwachsen 
sind: 

Die erste betrifft die Verbesserung des Verkehrs- 
netzes innerhalb der Grenzregionen. Wichtigste 
Voraussetzung für eine Verstärkung der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit und dringlichste Auf- 
gabe im Rahmen einer umfassenden koordinieren- 
den Raumordnungspolitik ist in vielen Fällen eine 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, welche 
die beiden Teile einer durch die Grenze zerschnitte- 
nen Gesamtregion in ausreichendem Maße wieder 
miteinander verbindet und eine bessere Erschlie- 
ßung des gesamten Raumes gewährleistet. Ich habe 
soeben bereits darauf hingewiesen, daß Grenzgebie- 
te meist oder zumindest oft verkehrsmäßig benach- 
teiligt und demgemäß unterentwickelt sind. 

Wir alle wissen, wie schwierig es ist, grenzüber- 
schreitende Planungsunterlagen zu erhalten und 
Entwicklungsprogramme zu erstellen; auf dem Sek- 
tor des Verkehrswesens ist aber eine Zusammenar- 
beit noch am ehesten möglich. — Auch bei dem 
Ausbau des Eisenbahnnetzes und der großen Stra- 
ßenverbindungen wird man der veränderten Funk- 
tion und Bedeutung der Grenzräume Rechnung tra- 
gen müssen, die künftig nicht mehr Randzonen, 
sondern Verbindungszonen und zuweilen Kernland- 
schaften sein werden. 

Es ist eine alte Erfahrungstatsache, daß die Ver- 
kehrsgemeinschaft Vorstufe der Wirtschafts- und 
Kulturgemeinschaft ist. Wir sollten dies beherzigen 
und seitens des Europarats in der Zukunft dem Pro- 
blem der Verbesserung der Verkehrserschließung 
in den Grenzregionen unsere verstärkte Aufmerk- 
samkeit widmen. 

Meine zweite Anmerkung gilt der grenzüber- 
schreitenden kulturellen Zusammenarbeit. Hier 
sollte nach meiner Ansicht ein weiterer Schwer- 
punkt unserer Arbeit in der Zukunft liegen. Auf 
diesem Felde bieten sich, ohne daß allzu große fi- 
nanzielle Mittel benötigt werden, relativ gute Mög- 
lichkeiten erfolgreicher Arbeit. Konkrete regionale 
Gemeinschaftsprojekte, die den sozio-ökonomi- 
schen Bedingungen und gemeinsamen Interessen 
der beiderseitigen Grenzgebiete gerecht werden, 
lassen sich bei gutem Willen der Verantwortlichen 
relativ leicht verwirklichen. 

Nur zu oft hat die Grenze, vor allem wenn sie 
auch zugleich Sprachgrenze war, wie eine kulturel- 
le Barriere gewirkt, die selbst einfachste Informa- 
tionen über den derselben Region angehörenden 
Nachbarn jenseits der Grenze nicht passieren ließ. 
Unser Ziel muß sein, zu erreichen, daß der Fluß der 
Informationen, Ideen und Meinungen in Presse, in 
Nachrichtendiensten, in Radio und Fernsehen, aber 
auch durch Bücher — um nur einiges anzuführen 
— , noch leichter als bisher erfolgen kann und daß 
die kulturellen Initiativen, zum Beispiel im Kon- 
zert- und Theaterwesen, über die Grenze hinweg 
der Gesamtregion zugute kommen. Auch müssen 
die Grenzlandschaften größere Anstrengungen als 
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in der Vergangenheit unternehmen, um breitesten 
Bevölkerungsschichten die Möglichkeit zu eröffnen, 
die Sprache des Nachbarn zu erlernen. 

Schließlich sollten es vornehmlich die Grenzre- 
gionen sein, die nicht müde werden, zu fordern, daß 
die Organisation des europäischen Erziehungs- und 
Ausbildungswesens wenigstens in den wesentlich- 
sten Punkten harmonisiert wird und daß auch eine 
Kooperation benachbarter Universitäten über Gren- 
zen hinweg ins Auge gefaßt wird. 

Herr Präsident, es ist hier nicht der Ort, dies wei- 
ter auszuführen. Mir liegt nur daran, darauf hinzu- 
weisen, welche Bedeutung die kulturelle Zusam- 
menarbeit in den Grenzregionen besitzt, nicht zu- 
letzt auch deswegen, weil sie das europäische Ge- 
meinschaftsbewußtsein entscheidend zu fördern in 
der Lage ist. 

Ich wäre dankbar, wenn den beiden von mir an- 
gesprochenen Sachbereichen, der Verkehrserschlie- 
ßung und der kulturellen Zusammenarbeit, im 
Rahmen der Bemühungen des Europarats um eine 
bessere grenzüberschreitende Regionalpolitik eine 
bevorzugte Stellung eingeräumt würde. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident, ich darf zu- 
nächst einmal allen Herren Kollegen, die sich zu 
diesem Thema geäußert haben, sehr herzlich dan- 
ken. 

Herrn Kollegen Reichl danke ich für den Hinweis 
darauf, daß die Probleme, die wir hier heute erör- 
tern, nicht nur zwischen den Mitgliedstaaten des 
Europarats bestehen, sondern insbesondere auch 
die Gebiete betreffen, die durch die Grenzen zu un- 
seren östlichen Nachbarstaaten durchschnitten wer- 
den. Herr Reichl, ich selbst stamme aus einem die- 
ser Räume, die unter dieser Grenze leiden, und ich 
weiß, was diese Grenze bedeutet. Das Beispiel der 
Zusammenarbeit zwischen Österreich und Jugosla- 
wien, das Sie angeführt haben, zeigt, daß es mög- 
lich ist, auch in diesen Grenzregionen zu prakti- 
schen Regelungen mit Staaten zu kommen, die von 
Kommunisten regiert werden. Ich meine — und das 
war insbesondere auch Gegenstand der Diskussion 
in unserem Ausschuß — , daß wir jede Möglichkeit 
nutzen müssen, etwa auch die Konferenz über Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Europa, auf die 
Probleme dieser Räume hinzuweisen und hier einen 
Anfang in der Zusammenarbeit zu machen. 

Herr Primborgne hat das schöne Wort gesagt, 
daß die Grenzen zum Treffpunkt der Nationen wer- 
den müssen. Er hat aber zugleich hingewiesen auf 
die Verschiedenartigkeit der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften und auf die Schwierigkeiten, die 
der Zusammenarbeit in den Grenzregionen durch 
den Zentralismus etlicher unserer Länder gesetzt 
sind. Dies war vor allem Gegenstand der Erörterun- 
gen des Symposiums, Gegenstand insbesondere 
auch des Gutachtens von Professor Orianne. Ich 
glaube aber — Herr Primborgne hat es aus der Er- 
fahrung seines Heimatlandes, der Schweiz, gesagt, 
— , daß gerade diese Erfahrungen uns zu der Hoff- 
nung berechtigen, daß diese Schwierigkeiten, deren 
Größe ich nicht verkennen will und die ich nicht 


bagatellisieren möchte, überwunden werden kön- 
nen. 

Herr Kollege Leitner hat die Grenzregionen in 
das Spannungsfeld zwischen staatlich-nationaler 
Politik und regionalen Bedürfnissen gestellt und 
vor allem auf das menschliche Problem in den 
Grenzregionen hingewiesen, etwa auf das Problem 
— das auch Herr Primborgne genannt hat — der 
Menschen, die jeden Tag die Grenze überschreiten 
müssen, um zum Arbeitsplatz zu kommen. Er hat 
weiter darauf hingewiesen, daß das Bedürfnis be- 
steht, daß die Menschen in den Grenzgebieten auch 
Rundfunk- und Fernsehsendungen des Nachbarn 
empfangen können. Herr Präsident, ich denke hier 
insbesondere an unseren verstorbenen Kollegen 
Berthet, der bei der ersten Erörterung dieses Pro- 
blems uns gerade auf dieses wichtige Anliegen sei- 
ner Heimat aufmerksam gemacht hat. 

Herr Kollege Jung weist darauf hin, daß es diese 
Grenzregionen überall in der Welt gibt. Er hat mit 
Recht betont — und das ist in gewisser Hinsicht 
auch die Anknüpfung an das, was Herr Leitner ge- 
sagt hat — , daß die gemeinsame Sprache oder die 
Zweisprachigkeit zur Brücke zum Nachbarn werden 
könne. Ich glaube, daß das richtig ist. Im Sympo- 
sium wurde in der sehr lebhaften Diskussion über 
den Bericht von Professor Denis de Rougemont vor 
allem aus diesem Grunde die Forderung nach dem 
zweisprachigen Unterricht auch in den Elementar- 
schulen erhoben. 

Herr Hermesdorf, der ebenfalls aus einem dieser 
in der Vergangenheit so leidgeprüften Räume 
kommt, hat betont, es sei im Zuge der Entwicklung 
Europas möglich, daß diese Räume aus der nationa- 
len Grenz- und Randlage in eine europäische Zen- 
trallage hineinwachsen. Er hat zwei sehr konkrete 
Vorschläge gemacht: die Verbesserung der ver- 
kehrlichen Infrastruktur und die Verbesserung der 
kulturellen Beziehungen und der Informationen 
über die Grenzen hinweg. Herr Hermesdorf, ich 
glaube Ihnen versichern zu können, daß wir bei der 
Fortführung unserer Arbeiten gerade diesen beiden 
Problemen, die wir auch im Symposium ausdrück- 
lich angesprochen haben, unsere besondere Auf- 
merksamkeit widmen werden. 

Herr Cravatte hat als alter europäischer Prakti- 
ker gemerkt, daß mein Vorschlag, so konkret er 
sein mag, zurückbleibt hinter dem, was hier in die- 
sem Hause vor Jahren beschlossen worden ist. 
Aber die Politik der kleinen Schritte ist, wenn sie 
uns weiterbringt, allemal besser als die Politik des 
großen Wurfes, der dann irgendwo stecken bleibt. 
Das ist jedenfalls meine Auffassung hier wie auf 
vielen anderen Gebieten. 

Herr Cravatte hat gefragt, wer die Initiative zur 
Bildung von Regionalkommissionen ergreifen soll. 
Nun, unsere Aufforderung richtet sich zunächst 
einmal an die Regierungen unserer Staaten. Aber 
ich möchte sie darauf nicht beschränkt sehen. Wir 
wissen aus der Erfahrung, daß die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit zwischen den Menschen, zunächst 
auf ganz privater Ebene, über die Grenzen hinweg 
meistens die Keimzelle jeder Zusammenarbeit ge- 
wesen ist. Dann kam die Zusammenarbeit der Ge- 
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meinden, die sich über ganz handfeste und prakti- 
sche Dinge einigen mußten, dann die Zusammenar- 
beit der mehr zentralen Behörden und Institutionen, 
und schließlich wurden dann auch die Regierungen 
einmal aufmerksam. Das ist doch bislang der Weg 
einer solchen Zusammenarbeit gewesen. Ich möchte 
das auch in der Zukunft in keiner Weise behindert 
wissen. 

Herrn Bauer bin ich sehr dankbar dafür, daß er 
unsere Diskussion über das Thema des Berichts 
hinausgeführt hat. Dieser Bericht mußte sich von 
seiner Zielsetzung her beschränken auf administra- 
tive und organisatorische Vorschläge, Herr Bauer 
geht nun einen Schritt weiter und führt hinein in 
die sachliche Problematik eines von Grenzen zer- 
schnittenen Raumes, der in besonderer Gefahr ist, 
aus dieser Grenzsituation und aus der gesamten 
technischen Entwicklung heraus seinen Wert zu 
verlieren. 

Die Problematik des Alpenraums besteht nach 
meiner Auffassung vor allem darin, daß erreicht 
werden muß, die Bevölkerung in diesen Räumen zu 
halten, damit die Landschaft eine Kulturlandschaft 
bleibt. Denn nur die Kulturlandschaft und nicht die 
verwilderte Landschaft hat einen Erholungswert. 
Wir können aber die Menschen in diesen Räumen 
nur halten, wenn wir ihnen auf die Dauer neben ih- 
rer bisherigen landwirtschaftlichen Betätigung wei- 
tere Arbeitsmöglichkeiten schaffen. Diese Arbeits- 
möglichkeiten wiederum müssen so geartet sein, 
daß sie den Erhoiungswert der Landschaft nicht 
tangieren. Das ist ein sehr schwieriges und vielfäl- 
tiges Problem, von dem ich hoffe, daß es sich in 
der Zusammenarbeit der Regionen und der Staaten 
dieses Raumes lösen läßt. Hier hat der Europarat 
sicher eine große, wegweisende Aufgabe, 

Ich glaube, damit habe ich die Diskussionsbeiträ- 
ge im wesentlichen aufgegriffen. Ich möchte, Herr 
Präsident, nicht schließen ohne ein Wort des Dan- 
kes, ein Wort des Dankes an die von mir genann- 
ten Gutachter und an die Teilnehmer des Sympo- 
siums, ein Wort des Dankes auch an Herrn Dr, Bri- 
ner, den ich vorhin nicht erwähnt habe, der uns als 
Geschäftsführer der „Regio Baselensis" aus seinen 
Erfahrungen in der Zusammenarbeit eines Grenz- 
raumes wertvolle Hinweise gegeben hat, ein Wort 
des Dankes aber auch an unser Sekretariat für die 
umfassende fachliche Hilfe und die umfangreiche 
organisatorische Arbeit bei der Vorbereitung des 
Symposiums und bei der Ausarbeitung des Be- 
richts. 

Herr Präsident, in den Grenzregionen wird sich 
am deutlichsten zeigen, ob wir mit unserer Politik 
Erfolg haben oder nicht, ob wir wirklich unser 
Wollen auf morgen und auf Europa ausrichten oder 
ob wir im Denken von gestern befangen bleiben. 

Tagesordnungspunkt: 

Neunte europäisdie Kommunalkonferenz 
(25. bis 29. September 1972 in Straßburg) 

(Drucksache 3237) 

Berichterstatter: Abgeordneter Weber 


Tagesordnungspunkt: 

Vorbereitung auf den Ruhestand 

(Drucksache 3158) 

Berichterstatter: Abgeordnete Dame Joan Vickers 

Frau Klee (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich Dame 
Joan Vickers auf das herzlichste für ihren außeror- 
dentlich informativen und wichtigen Bericht dan- 
ken. Ich möchte ihr aber auch danken für alles 
das, was sie uns Frauen hier in der Beratenden 
Versammlung bedeutet hat, für die vielen Anregun- 
gen, die sie uns im Laufe der Jahre gegeben hat, 
und für ihre Kollegialität. 

Ich würde wirklich sehr gern zu vielen Punkten 
ihres Berichts Steilung nehmen, weil er außeror- 
dentlich viele Interessen weckt, weil er Erinnerun- 
gen und Begebenheiten, die man erlebt hat, wieder 
aufkommen läßt und man dazu dann etwas sagen 
möchte. Aber meine Vorredner haben die meisten 
Themen schon berührt. Sie haben mir voll aus dem 
Herzen gesprochen. Ich möchte auch gleich sagen, 
daß ich das Amendement unterstütze. Ich möchte 
nur einzelne Punkte herausgreifen. 

Die Hauptnot der älteren Menschen ist meiner 
Meinung nach nicht in den körperlichen Beschwer- 
den zu sehen, sondern vor allem in der Vereinsa- 
mung. Diese Vereinsamung entsteht für die Berufs- 
tätigen in dem Moment, wo sie ihren Beruf und 
damit ihren Lebensinhalt verloren haben. Sie ent- 
steht aber auch für die Witwen, für die Eltern, die 
von ihren Kindern getrennt sind und weit entfernt 
wohnen, die niemals zu ihnen kommen können und 
die ihr Leben lang zu wenig Möglichkeiten zur Fort- 
bildung hatten und nun im Alter über viel zuwenig 
Geld verfügen. Sie können nicht mehr am täglichen 
Leben teilnehmen, sie können nicht Anteil haben 
an dem Geschehen der Umwelt, an der allgemeinen 
Entwicklung. Ich glaube, daß es auf diesem Gebiet 
gerade in unserem Jahrzehnt eine günstige Wand- 
lung gegeben hat. Ich meine damit das Fernsehen. 
Wenn man Altersheime besucht, sieht man, daß das 
Lieblingsspielzeug der alten Menschen der Fernseh- 
apparat ist. Sie hören wirklich den ganzen Tag zu 
und nehmen dadurch am allgemeinen Geschehen 
teil. Sie wissen Bescheid über die Mode, über alles, 
was es überhaupt nur gibt. 

Ist aber das Fernsehprogramm genügend auf un- 
sere alten Menschen eingerichtet? Dame Joan 
spricht in ihrem Bericht von der außerordentlichen 
Unterschiedlichkeit der älteren Menschen. Diese 
Unterschiedlichkeit ist meiner Meinung nach er- 
heblich größer als bei den Kindern und Jugendli- 
chen. Wir haben im Fernsehen die Möglichkeit, 
Allgemeingültiges individuell zu sagen. Der alte 
Mensch ist allein, wenn er etwas über Körperpflege 
hört, wenn er hingewiesen wird auf die Möglich- 
keiten, die die Sozialgesetzgebung bietet, wenn ihm 
gesagt wird, was er überhaupt tun kann. Wir soll- 
ten alle Möglichkeiten nutzen, die sich bieten, auf 
unser Fernsehen einzuwirken, damit ähnlich wie 
zum Beispiel beim Telekolleg besondere Instnik- 
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tionsstunden für ältere Menschen eingerichtet wer- 
den, in denen sie Anregungen zum Basteln, zum 
Kochen, zur Bekleidung und ich weiß nicht was al- 
les bekommen und sich damit helfen können. 

Der zweite Punkt, Dame Joan: Ich stimme Ihnen 
zu, wenn Sie von der Notwendigkeit der Selbstbe- 
stätigung der älteren Menschen sprechen. Dafür 
brauchen sie aber auch die Möglichkeit der eige- 
nen Leistung, auf welchem Gebiet auch immer. Wir 
sollten uns klarmachen, daß wir den älteren Men- 
schen etwas Zutrauen müssen, daß wir sie nicht wie 
unmündige Kinder behandeln dürfen, nur weil sie 
vielleicht körperlich zart und schwach sind. Wir 
müssen ihnen helfen, damit sie zum Beispiel in den 
Altenklubs nicht mit Programmen berieselt, son- 
dern zur Eigenleistung angeregt werden, daß sie 
sich musisch betätigen, daß sie basteln. Feste mit- 
einander feiern, Ausflüge unternehmen, daß alles, 
was sie im Laufe der Jahrzehnte erlebt haben, was 
sie freut, was gute Erinnerungen sind, wieder neu 
belebt, Teil ihres Lebens wird. Wir müssen ihnen 
Ziele geben, und das sind solche Vorfreuden auf 
Feste, auf Ausflüge, auf Feiern, die sie für andere 
machen. Wir müssen ihnen so viele Kontaktmög- 
lichkeiten geben wie überhaupt nur möglich. Dazu 
gehören auch verbilligte Reisen, damit sie zu ihren 
Angehörigen, wenn sie noch welche haben, fahren 
können. Das betrifft die Alterstouristik, die sehr 
gute Ergebnisse zeitigt. 

Die Schaffung von Kontakten für unsere älteren 
Mitbürger ist ein unerhört wichtiges Thema; denn 
wenn sie vereinsamt sind, haben sie keinen Ge- 
sprächspartner, sind sie ohne Schutz, aber auch 
ohne ein gutes Wort. Ein gutes Wort aber braucht 
ein jeder. Wir sollten versuchen, unsere älteren 
Mitbürger anzuregen, sich auch gegenseitig zu hel- 
fen. In einzelnen Städten der Bundesrepublik gibt 
es zum Beispiel Kreise alter Menschen, die sich für- 
einander verantwortlich fühlen, die miteinander 
umgehen, als ob sie eine Familie wären. Wir hören 
immer wieder von so schrecklichen Fällen — wie 
zuletzt den in Plymouth — , wo alte Menschen ver- 
einsamt gestorben sind und erst nach Monaten ge- 
funden werden. Wenn wir Hilfsringe alter Men- 
schen haben, ist so etwas nicht möglich. 

Wir beschäftigen uns mit diesem ganzen Problem 
ja nicht deshalb, weil wir selbst eines schönen Ta- 
ges davon berührt sind, sondern aus einem anderen 
Grund. Es ist ein Zeichen unserer Dankbarkeit für 
die vorige Generation, der wir so unendlich viel 
verdanken, weil sie sich für uns aufgeopfert hat. 


Tagesordnungspunkt: 

Erwerb der Staatsangehörigkeit 

(Drucksache 3159) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sieglerschmidt 

Sieglerschmidt (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Mir ist be- 
wußt, daß ich in dieser späten Stunde vor einem 


besonders illustren Kreis von Interessierten spre- 
che, und ich will deshalb gar nicht in den Fehler 
verfallen, nun die Anwesenden dafür zu kritisieren, 
daß die Abwesenden nicht da sind; ich will sie im 
Gegenteil besonders ernst nehmen. 

Aus zwei Gründen bringe ich diesen Bericht trotz 
der späten Stunde ein und habe nicht um eine Ver- 
schiebung oder etwas ähnliches nachgesucht: ein- 
mal deshalb, weil ich morgen in Bonn sein muß, wo 
im Deutschen Bundestag die Regierungserklärung 
debattiert wird, zum anderen deshalb, weil ich aus 
Gründen, die ich nachher noch kurz erwähnen wer- 
de, großen Wert darauf lege, daß dieser Bericht zu 
einem, wie ich meine, bedeutsamen Thema nun 
ohne Verzögerung das Ministerkomitee erreicht, 
nachdem er ja, wie Sie wissen, in der Oktobersit- 
zung schon einmal verschoben werden mußte. 

In einer Zeit, in der die Länder und Kontinente 
näher zusammenrücken, in einer Zeit, in der die 
Vereinten Nationen und die Mitgliedstaaten des 
Europarates allgemeine Menschenrechte kennen 
und in der diese Rechte ihre Wirkungen ausüben, 
scheint es vielen zunächst so, daß es unwesentlich 
sein könnte, welche Staatsangehörigkeit ein 
Mensch besitzt. Aber die Einheit Europas — das 
merken wir gerade in diesem Punkt — und noch 
viel mehr etwa das, was man die „werdende Welt- 
gesellschaft“ nennt, ist immer noch weitgehend 
eine Zielvorstellung. Zahlreiche Rechte und Pflich- 
ten des Menschen hängen von der Staatsangehörig- 
keit ab. Je mehr Menschen ihr Heimatland verlas- 
sen oder verlassen müssen, desto öfter kommt es 
zu Kollisionen zwischen unterschiedlichen Staats- 
angehörigkeitsrechten einzelner Staaten. Eine große 
Anzahl internationaler Konventionen zeugt von 
dem Bemühen, Kollisionen auf diesem Gebiet zu 
vermeiden und im Interesse der betroffenen Men- 
schen zu vernünftigen Regelungen zu kommen. So- 
lange aber die Staaten die einzigen voll handlungs- 
fähigen Subjekte des Völkerrechts sind, ist die Ver- 
leihung der Staatsangehörigkeit ein wichtiger Be- 
standteil ihrer Souveränität. 

Dieses Recht ist traditionell sehr unterschiedlich 
gewachsen. Es geht da nicht nur um die allgemein 
bekannten Unterschiede zwischen dem, was man 
„jus soll“, und dem, was man „jus sanguinis" 
nennt, d. h. um den Unterschied zwischen der 
Staatsangehörigkeit, die sich vom Geburtsland ab- 
leitet, und der Staatsangehörigkeit, die sich von der 
Abstammung ableitet, sondern es gibt auch noch 
viele andere Unterschiede, die traditionell gewach- 
sen sind. 

Die Vorstellung, man könne das Staatsangehörig- 
keitsrecht in den Mitgliedstaaten des Europarates 
nun etwa durch eine europäische Konvention voll 
vereinheitlichen, ist deshalb nicht realistisch. Nur 
schrittweise können besonders unangenehme Fol- 
gen der verschiedenen Staatsangehörigkeitsrechte 
beseitigt werden. 

Dieser Ausgangslage, Herr Präsident, sahen sich 
der Rechtsausschuß und der Berichterstatter gegen- 
über, als der letztere den Auftrag erhielt, Vorschlä- 
ge zur Harmonisierung des Staatsangehörigkeits- 
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rechts zu machen. Deshalb haben wir nach langen 
Diskussionen im Rechtsausschuß drei Probleme 
ausgewählt, deren Lösung dringlich, aber bei reali- 
stischer Betrachtung zugleich auch möglich er- 
scheint. Wir sind dabei — ich muß das auch zu die- 
ser späten Stunde noch sagen — in dankenswerter 
Weise von einem Sachverständigen, von Professor 
Makarow aus Heidelberg, unterstützt worden, ei- 
nem hervorragenden Experten des Staatsangehörig- 
keitsrechts, der uns mit seinen Ratschlägen zur Sei- 
te gestanden hat. 

Welches sind nun diese drei Punkte, die wir her- 
ausgesucht haben? Da ist einmal der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit durch Staatenlose, besonders 
durch Staatenlose de facto; zu diesem Begriff werde 
ich noch kurz etwas sagen. Da ist zun\ anderen der 
Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Kinder, de- 
ren Eltern verschiedener Nationalität sind. Da ist 
drittens die Durchsetzung des Grundsatzes der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem 
Gebiet des Staatsangehörigkeitsrechtes. 

Zum Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Staa- 
tenlose: Ich deutete eben an, daß es eine Unter- 
scheidung zwischen Staatenlosen de jure und Staa- 
tenlosen de facto gibt. Staatenlose de jure sind 
jene, die die Staatsangehörigkeit auf Grund von 
Staatsangehörigkeitsrecht tatsächlich verloren ha- 
ben, die in irgendwelchen dritten Ländern als Asyl- 
berechtigte anerkannt sind usw. Für diese Fälle, in 
denen also eine Person überhaupt keine Staatsan- 
gehörigkeit mehr besitzt, hat die UN-Konvention 
zur Vermeidung von Staatenlosigkeit vom 30. Au- 
gust 1961 eine, wie ich meine, befriedigende Rege- 
lung geschaffen. Die Recommendation fordert des- 
halb auch die Mitgliedstaaten auf, diese Konven-: 
tion zu unterzeichnen und zu ratifizieren, soweit 
das noch nicht geschehen ist. 

Bei den Staatenlosen de facto handelt es sich im 
wesentlichen um Flüchtlinge aus osteuropäischen 
Ländern, die die Staatsangehörigkeit des Aufent- 
haltslandes erwerben möchten, aber nicht erwerben 
können, weil dessen Staatsangehörigkeitsrecht zur 
Vermeidung von mehrfacher Staatsangehörigkeit 
vorsieht, daß der Flüchtling vom Herkunftsland aus 
der Staatsangehörigkeit entlassen werden muß. Die- 
se Entlassung wird aber von den osteuropäischen 
Ländern in vielen Fällen verweigert. 

Die Schwierigkeit liegt nun darin, daß sich unse- 
re Mitgliedstaaten nicht einfach über dieses Ver- 
halten der Herkunftsländer hinwegsetzen können, 
ohne mit den Regeln -des Völkerrechts in Konflikt 
zu kommen. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb 
durch europäische Konvention oder mindestens 
durch gemeinsame Willensbekundung dazu er- 
mächtigt werden, die in Frage kommenden Perso- 
nen dann, wenn die Entlassung aus der Staatsange- 
hörigkeit des Herkunftslandes hartnäckig über län- 
gere Zeit — ich denke etwa an fünf Jahre — ohne 
triftigen Grund verweigert wird, so zu behandeln, 
als wenn dieses Hindernis für den Erwerb der neu- 
en Staatsangehörigkeit nicht bestünde. Juristen 
sprechen in diesem Falle von einer rechtlichen Fik- 
tion. 


Im einzelnen werden die erforderlichen Regelun- 
gen durch nationales Recht zu treffen sein. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang das Amendement 
des Kollegen Pöhler erwähnen, der leider, wie er 
mir gesagt hat, nicht mehr hier sein kann, und 
möchte sagen, daß ich damit voll einverstanden 
bin. Vielleicht darf ich auch vorwegnehmend schon 
sagen: Der Rechtsausschuß hat sich mit diesem 
Amendement ebenfalls einverstanden erklärt. Ich 
möchte es Ihnen also zur Annahme empfehlen. 

Nun zum Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
Kinder von Eltern verschiedener Nationalität; Ich 

glaube, daß dies eine Frage von besonderer Dring- 
lichkeit ist. Sie steht deshalb auch, so möchte ich 
sagen, im Mittelpunkt des Berichts. In den meisten 
unserer Länder herrscht ja das jus sanguinis, d. h. 
die in Frage kommenden Kinder erwefben automa- 
tisch die Staatsangehörigkeit des Vaters. 

Man muß sich das, Herr Päsident, gerade einmal 
anhand dieses hübschen Begriffes überlegen „Jus 
sanguinis'' heißt ja „Recht des Blutes", und sicher- 
lich — so möchte ich meinen, wenn ich mich an 
den Biologieunterricht in der Schule erinnere — 
hat das Kind ja mindestens genauso viel Blut von 
der Mutter wie vom Vater, so daß eigentlich nicht 
einzusehen ist, wieso man vom jus sanguinis spre- 
chen und dann ausdrücklich auf den Vater abheben 
kann. 

Nach allem wird folgende Regelung für sinnvoll 
gehalten. Die Eltern sollten gemeinsam darüber zu 
entscheiden haben, ob die Staatsangehörigkeit der 
Mutter oder des Vaters vom Kind erworben werden 
soll. Nun wird es eine Reihe von Fällen geben, wo 
sie sich nicht einigen können; das gibt es ja auch 
auf anderen Gebieten des Kinderrechts. Dann sollte 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit von der zustän- 
digen Behörde des Aufenthaltslandes nach objekti- 
ven Kriterien festgestellt werden, etwa nach der 
Länge des Aufenthalts im Heimatland des Vaters 
oder der Mutter oder nach ähnlichen Kriterien. 

Wenn das Kind 18 Jahre alt geworden ist, sollte 
es selbst noch einmal ein Entscheidungsrecht ha- 
ben, entweder die Staatsangehörigkeit des anderen 
Elternteils oder die Staatsangehörigkeit des Aufent- 
haltslandes anzunehmen, wenn der Aufenthalt in 
diesem Land entsprechend lang war. Es gibt schon 
eine solche Regelung im französischen Recht, an die 
man sich hier anlehnen könnte. 

All dies sollte durch eine europäische Konven- 
tion geschehen, die sicherstellen müßte, daß diese 
Grundsätze im nationalen Staatsangehörigkeits- 
recht beachtet und daß mehrfache Staatsangehörig- 
keiten durch diese Regelung möglichst vermieden 
werden. 

Was nun als letztes die Durchsetzung des Grund- 
satzes der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
beim Erwerb der Staatsangehörigkeit anbelangt, so 
muß man sich folgende — ich möchte gleich sagen: 
schwierige — Ausgangslage vergegenwärtigen. Un- 
sere Staatsangehörigkeitsrechte werden von drei 
Grundsätzen beherrscht. Der erste Grundsatz ist die 
Einheit der Familie, der zweite Grundsatz ist das 
Recht der Frau, ihre Staatsangehörigkeit bei der 
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Heirat zu erhalten, und der dritte Grundsatz ist die 
Vermeidung von mehrfachen Staatsangehörigkei- 
ten. Das Fatale ist bloß — das ist einfach nicht zu 
ändern — , daß die Anwendung jeweils zweier die- 
ser Grundsätze es verhindert, daß der dritte Beach- 
tung findet. Was kann man hier tun? Nach Lage 
der Dinge sollte ermöglicht werden, daß im Einzel- 
fall jeweils der weniger wichtige Grundsatz gegen- 
über dem im Einzelfall wichtigeren zurücktritt. Ich 
sage das hier mit allem Freimut. Ich weiß, wir ha- 
ben eine Konvention zur Vermeidung von Doppel- 
staatsangehörigkeiten. Ich meine aber, daß man, 
wenn man die Dinge konsequent durchdenkt, im 
Einzelfall auch einmal in der Lage sein muß, den 
Grundsatz der Vermeidung von Doppelstaatsange- 
hörigkeiten zurücktreten zu lassen, wenn dies dem 
betreffenden Menschen das Leben leichter macht. 

Das Ziel sollte sein, daß die Staatsangehörigkeit 
durch ausländische Ehefrauen nicht mehr automa- 
tisch erworben werden kann, daß aber beide Ehe- 
partner, ob Mann oder Frau, eine bevorzugte Mög- 
lichkeit erhalten, die Staatsangehörigkeit des ande- 
ren Ehepartners in gleicher Weise zu erwerben. Die 
Recommendation fordert die Mitgliedstaaten dem- 
entsprechend auf, die europäische Konvention 
über die Vermeidung mehrfacher Staatsangehörig- 
keiten, die UN-Konvention über die Staatsangehö- 
rigkeit verheirateter Frauen und die UN-Konven- 
tion über die Vermeidung von Staatenlosigkeit zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren. Ich darf hier sa- 
gen, daß die Bundesregierung zu meiner Freude vor 
zwölf Tagen den gesetzgebenden Körperschaften 
der Bundesrepublik das Ratifizierungsgesetz über 
die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen zuge- 
leitet hat. Die Bundesrepublik sitzt also in diesem 
Punkt nicht mehr auf der Armesünderbank. In eini- 
gen Punkten sitzen wir noch darauf, aber andere in 
anderen Punkten auch. 

Die Recommendation fordert, auch im nationalen 
Recht Vorkehrungen zu treffen, daß Staatenlosen 
de facto der Erwerb der Staatsangehörigkeit des 
Aufenthaltslandes ermöglicht wird, um zu verhin- 
dern, daß betroffene Kinder staatenlos werden. Die 
CCJ, die Commission pour la Cooperation Juridi- 
que, sollte beauftragt werden, die Möglichkeit zu 
prüfen, a) Ehepartnern verschiedener Staatsangehö- 
rigkeit das Recht zu geben, die Staatsangehörigkeit 
des anderen Ehepartners zu wählen, b) wie das Pro- 
blem der Kinder von Eltern verschiedener Nationa- 
lität durch eine europäische Konvention gelöst 
werden kann. 

Wer von den wenigen Anwesenden bis hierher 
zugehört hat, wird sich davon überzeugt haben, wie 
kompliziert diese Fragen sind. Sie lassen sich nicht 
ohne weiteres aus dem Handgelenk lösen. Sie müs- 
sen jedoch im Interesse der betroffenen Menschen 
gelöst werden. 

Herr Präsident, in diesem Zusammenhang möchte 
ich noch auf ein anderes Problem hinweisen. Durch 
die Verschiebung dieses Berichts von Oktober auf 
Januar ist der Bericht nicht mehr in das Arbeilspro- 
gramm der CCJ für die nächsten zwei Jahre hinein- 
gekommen. Ich glaube, hier handelt es sich um 
eine Frage von einer so großen Dringlichkeit — 


wenn man an die vielen ausländischen- Arbeiter 
und dergleichen denkt — , daß Mittel und Wege ge- 
sucht werden sollten, um diesen Bericht doch noch 
in das Arbeitsprogramm der CCJ hineinzubringen, 
damit man nicht 1975 überhaupt erst damit anfängt, 
über dieses Problem zu sprechen. 

Mögen alle Beteiligten bei der Behandlung dieser 
Frage daran denken — das wird gerade in dieser 
Frage ganz besonders deutlich — , daß nach einem 
Wort des Regierungschefs meines Landes die Men- 
schen nicht für die Politik da sind, sondern daß die 
Politik für die Menschen da ist. 

Siegler Schmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will das, was jetzt noch zu 
sagen ist, in der Kürze abhandeln, die angesichts 
der späten Stunde geboten ist. 

Zunächst möchte ich mich herzlich bei den bei- 
den Diskussionsrednern — die ich als pars pro toto 
ansehe — • bedanken. Insbesondere die Worte des 
Kollegen Heger waren viel zu freundlich. 

Aber nun zu den Sachproblemen, die behandelt 
worden sind: 

Kollegin Bergegren, ich halte das, was Sie geäu- 
ßert haben, für einen interessanten Gedanken. 
Sie haben ja schon gemerkt, daß ich hinsichtlich 
der Vermeidung von Doppelstaatsangehörigkeit 
nicht gerade ein Gralshüter bin. Da in der Tat in 
den ersten 18 Lebensjahren nicht allzuviel passie- 
ren kann — eine der Hauptkalamitäten im Zusam- 
menhang mit der Doppelstaatsangehörigkeit ergibt 
sich ja aus der Wehrpflicht — , sollte man Ihren 
Gedanken wirklich ernsthaft überlegen. Man würde 
mancherlei Schwierigkeiten vermeiden, wenn man 
so verfahren könnte. 

Was die willkürliche Mitnahme von Kindern ge- 
schiedener Eltern durch den einen oder anderen El- 
ternteil in dessen Heimatland anbelangt, so haben 
Sie ja selbst schon gesagt, daß dies natürlich keine 
Frage des Staatsangehörigkeitsrechts ist. Man muß 
diese Frage sicherlich durch internationale Verein- 
barungen regeln, und dann wird man prüfen müs- 
sen, wie sich diese auf das Staatsangehörigkeits- 
recht auszuwirken haben. 

Herr Kollege Heger, Sie haben in diesem Zusam- 
menhang mit Recht auf die ausländischen Arbeiter 
hingewiesen. Diese habe ich natürlich in erster Li- 
nie im Auge gehabt; man könnte beinahe sagen, 
daß dieser Bericht zu einem großen Teil für sie ge- 
schrieben worden ist. Ich möchte nur eines unter- 
streichen, was Sie gesagt haben, weil dieses Pro- 
blem jetzt nach und nach in allen unseren Ländern 
akut wird. Sie haben mit Recht gesagt, daß von ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt an niemand mehr frei- 
willig in sein Heimatland zurückgehen wird. Wenn 
unsere Regierungen nicht in die Nähe von Herrn 
Amin geraten wollen, dann müssen sie sich ent- 
sprechend verhalten. Ich sage das, weil hier und da 
— und ich will dabei die Behörden meines Landes 
gar nicht ausschließen — Entscheidungen getroffen 
werden, die von dieser Seite her als problematisch 
angesehen werden könnten. 
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Herr Präsident, als letztes darf ich nur noch ein- 
mal die Bitte äußern — die Kollegen haben das ja 
unterstrichen — , bei der Weiterleitung dieses Be- 
richts ausdrücklich auch darauf hinzuweisen, daß 
die Frage der außerordentlichen Aufnahme in das 
Arbeitsprogramm der CCJ schon der nächsten bei- 
den Jahre ernsthaft geprüft werden möge. 


Donnerstag, 25. Januar 1973 


Tagesordnungspunkt : 

Wahl der Aussdiußvorsitzenden und der stell- 
vertretenden Ausschußvorsitzenden und die Be- 
schlußfähigkeit in den Ausschüssen (Art. 45 
Abs. 4 Buchst, b und c der Geschäftsordnung) 

(Drucksache 3224) 

Berichterstatter: Abgeordneter Heger 

Bauer (Würzburg) (SPD); Herr Präsident, auch 
mir fällt es außerordentlich schwer, in einem Fall, 
in dem zwei Damen so prägnant ihre Ansicht ver- 
treten, zu widersprechen. Aber ich muß erstens als 
Vorsitzender einen einstimmigen Beschluß des von 
mir geleiteten Ausschusses verteidigen, zum zwei- 
ten gibt es auch in der Sache starke Argumente, 

In meiner jetzt fünfzehnjährigen Zugehörigkeit 
zum Europarat habe ich mehrfach erlebt, daß zum 
Beispiel Mitgliedschaften in einem Ausschuß spora- 
disch sind, daß häufig ein Wechsel von einem Aus- 
schuß in den anderen stattfindet, daß hier also auch 
gewisse Zufälligkeiten Platz greifen. Das Lebensal- 
ter eines Mitglieds des Europarates bedeutet, wie 
ich meine, in der Regel, daß der Betreffende auch 
schon in einem nationalen Parlament gewisse Er- 
fahrungen in Geschäftsordnungsfragen gesammelt 
hat, daß er also kein absoluter Neuling ist. 

Mir wäre es am liebsten, wenn eine Entscheidung 
dahingehend getroffen würde, daß zum Beispiel die 
Aktivität als Berichterstatter in einem Ausschuß 
den Ausschlag geben kann. Aber diese Aktivität ist 
nun einmal nicht meßbar. Man muß sich für etwas 
Konkretes entscheiden. Wir sind davon ausgegan- 
gen, daß der Fall der Stimmengleichheit nicht oft 
eintreten wird und daß es eine entsprechende Pra- 
xis auch in den nationalen Parlamenten gibt. 

Infolgedessen bitte ich, den Bericht so anzuneh- 
men, wie ihn der Herr Berichterstatter vorgetragen 
hat und wie er im Ausschuß einhellig verabschie- 
det worden ist. 


Tagesordnungspunkt: 

Frist für die Einbringung von Ausschußberichten 
und Entwürfen von Empfehlungen und Ent- 
schließungen, die der Versammlung zur Be- 


schlußfassung vorgelegt werden (Art. 28 und 46 
der Geschäftsordnung) 

(Drucksache 3221) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dr. Ahrens (SPD) Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Mit den Fristen, die bei der Vorlage von Ausschuß- 
berichten und von Textentwürfen zu beachten sind, 
befassen sich die Artikel 28 und 46 unserer Ge- 
schäftsordnung. Dabei wird in Absatz 2 des Arti- 
kels 28 eine Frist von einem jour franc gesetzt; in 
der Praxis sind das mindestens 36 Stunden. Artikel 
46 Absatz 5 hingegen schreibt für die Berichte eine 
Vorlagefrist von 15 Tagen vor Beginn oder Wieder- 
aufnahme der Sitzung vor. 

Hier scheint ein Widerspruch zu bestehen. Es ist 
indessen tatsächlich nur ein scheinbarer Wider- 
spruch, denn bei genauerer Betrachtung zeigt sich, 
daß beide Bestimmungen nicht denselben Gegen- 
stand betreffen. Artikel 28 spricht solche Texte an, 
zu denen sich die Versammlung äußern muß, wäh- 
rend Artikel 46 alle Kommissionsberichte meint. 
Wenn also eine Kommission ihren Bericht 15 Tage 
vor der Sitzung verteilt, den von der Versammlung 
zu beschließenden Text aber erst 48 Stunden vor- 
her, dann sind die Vorschriften der Geschäftsord- 
nung eingehalten. 

Herr Präsident, es ist zuzugeben, daß eine solche 
Regelung nicht befriedigt. Daher hat der Präsident 
der Versammlung bereits vor einem Jahr darauf 
hingewiesen, daß sich für ihn wie für die Mitglie- 
der der Versammlung aus dieser Regelung Schwie- 
rigkeiten ergeben könnten. 

Diese Regelung geht im übrigen auf die erste Ge- 
schäftsordnung der Versammlung zurück, die noch 
zwei Lesungen vorsah, eine allgemeine Diskussion 
und eine Annahme der Texte und Empfehlungen 
auf der Grundlage des Kommissionsberichts. Die er- 
sten Sitzungen der Versammlung liefen daher auch 
folgerichtig anders ab als die jetzigen: Die General- 
diskussionen fanden zu Anfang der Sitzungsperiode 
statt; dann tagten die Kommissionen während des 
Verlaufs der Sitzungen oder während der Sitzungs- 
unterbrechungen; am Schluß erfolgte dann die Be- 
ratung und Verabschiedung der Texte. Dieses Ver- 
fahren wirkt heute noch in den Artikeln 28 und 46 
fort. 

Inzwischen hat sich, wie wir alle wissen, unser 
Verfahren geändert. Die Vorschriften der Artikel 28 
und 46 sind daher auch nicht immer eingehalten 
worden, und das ist nicht unbedenklich. Daher hat 
der Herr Präsident der Beratenden Versammlung 
eine Überprüfung angeregt, was Herrn Kollegen 
Heger und andere Mitglieder der Versammlung 
dazu bestimmt hat, am 16. Mai 1972 in Dokument 
3137 eine Änderung dieser beiden Vorschriften vor- 
zuschlagen. 

Herr Präsident! Die Vorstellungen des Geschäfts- 
ordnungsausschusses laufen nun, wie Sie aus dem 
Bericht in Dokument 3221 ersehen können, darauf 
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hinaus, in beiden Vorschriften zu einer einheitli* 
chen Frist zu kommen. 

An die Stelle des bisherigen Absatzes 2 des Arti- 
kels 28 sollen künftig zwei Absätze treten. Danach 
soll der zu beratende Bericht wenigstens acht Tage 
vor der Eröffnung oder vor der Wiederaufnahme 
der Sitzung zur Verteilung kommen. Dies bedeutet 
außerhalb der Sitzungsperioden der Versammlung 
— das ist in einer Fußnote klargestellt — , daß der 
Bericht innerhalb der genannten Frist zur Post ge- 
geben sein muß. Es kommt also auf den Tag der 
Aufgabe bei der Post an, nicht auf den Tag des Ein- 
gangs beim Empfänger. Kann ein Ausschuß diese 
Frist nicht einhalten, so kann ein provisorischer 
Bericht verteilt werden. Ist auch das innerhalb der 
genannten Frist nicht möglich, so vertagt der Präsi- 
dent die Beratung des Berichts auf einen späteren 
Sitzungsabschnitt, wenn fünf Mitglieder der Ver- 
sammlung dies verlangen. 

Ein neu einzufügender Absatz 3 in Artikel 28 
stellt sicher, daß die Prüfung der Texte erst minde- 
stens 24 Stunden nach der Verteilung des Textent- 
wurfs stattfinden kann. 

Der bisherige Absatz 3 des Artikels 28 wird Ab- 
satz 4. 

Absatz 5 des Artikels 46, der sich mit den Aus- 
schußberichten beschäftigt, wird hinsichtlich der 
einzuhaltenden Fristen an Absatz 2 des Artikels 28 
angepaßt. Auf diese Weise wird der genannte — 
wenn auch, wie ich ausführte, nur scheinbare — 
Widerspruch zwischen den beiden Vorschriften be- 
seitigt. 

Herr Präsident, der Geschäftsordnungsausschuß 
ist der Auffassung, daß auf diese Weise eine ein- 
heitliche Handhabung sichergestellt wird, daß an- 
dererseits aber auch die notwendige rechtzeitige 
Information der Mitglieder dieses Hohen Hauses 
gewährleistet ist. 

In diesem Zusammenhang wurde im Ausschuß 
darauf hingewiesen — und ich möchte das hier 
auch mit Nachdruck zur Sprache bringen — , daß 
Vorlagen, die nur kurze Zeit vor Eröffnung einer 
Sitzung versandt werden können, künftig als Brief, 
nicht als Drucksache verschickt werden sollen, und 
zwar ohne Rücksicht auf die dadurch entstehenden 
höheren Kosten. 

In den Beratungen des Ausschusses wurde die 
Notwendigkeit einer rechtzeitigen Information aller 
Mitglieder der Beratenden Versammlung besonders 
betont. Die Ihnen vorliegende Änderung der Ge- 
schäftsordnung dient diesem Ziel. 

Bauer (Würzburg) (SPD): Herr Präsident, wenn 
ich das letztemal in diesem Hause, dem ich fünf- 
zehn Jahre angehöre, das Wort nehme, so bezieht 
sich das, was ich zu sagen habe, nicht unmittelbar 
auf die beiden Berichte. 

Es sind keine revolutionären Änderungen, die 
wir heute beschlossen haben, aber ich möchte sa- 
gen: In diesen fünfzehn Jahren der Zugehörigkeit 
zum Europarat und in einer 27jährigen parlamenta- 
rischen Tätigkeit habe ich zu ermessen gelernt, was 


die Geschäftsordnung für ein Haus bedeutet. Ich 
möchte hier zum Abschied sagen, daß die Ge- 
schäftsordnung eine Art Grundgesetz für eine par- 
lamentarische Versammlung ist, daß sie als Grund- 
gesetz immer wieder abgrenzen soll die Befugnisse 
der Versammlung gegenüber dem Büro, gegenüber 
einem amtierenden Präsidenten, auch gegenüber 
dem Ministerausschuß. Deshalb kann der Ge- 
schäftsordnung gar nicht genügend Aufmerksam- 
keit gewidmet werden. 

Ich weiß, daß man mit dem Vorsitz im Geschäfts- 
ordnungsausschuß und mit Geschäftsordnungsfra- 
gen in der Regel keinen unsterblichen Ruhm in der 
Politik erntet. Gleichwohl ist die Geschäftsordnung 
von ungeheurer Wichtigkeit für die parlamentari- 
sche Lebendigkeit eines Hauses. 

Ich darf daran erinnern, wie weit der Weg war, 
der zurückzulegen gewesen ist. Wer erinnert sich 
heute noch daran, daß der Ministerausschuß einmal 
Herr der Tagesordnung der Beratenden Versamm- 
lung des Europarats war? 

Ich darf die letzte bedeutendste Änderung erwäh- 
nen, die wir im Statut vorgenommen haben, als wir 
in Artikel 25 festlegten, daß die Mitgliedschaft in 
diesem Hause gebunden ist an einen Sitz im natio- 
nalen Parlament. 

Wir haben in den zwölf Jahren, in denen ich die 
Ehre hatte, dem Ausschuß vorzusitzen, sehr viele 
Änderungen der Geschäftsordnung vorgenommen, 
darunter zwei Revisionen. Ich glaube heute sagen 
zu dürfen, daß die Geschäftsordnung ein brauchba- 
res, ein nützliches Instrument für dieses Haus ist. 

Anläßlich meines Abschieds möchte ich vor allen 
Dingen meinen Dank aussprechen, zunächst einmal 
an alle Mitglieder des Geschäftsordnungsausschus- 
ses. Ich möchte hinzufügen: Die Arbeit in diesem 
Ausschuß war besonders angenehm, weil ich in den 
zwölf Jahren niemals unübers teigbare politische 
Gegensätze habe feststellen können, sondern die 
Nüchternheit und die Sachlichkeit der Arbeit in 
diesem Ausschuß ganz naturgemäß zu einer fairen 
Zusammenarbeit geführt haben. 

Ich möchte mit diesen letzten Worten aber auch 
einen besonderen Dank an drei Herren aussprechen 
dürfen, die seitens der Verwaltung über ihre Pflicht 
hinaus mit Hingabe den Aufgaben der Geschäfts- 
ordnung gedient haben, nämlich — in der Reihen- 
folge ihrer Tätigkeit — Herrn Hornecker, Herrn 
Chamois und ganz besonders Herrn Charitons. 

Ich möchte mich damit verabschieden, Herr Prä- 
sident, daß ich dem Hause diese Geschäftsordnung 
ganz besonders ans Herz lege. Ihre Verbesserung, 
ihre Vervollständigung ist ja eine Daueraufgabe. 
Ich möchte hoffen und wünschen, daß auf Grund 
dieser Geschäftsordnung dieses Haus weiterhin ein 
lebendiger parlamentarischer Körper mit guter 
Ausstrahlung nach draußen sein wird. 

Präsident Vedovato spricht dem Vorsitzenden 
des Geschäftsordnungsausschusses, Bauer (Würz- 
burg), namens der Versammlung seinen wärmsten 
Dank für die in den vergangenen fünfzehn Jahren 
in wichtigen Ausschüssen geleistete Arbeit aus. 
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Insbesondere werde sich die Versammlung seiner 
immer als eines umsichtigen Wächters der Ge- 
schäftsordnung erinnern, die er mit großer Klugheit 
und gestützt auf eine jahrzehntelange parlamentari- 
sche Erfahrung an die Notwendigkeiten der Gegen- 
wart anzupassen verstanden habe. 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 3239) 

Kahn- Ackermann (SPD):* Herr Minister, meine 
Frage betrifft — wie die von Herrn Czernetz — die 
Vorbereitung der Sicherheitskonferenz in Helsinki. 
Angesichts der Ergebnisse der Konferenz von Hel- 
sinki über die Kulturpolitik ist die Versammlung 
überzeugt, daß eine Konzentrierung ohne jedes 
Blockdenken notwendig ist, um die Fragen in Zu- 
sammenhang mit einer gesamteuropäischen Zusam- 
menarbeit im Bereich der Kultur und Erziehung 
klarzustellen. Das ist wieder einmal der Tenor unse- 
rer Empfehlung 680. Dieses zwischenstaatliche Or- 
gan, dem etwa die Gesamtheit der westeuropä- 
ischen Staaten angehört, die an der Konferenz von 
Helsinki teilgenommen haben, könnte damit beauf- 
tragt werden, zuerst einmal einen Katalog der Fra- 
gen aufzustellen, der dann anschließend Gegen- 
stand einer gemeinsamen Erörterung seitens der 
Versammlung und des Ministerkomitees im Ge- 
mischten Ausschuß werden könnte. 

Unterstützt das Ministerkomitee diese Betrach- 
tungsweise der Versammlung, die darum bemüht 
ist, was auch in früheren Empfehlungen zum Aus- 
druck kam, die Entwicklung der Ost-West-Kultur- 
beziehungen zu fördern, ohne dabei auf die den 
parlamentarischen Demokratien Europas gemeinsa- 
men Werte zu verzichten? 

Staatssekretär Royle erklärt, daß er diese Frage 
nicht im Namen des Ministerkomitees beantworten 
könne, da sie dort noch nicht behandelt worden 
sei; er kündigt jedoch an, daß er die Vorschläge 
und die Frage seinen Ministerkollegen vortragen 
werde. 

Kahn- Ackermann (SPD):** Ich stelle diese 
Frage an den Minister deshalb, um zu verdeutli- 
chen, daß die Versammlung von dem Ministeraus- 
schuß eine Antwort auf ihre Empfehlung Nr. 680 er- 
halten möchte, bevor die Sicherheitskonferenz in 
Helsinki stattfindet. Viel Zeit bleibt nicht für die 
ziemlich schwierige Aufgabe, die Meinungsäuße- 
rungen sämtlicher siebzehn Mitgliedstaaten über ei- 
nes der Hauptthemen der Konferenz in Helsinki 
einzuholen. Ich wäre dem Minister sehr dankbar, 
wenn er sicherstellen könnte, daß sich das Mini- 
sterkomitee mit dieser Angelegenheit bei seiner 
Sitzung im Mai befassen wird, damit eine Aus- 


* Original französisch 

•* Original englisch 


spräche oder ein Kolloquium zwischen uns und den 
Ministern stattfinden kann. 

Staatssekretär Royle erklärt, daß die Ständigen 
Vertreter der Minister das Problem der kulturellen 
Zusammenarbeit auf ihrer nächsten Sitzung im 
März behandeln würden, und er hoffe, daß man so- 
bald wie möglich zu einem Ergebnis kommen wer- 
de. 

Frau Klee (CDU/CSU): Herr Minister, ich möch- 
te zunächst meiner großen Freude darüber Aus- 
druck geben, daß das Europäische Jugendwerk 
nunmehr seine Arbeit aufnehmen kann. Ich weiß 
als Berichterstatterin dieser Versammlung, welch 
außerordentliche Bedeutung alle Mitglieder dieses 
Hause der Begegnung der jungen Generation bei- 
messen. Wir wissen auch, daß die Jugend unserer 
Völker ihre Hoffnung auf dieses Jugendwerk setzt, 
um eine aktive Rolle bei der Gestaltung Europas 
spielen zu können. 

Ein weiterer Punkt. Als die erweiterte Kommis- 
sion in Brüssel installiert wurde, hat man auch ein 
besonderes Kulturdepartment geschaffen. Wir freu- 
en uns darüber. Auf der anderen Seite aber haben 
wir große Sorgen, daß man in Brüssel mit der Ar- 
beit auf diesem Gebiet wieder von vorn anfangen 
wird. Wir wissen, was das bedeutet, denn in die- 
sem Hause, im Europarat, betreibt man seit fast ei-* 
nem Vierteljahrhundert die kulturelle Zusammenar- 
beit. Dabei sind außerordentlich wertvolle Ergeb- 
nisse erzielt worden. Es wurden ausgezeichnete, 
flexible Strukturen geschaffen, die wir als kostba- 
res Instrumentarium für die Zukunft verwenden 
könnten. 

Ich hoffe sehr, daß das Ministerkomitee das Sei- 
ne zu einer Harmonisierung der kulturellen Arbeit 
zwischen der Kommission in Brüssel und dem Euro- 
parat beiträgt, damit keine Doppelarbeit geleistet 
wird, damit vor allem nicht neben den unendlich 
vielen Institutionen, die es bereits gibt, nun noch 
eine weitere entsteht und damit das „Gestrüpp" 
und die Unübersichtlichkeit gerade auf dem kultu- 
rellen Sektor noch wesentlich größer werden. 


Tagesordnungspunkt: 

Grenzen des wirtschaftlichen Wachstums 

(Drucksache 3233) 

Berichterstatter: Abgeordneter Portheine 

Dr. Rinderspacher (SPD): Herr Präsident! Ich 
spreche hier sowohl als Mitglied des Wirtschafts- 
ausschusses als auch als Mitglied des Landwirt- 
schaftsausschusses und möchte zunächst Herrn 
Leitner zu seinen Ausführungen und zu seinem Be- 
richt, der uns in der Form des Dokumentes 
AS/Inf(73)2 zugänglich gemacht wurde, beglück- 
wünschen. Ich teile seine Auffassung: Die MIT-Stu- 
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die „on the limits to growth“ sollte von der Ver- 
sammlung begrüßt werden. 

Außerordentlich schwerwiegende Probleme wer- 
den aufgeworfen und liegen nun endlich auf dem 
Tisch der Regierungen und der internationalen Or- 
ganisationen, die ohne die Initialzündung dieses 
Buches vielleicht weiterhin in der Schublade ge- 
schlumm.ert hätten, da es sich um sehr heiße Eisen 
handelt, wie Sie ja alle wissen. Ich betrachte das 
Buch also sehr wohl als eine gute Ausgangsbasis 
für weitere Arbeiten auf diesem Gebiet und stim- 
me Herrn Maddox nicht zu, wenn er dies bezwei- 
felt. Ich beglückwünsche auch den Club of Rome, 
der die Studie in Auftrag gegeben hat, denn ohne 
Privatinitiative und Verantwortungsgefühl einzel- 
ner Mitbürger wird es uns in Zukunft nicht gelin- 
gen, die gewaltigen Probleme, in die wir uns in den 
letzten Jahrzehnten verfangen haben, zu lösen. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang aber auch 
an das Problem der Entwicklungshilfe und die Ent- 
schließung, die diese Versammlung zu Recht, wie 
ich glaube, am Montag im Anschluß an die FAO- 
Berichte angenommen hat. Die Industriestaaten 
sind bisher nicht einmal in der Lage gewesen, die 
bescheidenen 0,7 an öffentlicher Entwicklungs- 
hilfe aufzubringen, die die Vereinten Nationen als 
Strategie der zweiten Entwicklungsdekade gefor- 
dert haben. 

Unsere bisherigen Methoden, Institutionen und 
Strukturen haben — das müssen wir deutlich sagen 
— versagt. Das Bevölkerungsproblem, das Hunger- 
problem, das Problem der Wasserverschmutzung 
usw. sind nicht gelöst. Herr Peccei hat deshalb 
recht, wenn er sagt, daß wir uns eine neue „ökolo- 
gische Weisheit" erst aneignen müssen; sie kann 
mit konventionellen Politiken nicht erzielt werden. 
Wenn wir die Dinge einfach so weiterlaufen lassen, 
wie sie jetzt laufen, riskieren wir in der Tat, uns 
selbst auszurotten. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf die diesbe- 
züglichen Ausführungen des Schweizer National- 
ökonomen Werner aufmerksam machen, die er auf 
dem kürzlichen Symposium in der Universität 
St. Gallen machte. Er ist der Ansicht, daß Wirt- 
schaftswachstum sein muß und ein Verzicht auf 
Wachstum uns gar nichts hilft, daß aber 2 bis 3Vo 
des Bruttosozialprodukts dafür verwendet werden 
müssen, die Schäden für uns, das heißt unsere Um- 
welt, zu beseitigen, die ungesteuertes Wachstum 
hervorruft. 

Ein Beispiel dafür, wie die Dinge des „big busi- 
ness" laufen, wenn die Bürger unserer Städte nicht 
selbst über eine vernünftige Städtebauplanung und 
Landschaftspflege wachen, möchte ich Ihnen an ei- 
nem Fall demonstrieren, den ein guter Freund vor 
einigen Monaten an mich herantrug. Dieses Bei- 
spiel scheint mir typisch zu sein für die Welt, in 
der wir leben, die wir aber radikal ändern müssen. 
Diesen Fall darf ich stellvertretend für viele andere 
Beispiele hier vortragen, und jeder wird erkennen, 
daß es in München, Paris oder auch anderen Städ- 
ten gar nicht anders ist. 


Manche von Ihnen mögen den kleinen Kurort 
Bad Soden am Taunus in unmittelbarer Nähe von 
Frankfurt kennen. Er zeichnet sich aus durch einen 
großen Kurpark mit sehr wertvollen Heilquellen 
und jahrhundertealten Bäumen. Vor einem Jahr 
wurde nun das alte Kurhaus, das zwar dem Städt- 
chen einen gemütlichen, heimeligen Charakter ver- 
lieh, aber modernen Ansprüchen offensichtlich 
nicht mehr genügte, abgerissen. So weit, so gut. 
Niemand wendet sich gegen den Neubau eines 
gleichwertigen Kurhauses. Jedoch soll nun ein so- 
genanntes Maritimprojekt entstehen, das laut Plä- 
nen so gigantische Ausmaße annehmen wird, daß 
der Kurortcharakter der Stadt ein für allemal zer- 
stört würde. Das wäre aber nicht einmal das 
Schlimmste. Viel schlimmer ist, daß die 50 m hohe 
und 105 m breite Betonwand, die man bauen will, 
dem Städtchen die Frischluftzufuhr aus dem Taunus 
abschneiden würde, wie Fachleute nachgewiesen 
haben, daß ferner ein rundes halbes Hundert jahr- 
hundertealter Bäume des Kurparks dem Projekt 
zum Opfer fallen soll. Abgesehen von dem Kultur- 
wert dieser Bäume reicht der von ihnen erzeugte 
Sauerstoff als Atemluft für 2 000 Menschen aus. 
Hinzu kommt, daß die geplante 25 m tiefe Garage 
die Heilquellen gefährdet. Die Experten haben be- 
wiesen, daß das bestehende Quellenschutzgesetz im 
Hinblick auf das Projekt völlig veraltet ist. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen die 
Einzelheiten dieses Skandals nicht weiter darlegen. 
Das Projekt wurde bis zum ersten Spatenstich mehr 
oder weniger geheimgehalten, und der Ministerprä- 
sident sowie der Landrat wurden durch falsche Plä- 
ne über das Ausmaß des Vorhabens getäuscht. Nur 
eine Bürgerinitiative — und deswegen bringe ich 
dieses Beispiel — , die von den Kurärzten der Stadt 
lanciert wurde, konnte in letzter Minute einen Auf- 
schub der Bauarbeiten bewirken und wird hoffent- 
lich zu einer Reduzierung der Dimensionen dieses 
Mammutprojekts führen. 

Wenn man so etwas hört, fragt man sich doch 
mit Recht, wozu der Europarat im Jahre 1970 ein 
Naturschutzjahr proklamiert hat, wozu es ein Euro- 
päisches Naturschutzkomitee gibt und wozu die 
deutsche Bundesregierung ein Sofortprogramm zum 
Umweltschutz verabschiedet hat, wenn der Geist 
dieser Arbeiten nicht bis zu unseren Kommunalbe- 
hörden vordringt und solche Dinge noch täglich 
passieren. 

Herr Präsident, meine Kolleginnen und Kollegen, 
gewissen Auswüchsen des Wachstums müssen 
Grenzen gesetzt werden, damit der allgemeine 
Wohlstand erhalten werden kann. Wir müssen 
neue Ordnungen, neue Ziele errichten, Wissen- 
schaft und Fortschritt neu orientieren. Den Mut 
dazu aufzubringen, dazu verhilft uns die MIT-Stu- 
die, die ich deshalb begrüße. Ich wünsche uns al- 
len, möglichst schnell zu handeln, nicht nur über 
Lebensqualität zu reden, sondern die entsprechen- 
den Gesetze zu erlassen, um diese Lebensqualität 
zu verwirklichen. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. (Beifall) 
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Tagesordnungspunkt: 

Ergebnisse der Europäisdien Raumfahrt- 
konferenz vom 20. Dezember 1972 

(Drucksache 3245) 

Berichterstatter: Abgeordneter Treu 

Ridlter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Die Zeit ist fortgeschritten, 
und ich erspare mir jetzt alle Komplimente für den 
Berichterstatter, dessen Bericht ich sehr schätze, 
und für die Arbeit des Büros. Ich will mich bemü- 
hen, hier in wenigen Minuten vor allen Dingen den 
deutschen Standpunkt darzulegen. 

Die Weltraumpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland ist auf folgende Hauptziele ausgerich- 
tet: auf die wirtschaftliche Nutzung der Weltraum- 
technik und auf die wissenschaftliche Erforschung 
des Weltraums. 

Die Durchführung der Weltraumprojekte soll 
weitgehend in internationaler Zusammenarbeit er- 
folgen. Uns interessiert hier die europäische Zu- 
sammenarbeit. Die Europäische Weltraumkonferenz 
hat daher am 20. Dezember 1972 unter Mitwirkung 
der deutschen Delegation neben der Bildung einer 
einheitlichen europäischen Weltraumbehörde unter 
anderem beschlossen, die europäischen nationalen 
Weltraumprogramme so weitgehend und so bald 
wie möglich in ein gesamteuropäisches Weltraum- 
programm zu integrieren und eine Rationalisierung 
der verschiedenen Satellitenprogramme herbeizu- 
führen. 

Ich begrüße hier besonders, daß der Stellvertreter- 
aussdiuß der ESC eine Arbeitsgruppe eingesetzt 
hat, die bis zum März einen ersten Bericht vorlegen 
soll, der die erforderlichen Maßnahmen aufzeigt, 
die zu ergreifen sind, um die bestehenden Weltraum- 
organisationen ELDO und ESRO möglidist bis zum 
1. Januar 1974 zu fusionieren. 

Erfreulich ist auch, daß Untersuchungen über die 
Möglichkeit der Integration der nationalen Pro- 
gramme ebenfalls bereits eingeleitet wurden. 

über die Haltung der Bundesregierung zu einer 
europäischen Beteiligung am Post-Apollo-Pro- 
gramm durch Entwicklung des Sortie Lab noch ei- 
nige wenige Sätze: Die USA haben ihr Angebot 
vom Sommer 1969, Europa am PAP zu beteiligen, 
inzwischen auf die Übernahme der Sortie-Lab-Ent- 
wicklung reduziert. Die deutsche Bundesregierung 
hält eine europäisdie Beteiligung an diesem Pro- 
jekt als Einstieg in den modernsten Zweig der 
Raumflugtechnik und der bemannten Raumfahrt, 
aber auch im Hinblick auf eine Stärkung der atlan- 
tischen Zusammenarbeit für notwendig. Sie hat des- 
halb zusammen mit Italien, Belgien und Spanien am 
9. November des Vorjahres erklärt, daß sie das An- 
gebot der Amerikaner annehmen will. Das Projekt 
soll bei der ESRO durchgeführt werden und steht 
der Beteiligung weiterer europäischer Staaten of- 
fen. Die ESC hat am 20. Dezember ihre Zustimmung 
zur Durchführung des Projektes im europäischen 
Rahmen gegeben. 


Der Generaldirektor der ESRO — das haben wir 
im Ausschuß vor wenigen Tagen gehört — führt im 
Aufträge der genannten Staaten zur Zeit der Defini- 
tionsphase des Sortie-Lab durch. Im August dieses 
Jahres besteht die Möglichkeit, das Projekt nicht 
weiterzuverfolgen, falls die Definitionsstudie zeigen 
sollte, daß das Projekt weit teurer als 250 Millionen 
Dollar wird. Die deutsche Bundesregierung wird al- 
les unternehmen, um eine möglidist breite Basis für 
die Entwicklung des Sortie-^Lab zu finden. 

Ich möchte dann noch auf den französischen Vor- 
schlag eingehen, einen Träger L III S zu bauen. Die 
Weltraumkonferenz hat beschlossen, das Projekt 
Europa III aus technischen, wirtschaftlichen und fi- 
nanziellen Gründen am 1. Januar 1973 einzustellen. 
Im Prinzip wurde der französische Vorschlag gebil- 
ligt, im europäischen Rahmen eine billigere und 
technisch weniger anspruchsvolle Trägerrakete der 
Europa-III-Klasse entwickeln zu lassen. Die Fragen 
der organisatorisdien Durchführung, der europä- 
ischen Beteiligung und der Finanzierung dieses neu- 
en Projekts sind im einzelnen noch offen. 

Ich kenne nicht ganz genau den allerletzten 
Stand, der sich aus den Gesprächen zwischen Staat- 
präsident Pompidou und Bundeskanzler Willy 
Brandt möglicherweise ergeben hat, aber ich kann 
Ihnen heute ziemlich verläßlich sagen, daß die Bun- 
desregierung an diesem Projekt insoweit interes- 
siert ist, als er ihr eine Möglichkeit bietet, einen 
gewissen Stand in der Trägertechnologie aufrecht- 
zuerhalten. Im Hinblick auf dieses begrenzte Inter- 
esse ist sie bereit, jährlich einen Festbetrag beizu- 
steuern, falls sich Frankreich seinerseits bereit er- 
klärt, sich am Sortie Lab zu beteiligen. Das dürfte 
das Ergebnis der Pariser Besprechungen gewesen 
sein. Die Bundesregierung wird jedoch nicht bereit 
sein, das technische und das finanzielle Risiko des 
Projektes mitzutragen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
bisher erfolglose und sehr teure Europa-II-Ent- 
wicklung aufgegeben werden, da für eine Rakete 
dieses Typs eine ausreichende künftige Verwendung 
nicht gesehen wird. Das ist eine sehr böse Sache. 
Der Berichterstatter hat hier mit Recht auf die 
Möglichkeiten hingewiesen, wie sie sich in Kourou 
darstellen. Wir europäischen Parlamentarier haben 
das immer als ein ganz besonderes Anliegen be- 
trachtet, aber wir haben umgekehrt auch über Mo- 
nate und Jahre hinweg darauf aufmerksam ge- 
macht, daß Trägerfakten, die die Verwendung die- 
ser Rakete ausweisen würden, in ausreichender 
Zahl fehlen. 

Das ist der Stand der Dinge. Ich würde meinen, 
daß ich aus deutscher Sicht dieses Ergebnis der 
Konferenz begrüßen sollte. Wir haben endlich eine 
Linie gefunden, die die Kapazitäten der Industrien 
in fast allen Ländern des Europarates, die an dieser 
Zusammenarbeit interessiert sind, auslastet. Ich 
würde der Hoffnung zuneigen, daß es möglich ist, 
in den beiden Bereichen, die ich hier geschildert 
habe, einige Schritte voranzukommen. 

Frau llr. Walz (CDU/CSU): •Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir ha- 
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ben Herrn Treu für einen wie immer ausgezeichne- 
ten und kenntnisreichen Bericht zu danken. Man 
kann allerdings nur hoffen, daß sein Optimismus 
hinsichtlich gemeinsamer europäischer Raumfahrt- 
anstrengungen gerechtfertigt ist und dem beruhi- 
gend gehaltenen Kommunique der zuständigen Mi- 
nister bald gemeinsame Taten folgen. 

Ich selbst bin allerdings wesentlich skeptischer 
als meine Vorredner, und zwar insbesondere auch 
wegen der Behandlung, die die gemeinsame For- 
schungsstelle erfährt, die ein Kristallisationszen- 
trum europäischer Forschungs- und Technologiepo- 
litik sein müßte. In der Raumfahrt ist das Dilemma 
genau so groß, weil die zuständigen Regierungen 
fast alle miteinander einfach noch nicht hinrei- 
chend realisiert haben, daß Forschungs- und Tech- 
nologiepolitik heute der dritte Faktor des Wirt- 
schaftswachstums ist, gleichgültig, für welche politi- 
schen Zwecke man dann die Früchte dieses Wachs- 
tums verwendet. 

Positiv zu vermerken ist tatsächlich die Grün- 
dung einer einzigen europäisdien Raumfahrtbehör- 
de, auf die wir Parlamentarier von WEU und Euro- 
parat schon lange gewartet und gehofft haben. Po- 
sitiv ist auch die von den Engländern vorgeschla- 
gene Integration nationaler Programme in ein euro- 
päisches Programm. Dabei ist allerdings die Formel 
des Kommuniques: „so weitgehend und so schnell 
wie vernünftigerweise möglich" ziemlich pflaumen- 
weich. Die Briten haben ja auch gerade in den letz- 
ten Tagen bilateral mit Amerika einen Vertrag ab- 
geschlossen und keineswegs die Integration abge- 
wartet, die sie selber vorgeschlagen haben. Aber 
die beiden dann gebilligten Projekte, das Sortie Lab 
im Post-Apollo-Programm und der neu zu konzipie- 
rende französische Träger L III S, für den nach der 
Vorstellung der Franzosen die Bundesrepublik un- 
gefähr 280 Millionen DM zur Verfügung stellen 
wird, zeigen die Fülle der Probleme, die noch ge- 
löst werden müssen. 

Was das Sortie Lab angeht, so erinnern Sie sich, 
daß es, auch gerade auf Grund europäischen Ver- 
schuldens, nunmehr das kleinste noch mögliche 
Angebot zur Mitarbeit am PAP ist. Die Amerikaner 
haben übrigens keineswegs zugesagt, vom Sotie 
Lab genügend Objekte zu kaufen, um die Entwick- 
lungskosten von etwa 250 Millionen Dollar zu dek- 
ken; sie haben es vielmehr ausdrücklich vermie- 
den, diese Zusage zu machen. Hinzu kommt, daß 
wir in Europa keine Erfahrungen mit der bemann- 
ten Raumfahrt haben, daß also für diesen Teil des 
Sortie Lab auch wieder Lizenzen von Amerika ge- 
kauft werden müssen. Von einer Partnerschaft in 
gegenseitiger Abhängigkeit, die wir so häufig ge- 
fordert haben, auch Sie, lieber Herr Treu, von ei- 
nem Know-how-Fluß insgesamt, von dem wir uns 
einst etwas versprachen, kann überhaupt keine 
Rede sein. Es kann auch deshalb keine Rede davon 
sein, weil den Amerikanern völlig klar ist, daß nur 
ihr technologischer Vorsprung auf diesem Gebiet, 
insibesondere auf dem Gebiet der Anwendungssatel- 
liten, ihre Handelsbilanz in den letzten Jahren posi- 
tiv gestaltet hat und daß dieser Vorsprung gehalten 
werden muß, insbesondere wenn die Entwicklungs- 


länder auf dem Gebiet der konventionellen Techni- 
ken und der Konsumgüter aufholen werden und üb- 
rigens auch aufholen müssen. 

Europa II ist nun endgültig begraben worden, 
wie Sie den heutigen Zeitungen entnehmen konn- 
ten. Symphonie, das große Projekt von Deutschland 
und Frankreich, wird von einem amerikanischen 
Träger gestartet werden. Dabei wird die technische 
Umstellung auf diesen amerikanischen Träger 
wahrscheinlich ungefähr genauso viel kosten wie 
die Weiterentwicklung von Europa 11. Der Start je- 
doch wird um ein bis eineinhalb Jahre verzögert. 
Die Abhängigkeit von Amerika ist also wieder viel 
größer geworden. 

Gleichzeitig schicken sich übrigens die Groß- 
mächte USA und UdSSR an, durch eine Verbindung 
zwischen Intelsat und Molniyja 2 ein weltweites 
Nachrichtensystem einzurichten, wobei eine Station 
von Intelsat in Mosikau und eine Station von Mol- 
niyja 2 in Fort Dietrich/Maryland etabliert werden 
soll. Es entsteht also — wenn wir die Sache einmal 
genau betrachten — eine Art Duopol der beiden 
großen Raumfahrtmächte, wobei sich die Sowjet- 
union dann noch durch das Projekt INMARSAT die 
Vorhand bei den maritimen Satelliten sichern will. 
Diese Sache ist schon eingebracht. Europa hat das 
Nachsehen, weil es sich nicht rechtzeitig hat eini- 
gen können. Selbst die finanziellen Erfordernisse 
für das Minimalprogramm vom 20. Dezember 1972 
sind noch keineswegs abgeklärt. 

Wenn die Europäer nicht begreifen, daß die Er- 
folge einer gemeinsamen Forschungs- und Teehno- 
logiepolitik in Zukunft den Lebensstandard und die 
Arbeitsplätze ihrer Bürger sichern, wenn sie sich 
nicht möglichst bald auf Prioritäten einigen — 
wozu sie ein europäisches Amt für die Erfolgsbe- 
wertung technologischer Großprojekte einrichten 
müßten, wie ihnen Amerika das mit dem Office of 
Technological Assessment vorexerziert hat — , 
dann wird die große Wirtschaftsmacht Europa nicht 
lange auf diesem Sockel bleiben, sondern den wirk- 
lichen Großmächten das Monopol überlassen. Der 
Erfolg wird nicht — wie einst gewünscht — gegen- 
seitige Abhängigkeit, er kann nur vollständige Ab- 
hängigkeit sein. 


Freitag, 26. Januar 1973 


Tagesordnungspunkt: 

18. Beridit des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 

(Drucksachen 3151 und Addendum, 3229) 
Berichterstatter: Abgeordneter Pöhler 

Pöhler (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit dem Dokument 3229 
vom 21. Dezember 1972 legt der Ausschuß für 
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Flüchtlinge und Bevölkerungs'fragen seine Stellung- 
nahme zum 18. Arbeitsgeridit des Hodikommis- 
sars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge vor. 
Dieser Bericht betrifft die Arbeit der Jahre 1970 
und 1971; er liegt dieser Beratenden Versammlung 
mit dem Dokument 3151 im Wortlaut vor. 

Ich beziehe mich auif den Inhalt dieses umfang- 
reichen Arbeitsberichts über das Weltflüchtlings- 
problem und erinnere daran, daß die gesamte Ar- 
beit des Hochkommissars der Vereinten Nationen 
auf zwei internationalen Rechtsgrundlagen ba- 
siert; auf der Konvention der Vereinten Nationen 
für Flüchtlinge aus dem Jahre 1951 und dem Zu- 
satzprotokoll aus dem Jahre 1967. Es ist zu vermer- 
ken, daß die Konvention aus dem Jahre 1951 im Be- 
richtszeitraum von zwei weiteren Staaten ratifiziert 
worden ist, nämlich von Uruguay und von Malta. 
Der Stand ist: 61 Ratifizierungen bis Ende des Jah- 
res 1971, Das Zusatzprotokoll wurde im Berichts- 
zeitraum von acht weiteren Staaten ratifiziert. Es 
sind nunmehr 48. Unter diesen befinden sich Frank- 
reich, Luxemburg und Malta als Mitgliedstaaten 
des Europarates. 

Eine weitere, zusätzliche Rechtsgrundlage wurde 
im Jahre 1969 durch eine Zusatzkonvention der Or- 
ganisation für Afrikanische Einheit geschaffen. Bis- 
her haben fünf afrikanische Staaten diese Konven- 
tion ratifiziert. Sie wird in Kraft treten, wenn sie 
ein Drittel der Mitgliedstaaten der OAU ratifiziert 
haben werden. 

Auf der Basis dieser rechtlichen Grundlagen hat 
das Hochkommissariat der Vereinten Nationen sei- 
ne Arbeit geleistet. 

Ich darf mit nur ganz wenigen Stichworten die 
Haupttatbestände dieses Berichts in Ihre Erinne- 
rung rufen, zum Beispiel die Zahl der Flüchtlinge, 
mit der wir es in der Welt noch immer zu tun ha- 
ben. Unter die Kompetenz des Herrn Hochkommis- 
sars der Vereinten Nationen fallen allein in Europa 
noch immer 600 000 Flüchtlinge, obwohl sich die 
Zahl im Berichtszeitraum ein wenig reduziert hat. 
In Afrika zählt man zur Zeit 1 Million Flüchtlinge, 
die der Hilfe des Hochkommissars der Vereinten 
Nationen bedürfen. Die Zahl für Lateinamerika be- 
trägt über 100 000. 

Der Bericht gibt Auskunft über die großen Bemü- 
hungen und die vielen Aktivitäten der Vereinten 
Nationen bei der Hilfeleistung für die zahlreichen 
Flüchtlinge in Bengalen. Bis Mitte 1971 wurden für 
diese armen Menschen und ihre Rückführung in die 
Heimat insgesamt 180 Millionen Dollar aufge- 
wandt. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Berichts des Hoch- 
kommissars ist das Problem Süd-Sudan. Nach der 
Vereinbarung von Addis Abeba vom 27. Februar 
1972 hat das Hochkommissariat ein Notrückfüh- 
rungsprogramm entwickelt, das insgesamt 180 000 
Flüchtlinge betrifft, die nunmehr in ihre Heimat zu- 
rückkehren können. Dieses Programm erfordert 
eine Summe von 22 Millionen Dollar. Der Herr 
Hochkommissar verweist darauf, daß zur Zeit noch 
5,5 Millionen Dollar fehlen. Hier empfiehlt der Aus- 
schuß den Mitgliedsstaaten des Europarates, ange- 


sichts dieses Fehlbetrags großzügige zusätzliche 
Hilfe zu leisten. 

Neben diesen Tatbeständen gibt es insbesondere 
zwei Probleme, die in diesem Bericht angesprochen 
werden. Das eine ist die Frage der Naturalisierung, 
mit der sich die Beratende Versammlung in einem 
Bericht des Rechtsausschusses schon befaßt hat. Es 
wird dabei auf die Konvention der Vereinten Na- 
tionen zur Reduzierung der Zahl der Staatenlosen 
aus dem Jahre 1961 Bezug genommen. Hier ist be- 
dauerlicherweise zu vermerken, daß erst drei Staa- 
ten diese Konvention über die Staatenlosen ratifi- 
ziert haben. Es müssen sechs Ratifizierungen vor- 
liegen, ehe sie in Kraft tritt. Sie ist erst von Schwe- 
den, Großbritannien und Norwegen unterzeichnet 
worden. Wir bitten die Mitgliedsregierungen des 
Europarates, ihrerseits diese wichtige Konvention 
in möglichst kurzer Zeit zu ratifizieren. 

Das andere ist das Problem des territorialen 
Asylrechts. Hierzu wird in der Anlage des Berichts 
des Hohen Kommissars eine Draft Convention on 
Territorial Asylum vorgestellt. Diesen Entwurf hat 
das Kolloquium über territoriales Asylrecht, orga- 
nisiert vom Carnegie Endowment for International 
Peace, das im April 1971 und im Januar 1972 getagt 
hat, erarbeitet. Es ist zu hoffen, daß diese Initiative 
dazu führen wird, daß man in der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen die Initiative ergreift, 
um auch hier zu einer Konvention zu kommen. Wir 
sind der Meinung, daß es den Mitgliedsregierungen 
des Europarats wohl ansteht, ihrerseits auf diesem 
Gebiet initiativ zu werden und gegebenfalls auch 
durch eine regionale Lösung diesem Problem beizu- 
kommen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die 
nüchternen und doch erschütternden Zahlen im Be- 
richt des Hohen Kommissars beweisen einmal 
mehr, daß wir noch immer im Jahrhundert der 
Flüchtlinge leben. Ich finde, das ist eine Herausfor- 
derung; man kann ihr nicht ausweichen, sondern 
man muß sie annehmen. Die Mitgliedstaaten des 
Europarats, der sich die Deklaration der Menschen- 
rechte zum Grundgesetz gegeben hat, müssen an 
der Spitze derer sein und bleiben, die den Millionen 
Flüchtlingen in aller Welt eine praktische und 
großzügige Hilfe leisten. Ich finde, Herr Präsident, 
das allein entspricht auch der großen humanitären 
Tradition der Beratenden Versammlung. Von dieser 
Grundeinstellung hat sich mein Ausschuß bei der 
Formulierung des Berichts und der Empfehlung auf 
Drucksache 3229 leiten lassen. Sie wurden im Aus- 
schuß einstimmig angenommen, und ich bitte auch 
die Versammlung um ihre Zustimmung. 

Herr Präsident, vor wenigen Tagen habe ich dem 
Herrn Hohen Kommissar der Vereinten Nationen in 
Genf zur Vorbereitung dieses Berichts einen Be- 
such abgestattet. Bei dieser Gelegenheit hat mich 
Prinz Sadruddin Aga Khan gebeten, der Beratenden 
Versammlung seinen herzlichen Dank für die bisher 
erwiesene Hilfe, für die Unterstützung seiner Ar- 
beit und für alle Initiativen der Versammlung zur 
Lösung des Weltflüchtlingsproblems zu übermit- 
teln. Diesen Auftrag habe ich hiermit erfüllt, Herr 
Präsident. Aber ich denke, diese Beratende Ver- 
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Sammlung des Europarats hat ihrerseits Anlaß und 
Grund, dem Herrn Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge und allen seinen Mitarbei- 
tern in der Genfer Dienststelle für die große huma- 
nitäre Arbeit zum Nutzen heimatloser Menschen in 
aller Welt Dank und Anerkennung auszusprechen. 
Wir bitten den Hohen Kommissar und seine Mitar- 
beiter, auch in Zukunft am Werk der tätigen Näch- 
stenliebe zu bleiben. 

Herr Präsident, gestatten Sie mir abschließend 
noch eine persönliche Bemerkung. Dies ist meine 
letzte Rede in der Beratenden Versammlung des 
Europarats, weil ich meine parlamentarische Arbeit 
in meinem Land nach fast zwanzig Jahren beendet 
habe. Ich ergreife diese Gelegenheit gerne. Ihnen, 
Herr Präsident, und allen Mitgliedern der Ver- 
sammlung herzlichen Dank zu sagen für die Fair- 
neß, die Kameradschaft und die sachliche Unter- 
stützung, die sie mir und meinem Ausschuß lange 
Jahre hindurch gewährt haben. Ich beziehe in die- 
sen Dank ausdrücklich das Sekretariat meines Aus- 
schusses, Herrn Sand und seine Mitarbeiter, ein. 
Der Abschied fällt mir nicht ganz leicht. Aber es 
gibt keinen Blick zurück im Zorn; im Gegenteil! Es 
war eine gute und ehrenvolle Sache, eine Zeitlang 
ein Arbeiter auf der Großbaustelle Europa zu sein. 
Idi werde dieser Arbeit immer verbunden bleiben, 
nicht zuletzt deswegen, weil sie neben dem prakti- 
schen Ergebnis auch persönliche Freundschaften 
begründet hat, die ganz sicher länger dauern wer- 
den als meine Mitgliedschaft in dieser Versamm- 
lung. 

Zum Schluß, Herr Präsident, möchte ich ein Wort 
zitieren, das ich bei einem der Großen der Mensch- 
heitsgeschichte fand, bei dem unvergessenen Hu- 
manisten, den Norwegen geboren und den bei sei- 
nem Tode die Welt verloren hat, Frithjof Nansen. 
Der erste Hohe Kommissar des Völkerbundes für 
Flüchtlinge schrieb dieses Wort nach dem ersten 
Weltkrieg, und es hat nichts von seiner Wahrheit 
verloren: 

I cannot see any other salvation for mankind 
but the rebirth af neighbourly love. Yes, 
neighbourly love is realpolitik, the only pos- 
siible. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir alle in dieser Beratenden Versammlung des 
Europarats standen immer auf der Seite der Leiden- 
den, der Hilflosen und der Heimatlosen. Ich hoffe, 
daß sie als Realpolitiker der Nächstenliebe immer 
dort bleiben. 

Herr Präsident, ich wünsche der zukünftigen Ar- 
beit der Versammlung Erfolg und Gottes Segen. Ich 
danke Ihnen. 


Präsident Vedorato dankt dem Vorsitzenden 
des Flüchtlingsausschusses, Pöhler, namens der Ver- 
sammlung für seinen unermüdlichen Einsatz zugun- 
sten der Benachteiligten und Hilflosen während der 
langen Jahre seiner Zugehörigkeit zur Beratenden 
Versammlung. 


Tagesordnungspunkt: 

Umweltpolitik in Europa 

(Drucksache 3226) 

Berichterstatter: Abgeordneter Cravatte 

Einsatz von Wissenschaft und Technologie 
zur Lösung der Umweltprobleme 

(Drucksache 3249) 

Berichterstatter: Abgeordneter Riviere 

Stand des gesetzlichen und administrativen 
Gewässerscfautzes in Europa 

(Drucksache 3238) 

Berichterstatter: Abgeordneter Schloesing 

Beseitigung fester Abfallstoffe 

(Drucksache 3227) 

Berichterstatter: Abgeordneter Minnocci 

Verschmutzung der Gewässer durch in der 
Landwirtschaft verwendeten Kunstdünger 

(Drucksache 3236) 

Berichterstatter: Abgeordneter Hauret 

Dr, Ahrens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Lassen Sie mich 
zunächst den Herren Berichterstattern sehr herzlich 
danken für die ausgezeichneten Berichte, die die 
Grundlage unserer heutigen Beratimg bilden. Ins- 
besondere der Bericht von Herrn Cravatte ist in 
seiner Gründlichkeit und seiner politischen Fundie- 
rung eine Arbeit, wie wir sie von ihm gewöhnt 
sind. Ich stimme diesem Bericht sowohl in seiner 
Begründung als auch in seinen Konsequenzen voll 
zu. Wenn ich gleichwohl hier spreche, so deshalb, 
um die Aufmerksamkeit der Versammlung auf eini- 
ge Punkte zu lenken, deren Hervorhebung mir nö- 
tig erscheint. 

Wichtig ist mir einmal, daß wir unsere Bemühun- 
gen nicht allein richten dürfen auf eine Beseitigung 
bereits eingetretener Umweltschäden, daß wir viel- 
mehr mit Nachdruck dafür sorgen müssen, daß der- 
artige Schäden künftig gar nicht erst eintreten. Hier 
können unsere Regierungen, hier können auch wir 
als Parlamentarier unterschiedliche und wichtige 
Maßnahmen ergreifen. 

Ich erinnere daran, daß der Uweltschutz, wie ich 
meine, eine sehr stark ausgeprägte pädagogische 
Seite hat. Wir müssen die Information verstärken, 
so daß auch und gerade in der Auffassung unserer 
Bevölkerung ein Verbrechen an der Umwelt nicht 
länger als Kavaliersdelikt angesehen wird, sondern 
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als kriminelles Unrecht Weiter wäre daran zu den- 
ken, durch finanzielle Maßnahmen, insbesondere 
durch Vorschriften des Steuerrechts, die Produk- 
tion umweltfreundlicher Produkte zu fördern und 
umweltschädliche Erzeugnisse möglichst auszu- 
schalten. 

Ein zweiter Punkt, auf den ich zu sprechen 
kommen möchte, betrifft das Verursachungsprinzip. 
Herr Cravatte stellt sich in seinem Bericht auf den 
Standpunkt, daß derjenige, der die Umwelt schä- 
digt, für die Beseitigung dieser Schäden zahlen 
muß. Herr Präsident, diese Forderung ist richtig, 
und ich bin sehr froh darüber, daß das Verursa- 
chungsprinzip zunehmend auch in unsere Gesetze 
Eingang findet. Aber ich glaube, wir sollten uns ge- 
rade hier nichts vormachen. Die Belastungen eines 
Betriebes durch solche Kosten sind Betriebsausga- 
ben, die in die Kalkulation einfließen und die, je- 
denfalls wohl regelmäßig, über die Preise auf den 
Verbraucher abgewälzt werden. Das Leben wird, 
wenn man die Umwelt erhalten will, somit für alle 
teurer, und es werden nicht etwa nur die Gewinne 
oder Erträge einiger Unternehmen geschmälert. 

Diese Tatsache führt mich nun zu einer weiteren 
Überlegung. Wenn die Kosten für die Verhinderung 
oder Beseitigung von Umweitschäden in die Kalku- 
lation des Unternehmens eingehen, so sind sie ein 
Wettbewerbsfaktor. Die Unternehmen eines Landes, 
das weniger scharfe Gesetze hat und somit seinen 
Unternehmen weniger Kosten zumutet für die Er- 
haltung einer gesunden Umwelt, stehen besser als 
die Unternehmen eines anderen Landes, das nach- 
drückliche Forderungen an den Umweltschutz stellt. 
Wir müssen also, zumal es sich bei der Umwelt über 
alle Grenzen hinweg um unser aller Gut handelt, 
zu möglichst einheitlichen Regelungen und damit 
zu möglichst einheitlichen, also wettbewerbsneutra- 
len Belastungen der Unternehmen kommen. Aus 
diesem Grunde bin ich nicht sehr glücklich über 
Aussagen und Veröffentlichungen der OECD, die 
mit Nachdruck und sehr ausführlich auf die unter- 
schiedlichen Bedürfnisse des Umweltschutzes ver- 
weisen und nur so ganz nebenbei und am Schluß 


darauf zu sprechen kommen, daß allein einheitliche 
Regelungen wettbewerbsneutral sind. 

Wir im Europarat sollten einheitliche Vorschrif- 
ten jedenfalls überall dort fordern, wo es um die 
Regelung gleicher Sachverhalte geht. Wenn etwa 
die Nordsee nicht länger als Lagerplatz für gefähr- 
liche Abfälle mißbraucht werden soll, dann müssen 
alle Staaten verbieten, daß von ihren Küsten aus 
solche Abfälle ins Meer geleitet werden und daß 
von ihren Häfen aus Schiffe mit Gift und Abfällen 
auslaufen. Andernfalls wird die Industrie in das 
Land mit den nachgiebigsten Vorschriften auswei- 
chen und von dort aus die See weiter verschmutzen. 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, noch eine An- 
merkung zu einem Thema, das die Versammlung 
gestern nachmittag bei der Diskussion über Berichte 
unseres Wirtschaftsausschusses beschäftigt hat; ich 
meine den Bericht über die Grenzen des Wachs- 
tums. Der Club of Rome kam zu seinen Überlegun- 
gen vor allem im Hinblick darauf, daß ein weiteres 
ungehemmtes Wachstum die Welt zerstören könn- 
te. Nun ist es sicherlich nicht damit getan, in der 
Zukunft jedes Wachstum zu verhindern, schon gar 
nicht in Anbetracht der ja doch weiter wachsenden 
Weltbevölkerung. Eine solche Auffassung wäre ge- 
nauso falsch und kurzsichtig wie der Wachstumsfe- 
tischismus, dem wir lange Jahre gehuldigt haben. 
Wir werden uns vielmehr die Frage stellen müssen, 
wieviel Wachstum wir benötigen, um mit den Pro- 
blemen dieser Welt und damit auch mit den Proble- 
men des Umweltschutzes fertig zu werden. Um es 
an einem Beispiel zu verdeutlichen: ich meine, es 
ist nichts damit gewonnen, wenn man etwa den 
Bau von Kraftwerken verhindert und damit die um- 
weltfreundlichste aller Energien, die Elektrizität 
nämlich, als Mittel für die Verbesserung unserer 
Umwelt ausschaltet. Auch diese Fragen werden 
sicherlich im Laufe des nächsten Jahres in unserem 
Ausschuß intensiv weiterdiskutiert werden müssen. 

Für alle diese Überlegungen bietet der vorge- 
legte Bericht eine ausgezeichnete Grundlage. Da- 
her möchte ich nicht versäumen, dem Herrn Bericht- 
erstatter nochmals sehr herzlich zu danken. 
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